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Einheitlich und geschlossen müssen darum die Gewerkschaften am 1. Mai ihren 
Friedenswillen gegen die reaktionären Kräfte in der Bundesrepublik zum Aus-
druck bringen. Ratifizierung der Verträge von Moskau und Warschau und 
Vorbereitung einer europäischen Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit, 
sind die wichtigsten Forderungen der Gewerkschaften am 1. Mai 1972. sr

Es ist nicht auszuschließen, daß die Verträge im Bundestag scheitern. Die 
letzten Wochen haben gezeigt, daß die Gegner der Verträge von der CDU/CSU 
bis zu den Neonazis mit aller Rücksichtslosigkeit gegen die Ratifizierung und 
damit gegen die Entspannung in Europa auftreten. Die CDU/CSU zeigt deutlich, 
daß sie ihre Politik des Antikommunismus und ihre Position des kalten Krieges 
nicht auf geben will. Gegen die Forderungen der Gewerkschaften nach Frieden 
und Sicherheit in Europa vertritt sie die Interessen der Rüstungsindustrie und 
der reaktionären Flüchtlingsverbände, so, wie sie immer nur gegen die Ge-
werkschaften und für das Kapital Stellung bezogen hat.
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INFORMATIONEN UND KOMMENTARE

NACHRICHTEN
ZUR WIRTSCHAFTS-UND SOZIALPOLITIK

An diesem 1. Mai sind die Gewerkschaften auf gerufen, einen konkreten Bei-
trag für Entspannung, Abrüstung und Frieden zu leisten. Im Mittelpunkt der 
Mai-Kundgebungen wird die Forderung nach schneller Ratifizierung der Ver-
träge von Moskau und Warschau stehen. Der DGB-Bundesausschuß und alle 
Landesbezirkskonferenzen haben sich für diese Verträge eingesetzt, und in 
zahlreichen Entschließungen verlangen die Gewerkschafter, daß die Verträge 
realisiert werden. Die übergroße Mehrheit der Bevölkerung ist überzeugt, 

daß die Verträge der Bundesrepublik 
mit der Sowjetunion und Polen der 
Entspannung und dem Frieden dienen. 
Sie machen den Frieden in Europa 
sicherer und schaffen die Voraus-
setzungen für den Abbau der enor-
men Rüstungskosten. Sie beinhalten 
die Anerkennung der bestehenden 
Grenzen in Europa und eröffnen 
Möglichkeiten zur Normalisierung der 
Beziehungen zwischen der Bundes-
republik und den Ländern der sozia-
listischen Völkergemeinschaft. 
Verträge fördern den Handel 
beiderseitigen Nutzen und damit auch 

soziale Sicherheit und Sicherung des Arbeitsplatzes. Die Ratifizierung der Ver-
träge ist von so grundsätzlicher Bedeutung, daß sie nicht allein Angelegenheit 
des Parlaments bleiben kann, sondern eine Sache des ganzen Volkes werden 
muß.

ie traditionellen und klassischen Kampflosungen der Arbeiterschaft am 
U 1. Mai sind die Forderungen nach Völkerverständigung und Frieden. Die 
arbeitende Bevölkerung ist in erster Linie an Abrüstung und Sicherung des 
Friedens interessiert. Weiß sie doch, daß die Aufrüstung mit dem Verzicht auf 
bescheidenen Wohlstand und der Krieg mit Opfern an Gut und Blut bezahlt 
werden muß, während die Rüstungsindustrie Milliarden Profite einstreicht.



Ratifizierung erzwingen
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Zwei Seelen

Der verstärkte Angriff der CDU/CSU 
gegen die Ratifizierung der Verträge 
richtet sich zugleich gegen den ganzen 
Kurs der Entspannung und versucht, 
die Bundesrepublik in die Zeit der 
offenenen Konfrontation mit der So-
wjetunion, der DDR und den anderen 
sozialistischen Länder zurücfczuzerren. 
So denken auch die Bergarbeiter der 
Schachtgewerkschaftsgruppe Reckling-
hausen, die in einer Entschließung 
zum Ausdruck brachten: „Eine Politik 
gegen die Verträge ist eine Politik 
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Die kalten Krieger dürfen keine Chance bekommen 
Einsatz für Entspannung — Aufgabe für Gewerkschaften

So wie der DGB sich für Frieden und 
Entspannung, für die Ratifizierung der

seine 
gehorchend, 

die Ratifizierung abgeben.

Die Besuchsregelung zu Ostern und 
Pfingsten für Westberliner, die in die 
Hauptstadt und das gesamte Gebiet 
der DDR reisen wollen, wie die zügige 
Ausarbeitung eines Verkehrsabkom-
mens zwischen der DDR und der BRD 
zeugen davon, wie die Verträge von 
Moskau und Warschau positiv wirken 
und ihre Ratifizierung die Entwicklung 
zur Entspannung und Zusammenarbeit 
festigen und beschleunigen würde.

In einem Klima der politischen Ent-
spannung kann sich die Zusammen- 
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In wenigen Wochen wird der Bundestag über die Ratifizierung der Verträge 
von Moskau und Warschau zu beschließen haben. Für die Gewerkschaften ist 
die Haltung dazu eindeutig. Der Bundesausschuß des DGB hat von den Abge-
ordneten des Bundestages die Zustimmung zu den Verträgen gefordert. In den 
Gewerkschaften wächst der Wille, sich noch stärker für die Verträge einzusetzen.

zurück in die Zeit des kalten Krieges 
und ist gegen die Lebensinteressen 
unseres Volkes gerichtet. Wir Berg-
arbeiter wollen Frieden, Sicherheit 
und gutnachbarliche Beziehungen zu 
allen Völkern."

i
I

Das von den Parlamentariern so gern 
in Anspruch genommene Gewissen 
kann es nicht sein, was die Seelen-
qual bei Adolf Müller hervorgerufen 
hat — denn wie könnte das Gewissen 
einen Mann, der Demokrat, Gewerk-
schafter und Christ zu gleicher Zeit 
zu sein vorgibt, daran hindern, Ge-
waltverzichtsverträgen, die den Frie-
den sicherer machen, zuzustimmen?

okolus

So sagte der stellvertretende Vorsit-
zende der IG Chemie-Papier-Keramik, 
Ferdinand Eichhorn: „Die Tatsache, 
daß Reaktionäre aller Schattierungen 
mit demagogischen Mitteln die Be-
völkerung gegen die Verträge aufzu-
putschen suchen, daß sie, um die Ver-
träge zu Fall zu bringen, zum Marsch 
auf Bonn aufgerufen haben, zwingt 
die Gewerkschaften, sich noch stärker 
für die Ratifizierung zu engagieren. 
Wir Gewerkschafter wissen, daß wir 
unsere sozialen und politischen For-
derungen nur in einem Klima des Frie-
dens und der Entspannung realisieren 
können."

„Eine Politik der Entspannung und 
Verständigung ist zum Nutzen der 
Arbeitnehmer und ihrer Familien. Sie 
gibt uns allen die Hoffnung auf Si-
cherheit und Fortschritt und läßt die 
ersehnte Abrüstung in Europa näher-
rücken," heißt es in einer Erklärung 
der Jahreshauptversammlung der Ge-
werkschaft HBV in Düsseldorf. Gerade 
darum geht es heute: den kalten Krieg 
begraben, der Abrüstung und der Zu-
sammenarbeit der Völker unseres 
Kontinents den Weg bereiten.

Es darf dabei nicht übersehen werden, 
daß die gesamte Reaktion mit ihrem 
Sturmlauf für das Scheitern der Ver-
träge auch die Regierung Brandt/ 
Scheel zu Fall bringen will. Die CDU/ 
CSU mit Barzel und Strauß sollen wie-
der an die Regierungsmacht gebracht 
werden. Unter diesem Gesichtspunkt 
hat sich der Kampf um die Ratifizie-
rung der Verträge dramatisch zuge-
spitzt und erfordert von allen fort-
schrittlichen Kräften jetzt höchste Ak-
tivität, um die Chance wahrzunehmen, 
mit völkerrechtlich abgesicherten Ver-
trägen und stabilen Grenzen in Euro-
pa einen neuen Abschnitt der Zusam-
menarbeit der Staaten dieses Erdteils, 
ungeachtet ihrer gesellschaftlichen 
Ordnung, einzuleiten.

Was ist es nun, was diesen Zwiespalt 
in der Brust des Adolf Müller entfacht 
hat? Ist es die Sorge, sich als nicht 
schlecht bezahlter Gewerkschaftsfunk-
tionär in Gefahr zu bringen, wenn 
man im Bundesausschuß nicht für die 
Resolution und damit für die Ver-
träge gestimmt hätte einerseits, oder 
andererseits die Angst, das CDU- 
Bundestagsmandat samt Diäten zu 
verlieren, wenn man bei der Bundes-
tagsabstimmung nicht gegen die Ver-
träge votiert?

Barzel treibt mit der Forderung nach 
Grenzrevision die Bundesrepublik in 
internationale Verwicklungen, damit 
aber auch zugleich in die größte au-
ßenpolitische Isolierung auch gegen-
über den westlichen Nachbarn der 
BRD. Breshnew erklärte auf dem Ge-
werkschaftskongreß in Moskau un-
mißverständlich: Die Grenzen in Euro-
pa sind im Ergebnis des 2. Weltkrie-
ges entstanden, sie haben sich bereits 
historisch gefestigt, sie sind in den 
Verträgen für unverletztlich erklärt 
worden und werden kein Gegenstand 
von Verhandlungen mehr sein.

Verträge erklärt, so hüi : auch der 
Kongreß der sowjetischen Gewerk-
schaften, der in Moskau tagte, klar 
festgelegt. Er stimmte Leonid Bresh-
new zu, der die Entschlossenheit der 
Sowjetregierung betonte, ihrer eige-
nen Verantwortung gerecht zu wer-
den bei der Lösung der Fragen, die 
zur Sicherung des Friedens und der 
Zusammenarbeit der Völker Europas 
auf der Tagesordnung stehen. Unüber-
sehbar ist der Standpunkt der Regie-
rung der UdSSR wie der Völker die-
ses großen Landes, in der Bundesre-
publik gehe es bei der Auseinander-
setzung um die Verträge um Konfron-
tation oder Zusammenarbeit, um Ent-
spannung oder Verschärfung der 
Spannungen und letztlich um eine 
Politik des Friedens oder des Krieges.

Die reaktionärsten Kräfte von der 
„Aktion Widerstand" bis zur Führung 
der CDU/CSU reden davon, daß die 
Sowjetunion sich in die inneren An-
gelegenheiten der BRD einmische, 
wenn sie ihre Meinung zur politischen 
Auseinandersetzung über die Verträge 
ausspricht. Dieser Vorwurf ist bei der 
Tatsache, daß der Vertrag, um den es 
geht, ein zweiseitiger Vertrag ist, der 
lebenswichtige Interessen sowohl der 
Bevölkerung der BRD als auch der 
Völker der UdSSR berührt, völlig un-
begründet. Hinzu kommt, daß die Re-
gierung der Sowjetunion bereits jetzt 
konstruktiv wertet, daß die Verträge 
zu einer positiven Veränderung der 
Beziehungen der UdSSR und der BRD 
geführt haben. So wurden bereits Bei-
spiele für eine Politik der friedlichen 
Koexistenz entwickelt. Auch die Teil-
nahme einer Delegation des DGB am 
Kongreß der Sowjetgewerkschaften 
und die in Aussicht gestellte Teilnah-
me einer Delegation der Gewerkschaf-
ten der UdSSR am DGB-Kongreß in 
Westberlin gehören zu den Beweisen 
für das veränderte Klima.

Der stellvertretende Landesvorsitzende 
des DGB-Landesbezirks Nordrhein- 
Westfalen, Adolf Müller, steht „unter 
seelischem Druck". Ihm wohnen, um 
mit dem Dichterwort zu sprechen, zwei 
Seelen in der Brust.

Die eine, das ist die Seele des Ge-
werkschafters Müller, der im DGB- 
Bundesausschuß einer Resolution zu-
stimmte, mit der die Entspannungs-
politik begrüßt und eine Ratifizierung 
der Verträge von Moskau und War-
schau gefordert wird. Die andere 
Seele, die schwarze sozusagen, ge-
hört dem CDU-Bundestagsabgeord-
neten Müller, und der will wiederum 
im Bundestag seine Stimme, dem 
Fraktionsbefehl gehorchend, gegen



Lautloser DGB-Kongreß?
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Aktionsprogramm in der Mitgliedschaft diskutieren!
Nachahmenswertes Beispiel des DGB in Kassel

Das Rechtskartell, die CDU/CSU schla- 
gen, die Verträge ratifizieren — das 
ist möglich und real. Im einheitlichen, 
entschlossenen Kampf kann diese ge-
schichtliche Tat vollbracht werden. Die 
Gewerkschaften können und sollten 
dabei einen ehrenvollen Platz einneh-
men. Josef Ledwohn

Einige Tage vor der Ratifizierung der 
Verträge im Bundestag findet der 1. 
Mai statt. Das ist eine große Möglich-
keit, in Massenkundgebungen und De-
monstrationen der Arbeiter und An-
gestellten, der Frauen und Jugend 
den Reaktionären jeder Art den ent-
schlossenen Kampf anzusagen.

merkte im Münchener Presseklub dazu, 
das sei sehr wohl eine Aufgabe der 
Gewerkschaften. Die Gewerkschafts-
funktionäre im Betrieb sind damit an-
gesprochen und aufgerufen, die Arbei-
ter und Angestellten für die Ratifi-
zierung zu aktivieren.

In wenigen Wochen, vom 25. Juni bis 1. Juli, findet in Westberlin der 9. ordent-
liche Bundeskongreß des Deutschen Gewerkschaftsbundes statt. In der Ge-
schichte des DGB gab es bisher wohl kaum einen Bundeskongreß, der so lautlos 
vorbereitet wurde. Mit Ausnahme der veröffentlichten Einberufung und Tages-
ordnung sowie der spärlichen Hinweise vom DGB-Vorsitzenden Heinz Oskar 
Vetter bei einigen Landesbezirkskonferenzen herrscht Schweigen im Walde. 
Vetter kündigte an, der Kongreß habe die Schwerpunkte: neues Aktionspro-
gramm, Probleme der Vermögensbildung und der Bildungspolitik.

Abgesehen von einigen Spekulationen 
in der Unlernehmerpresse hat die 
Mitgliederschaft bisher keine weiteren 
Informationen erhalten. Zwar sind 
mittlerweile die 453 ordentlichen De-
legierten und etwa halb so viele Gast-
delegierte von den 16 Industriege-
werkschaften und Gewerkschaften ge-
wählt und die Anträge fristgerecht 
bis zum 25. März eingereicht worden, 
aber die Mitgliederschaft ist weitge-
hend uninformiert und hat darum auch 
wenig Möglichkeiten, über Inhalt und 
Verlauf des Kongresses milzubestim- 
men. Selbst auf den Landesbezirks-
konferenzen spielte der DGB-Kongreß 
kaum eine Rolle.

In Gesprächen mit Gewerkschaftsfunk-
tionären in Betrieben und auf regiona-
ler Ebene ist über diese Art von Ge-
heimdiplomatie des DGB-Bundesvor-
standes ein wachsender Unmut zu ver-
spüren. Insbesondere wird kritisiert, 
daß der bevorstehende Kongreß ein 
neues Aktionsprogramm beraten soll, 
ohne daß es vorher im Entwurf in 
der Mitgliederschaft diskutiert wurde. 
Da nach Auskunft des Leiters der

Auch die anderen von Vetter ange-
führten Schwerpunkte bedürfen einer 
innergewerkschaftlichen Diskussion. 
Für die Entwicklung der Demokratie 
innerhalb der Gewerkschaften ist es 
abträglich, wenn z. B. die Mitglieder 
erst aus der Unternehmerpresse er-
fahren, daß es in der Frage der Ver-
mögensbildung innerhalb des Bundes-
vorstandes Meinungsverschiedenhei-
ten gibt, die hinter den Kulissen aus-
getragen werden. Der DGB und seine 
Gewerkschaften haben überhaupt kei-
ne Veranlassung, eine öffentliche De-
batte zu scheuen. Noch auf dem außer-
ordentlichen DGB-Kongreß 1971 in 
Düsseldorf hatte Vetter verlangt „den 
innergewerkschaftlichen Willensbil-
dungsprozeß anzuregen". Gleichzeitig 
sagte er: „Die Demokratie ist — 
gleich ob in der Organisation oder 
Gesellschaft — eine ständige Heraus-
forderung an uns." Diese Worte wahr 
zu machen, kann doch nur heißen, 
breite Kreise der Mitgliedschaft in die 
Kongreßvorbereitung einzubeziehen.

DGB-Pressestelle, Walter Fritze, der 
Vorschlag des neuen Aktionspro-
gramms als Antrag des Bundesvor-
standes gestellt werden soll, ist mit 
einer Veröffentlichung des Entwurfs 
erst unmittelbar vor dem Bundeskon-
greß zu rechnen.

Ein nachahmenswertes Beispiel für 
derartige Aktionen gab der DGB in 
Kassel. Dort begann Ende März in 
allen Betrieben und Behörden eine 
Unterschriftenaktion für die Ratifizie-
rung der Verträge. Außerdem wurden 
öffentliche Einzeichnungsstellen einge-
richtet. Das Ergebnis der Unterschrif-
tensammlung soll auf der Mai-Kund-
gebung vor dem Kasseler Rathaus be-
kannt gemacht werden. Überall sollten 
Aktionen für die Ratifizierung der 
Ostverträge und gegen die von der 
CDU/CSU und ihren neonazistischen 
Hilfstruppen in Gang gesetzte Volks-
verhetzung im Mittelpunkt der Vor-
bereitung des DGB-Kongresses stehen 
und auch den 1. Mai prägen.

Werner Petschick
3

arbeit auf wirtschaftlichem, kulturel-
lem, wissenschaftlichem und sportli-
chem Gebiet zum Nutzen beider Sei-
ten voll entfalten. Das ist eine große 
Chance für die Bundesrepublik und 
alle Völker Europas. Aber die CDU/ 
CSU will das verhindern. Schon ein-
mal hat die CDU/CSU mit Adenauer 
an der Spitze eine ähnliche Chance 
bewußt vertan. 1952, als die Sowjet-
union einen Friedensvertrag für ganz 
Deutschland anbot, torpedierte Ade-
nauer als Kanzler der BRD diesen Frie-
densplan. Heute will Barzel, die Hand 
zum Kanzleramt ausstreckend, das 
gleiche tun.

Nicht zuletzt ist es für Verlauf und 
Ergebnis des Bundeskongresses eine 
entscheidende Frage, daß unter dem 
Druck entsprechender Aktionen der 
Gewerkschaften die Verträge von 
Moskau und Warschau vorher rati-
fiziert werden. Mit einer Politik des 
Friedens, der Abrüstung und Ent-
spannung, die durch die Ratifizierung 
möglich wird, ist es auch für die Ge-
werkschaften wesentlich leichter, die 
eigenen Forderungen durchzusetzen.

Auf Grund der Bedeutung des Ak-
tionsprogramms für die Durchsetzung 
der berechtigten Forderungen der Ar-
beiter und Angestellten war in Ge-
sprächen immer wieder verlangt wor-
den, daß der DGB-Kongreß lediglich 
den Entwurf beschließen soll, um nach 
einer Diskussion in der Mitgliedschaft 
den Vorständen der Einzelgewerk-
schaften, den DGB-Landesbezirken 
und DGB-Kreisen die Möglichkeit zu 
geben, Vorschläge einzureichen. Die 
endgültige Beschlußfassung sollte dann 
zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen. 
Mit einer Diskussion in der Mitglied-
schaft würden zugleich auch die Po-
tenzen entwickelt, die erforderlich 
sind, um die gewerkschaftlichen For-
derungen im Kampf gegen die Unter-
nehmer durchzusetzen.

Bei dieser Verfahrensweise haben 
nicht einmal die antragsberechtigten 
Organe eine Möglichkeit, zum Inhalt 
des Aktionsprogramms Vorschläge zu 
unterbreiten, weil die Antragsfrist be-
reits abgelaufen ist. Als ein Vertreter 
der NACHRICHTEN-Redaktion auf 
der Landesbezirkskonferenz in Husum 
den stellvertretenden DGB-Vorsitzen-
den Gerd Muhr auf diesen Zustand 
ansprach, meinte er, auf dem Kongreß 
könnten ja Initiativanträge einge-
bracht werden. Mit Recht stellte Peter 
Riemer in der „Holzarbeiterzeitung" 
Nr. 4/72 die kritische Frage: „Haben 
nicht auch die Mitglieder vor dem 
Kongreß ein Recht, den Inhalt des 
neuen Papiers (Entwurf des Aktions-
programms) zu kennen, ihn zu disku-
tieren und vielleicht selbst noch Vor-
schläge zu machen?"

Mit dem Hinweis auf diese Gefahren 
soll gleichzeitig die Verantwortung 
unterstrichen werden, die jetzt beson-
ders die Gewerkschaften tragen. 
Brandt hat davon gesprochen, im 
Kampf für die Verträge notfalls die 
Betriebe zu mobilisieren. Ist das nicht 
ein Hinweis für die Gewerkschaften, 
das unverzüglich zu tun? Vetter be- 
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IG Chemie taktiert defensiv

Vorbereitung Chemiekongreß

Hauenschild will Forderung noch weiter reduzieren 
Nur höchste Aktivität kann 8 Prozent durchsetzen

liegen 1971 deutlich über denen der 
gesamten Industrie. Die Tendenzen für 
1972 deuten in gleicher Richtung."

Westberlins, die mitten im Tarifkampf 
oder unmittelbar davor stehen, bei 
ihren Aktionen zur Durchsetzung der 
Forderungen orientieren. Die chemi-
sche Industrie befindet sich inmitten 
eines Aufschwungs und kann zahlen!

Im Bezirk Nordrhein, wo die Tarif-
kündigung rund 230 000 Beschäftigte 
der chemischen Industrie erfaßt, sind 
gleich die ersten Verhandlungen am 
28. und 29. März geplatzt. Die IG 
Chemie-Papier-Keramik hat daraufhin 
die Tarifverhandlungen für gescheitert 
erklärt und die Landesschlichtungs-

Grützner schrieb in der März-Aus-
gabe des IG-Chemie-Organs „Gewerk-
schaftspost": „Wenn man berücksich-
tigt, daß Forderung nicht gleich Ab-
schluß ist, muß man diese Forderung 
als maßvoll bezeichnen. Es sollte 
aber auch mit allem Nachdruck darauf 
hingewiesen werden, daß die Ver-
handlungsspanne weitaus geringer ist 
als beispielsweise im Jahre 1971."

Vom 22. bis 24. März 1972 tagte die 
8. ordentliche Bundesindustriegrup-
penkonferenz für die chemische und 
mineralölverarbeitende Industrie. Der 
Vorsitzende der IG Chemie-Papier- 
Keramik, Karl Hauenschild, beschrieb 
den 131 Delegierten, die als Vertre-
ter der 660 000 Beschäftigten dieses 
Industriezweiges in die Stadthalle von 
Bad Godesberg gekommen waren, die 
immer stärker werdende Konzentra-
tion im Bereich der chemischen Indu-
strie. Während in den Jahren 1963 
bis 1967 insgesamt 60 Fusionen statt-
fanden, wurden bereits 1970 und 1971 
69 Fusionen verzeichnet.

Hauenschild erklärte in einem Inter-
view mit dem bürgerlichen „Han-
delsblatt" am 20. März, die Arbeiter 
und Angestellten der chemischen In-
dustrie könnten diesmal nur einen 
„geringen realen Kaufkraftzuwachs" 
erwarten, da der aufgestaute Nach-
holbedarf in den Jahren 1970/71 ge-
deckt worden sei. In dem Interview 
nannte Hauenschild ein Unternehmer-
angebot von mindestens 4 Prozent 
eine „erfolgversprechende" Ausgangs-
position. Die Gewerkschaft erhoffe 
sich Lohnerhöhungen von „etwas mehr 
als 6 Prozent". (Die Forderungen in 
den genannten Tarifbezirken belaufen 
sich auf insgesamt etwa 8 bis 8,5 Pro-
zent.)

Einige Mitglieder des geschäftsführenden Hauptvorstandes der IG Chemie- 
Papier-Keramik leisten den Gewerkschaftsmitgliedern in ihrem gegenwärtigen 
Kampf um höhere Löhne und Gehälter in der chemischen Industrie keine guten 
Dienste. Bereits die unter Einwirkung des Hauptvorstandes zustandegekom- 
menen Forderungen nach Erhöhung der Löhne und Gehälter um einen Sockel-
betrag von 30 DM plus 5 Prozent (Tarifbezirk Nordrhein) bzw. 5,5 Prozent 
(Hessen und Rheinland-Pfalz) sind bemerkenswert niedrig ausgefallen und in 
der Mitgliedschaft auf Kritik gestoßen. Zusätzlich treten der Vorsitzende Karl 
Hauenschild und der Leiter der Hauptabteilung Tarifwesen, Erwin Grützner, in 
der Öffentlichkeit mit schädlichen defensiven Erklärungen zur tarifpolitischen 
Zielsetzung der IG Chemie-Papier-Keramik auf.

Den Gefahren für die Arbeitsplätze 
dieses Industriezweiges, die durch 
technischen Fortschritt und Rationali-
sierung entstehen, soll durch eine 
weitere Verkürzung der Arbeitszeit 
unter 40 Wochenstunden sowie durch 
eine Verlängerung des Jahresurlaubes 
auf sechs Wochen begegnet werden. 
Die Delegierten forderten die Mit-
bestimmung der Arbeiter und Ange-
stellten in den multinationalen Kon-
zernen und sprachen sich eindeutig für 
das Verursacherprinzip im Umwelt-
schutz aus. Sie forderten die Industrie 
auf, Leistungen auf diesem Gebiet 
nicht über den Preis einseitig auf die 
gesamte Bevölkerung abzuwälzen.

Die Beratungen, die zum ersten Mal 
in fünf Arbeitskreisen durchgeführt 
wurden, hatten zahlreiche Anträge für 
den 9. ordentlichen Gewerkschaftstag, 
der im September 1972 in Dortmund 
Zusammentritt, zum Ergebnis. So 
wurde eine tarifvertragliche Verein-
barung gefordert, welche die recht-
liche Stellung der gewerkschaftlichen 
Vertrauensleute in den Betrieben stär-
ken und ihnen einen erweiterten Kün-
digungsschutz geben soll.

In Erfüllung des satzungsgemäßen 
Auftrages ' konnte die Konferenz so 
bereits gute Vorarbeit für den Ge-
werkschaftstag leisten. Malkomes 
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Solche Erklärungen, die selbst bei ei-
ner Mini-Forderung von 8 Prozent noch 
nach unten — und zwar auf die 
Schiller-Leitlinie von 6 Prozent — 
orientieren, wirken als Schlag in den 
Rücken der eigenen Gewerkschafts-
mitglieder. Wer auf diese Weise 
unausgesprochen die Unternehmer-
behauptung praktiziert, daß die ge-
werkschaftliche Lohnpolitik für Stagna-
tion und Preiserhöhungen verantwort-
lich sei, muß sich von den Gewerk-
schaftsmitgliedern die Frage gefallen 
lassen, wessen Interessen er vertritt. 
Daß es sich dabei nicht um Erklä-
rungen Hauenschilds oder Grützners 
aus Einsicht in wirtschaftliche Ge-
gebenheiten, sondern offensichtlich um 
gute Dienste für Minister Schillers 
Wirtschaftspolitik handelt, geht aus 
der Feststellung Grützners in dem-
selben Artikel der „Gewerkschafts-
post" hervor, „daß die chemische In-
dustrie im Laufe des Jahres 1971 den 
überdurchschnittlichen Rückfall gegen-
über der gesamten Industrie über-
wunden hat. Die Zuwachsraten der 
Produktion und der Auftragseingänge 
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In den Tarifbezirken Nordrhein, Fles-
sen und Rheinland-Pfalz, wo die Lohn- 
und Gehaltstarifverträge zum 31. März 
kündbar waren, herrscht bereits tarif-
loser Zustand. Für die Bezirke Bre-
men, Hamburg, Niedersachsen, Nord-
baden-Württemberg, Südwürttemberg- 
Hohenzollern, Westfalen und in West-
berlin wurden die Tarifverträge zum 
30. April gekündigt. In Bayern und 
Südbaden sowie im Saarland erfol-
gen die Kündigungen zum 31. Mai 
bzw. 31. Juli 1972.

An diesen Worten sollten sich die ca. 
660 000 Beschäftigten der chemischen 
Industrie der Bundesrepublik und

Im Mittelpunkt der Beratungen stan-
den vor allen Dingen die Probleme 
der diesjährigen Tarifrunde sowie die 
allgemeine Lage in der chemischen 
und mineralölverarbeitenden Indu-
strie. In seinem einleitenden Referat 
wies Industriegruppenleiter Werner 
Beck auf die überdurchschnittlichen 
Wachstumsraten sowie die hohen Stei-
gerungen von Produktivität und Um-
satz und die günstige Auftragslage 
gerade dieses Industriezweiges hin.

auch die geschlossene Kraft der ge-
samten gewerkschaftlichen Organisa-
tion entgegenzustellen. Da die Tarif-
politik sich stärker an den Bedürfnis-
sen der Kollegen im Betrieb orien-
tieren müsse, sei es notwendig, 
lineare Forderungen zu erheben.

Hart stiegen die Delegierten in die 
Diskussion ein und forderten, der ge-
schlossenen Kraft der Unternehmer

Das Hauptvorstandsmitglied Erwin 
Grützner sprach über die Aufgaben in 
der Tarifbewegung 1972. Unter Be-
rücksichtigung der Streikerfahrungen 
aus dem vergangenen Jahr wurde 
deutlich, daß zu erfolgreichen Arbeits-
kämpfen in der Zukunft auch alle 
Großbetriebe mit einbezogen werden 
müssen.



Bonn setzt doch Leitlinien!
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Neue Tarife für den Garten- 
und Landschaftsbau

Konzertierte Aktion im Interesse der Unternehmer 
IG Chemie-Papier-Keramik im Rückwärtsgang

Am 10. März fand die 24. Sitzung der konzertierten Aktion statt. In einer 
Mammutrunde von 45 Teilnehmern wurde einmal mehr, diesmal in einer knapp 
fünfstündigen Diskussion, der Versuch gestartet, die gewerkschaftliche Lohn-
politik zu zügeln. Alles deutet darauf hin, daß Unternehmer und Bundesregie-
rung mit dem Auftreten der Gewerkschaftsvertreter vollauf zufrieden sind.

daß sie
H. Sch.
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Statt defensive Erklärungen abzuge-
ben, sollte
IG Chemie-Papier-Keramik alle agita-
torisch an und organisatorischen Maß-
nahmen einleiten, um die volle Durch-
setzung der niedrigen Forderung von 
8 bis 8,5 Prozent sicherzustellen. Um 
das gesetzte Ziel zu erreichen, ist ein 
Höchstmaß an Aktivität an der Basis, 
insbesondere auch in den Großbetrie-
ben der Chemie, erforderlich.

stelle angerufen. Springender Punkt 
war in der Verhandlung die Neu-
ordnung der Lohngruppen. Eine schon 
1971 von den Unternehmern einge-
gangene Verpflichtung, die Lohngrup-
pen von vier auf sechs zu erweitern, 
war in monatelangen Verhandlungen 
nicht eingelöst worden. Auch in dem 
Krefelder Gespräch vom 28. und 
29. März weigerten sich die Unter-
nehmer, die Lohngruppenerweiterung 
mit kostenneutralen Lohnanhebungen 
vorzunehmen. Hinsichtlich der Geld- 
und Prozentforderung der Gewerk-
schaft machten die Unternehmer kein 
Angebot.

Davon war aber in der konzertierten 
Aktion nichts zu vernehmen. So zei-
gen der Verlauf der konzertierten 
Aktion und vor allem ihre Auswir-
kungen, daß in dieser Institution den 
Interessen der Arbeiter nicht nur nicht 
entsprochen wird, sondern 
gröblich verletzt werden.

In der konzertierten Aktion selbst be- 
der Hauptvorstand der haupteten Minister Schiller und No- 

tenbankdirektor Irmler, daß die sich 
anzeigende günstigere Konjunktursi-
tuation vor allem auf die im Vergleich 
zum Vorjahr halbierte Lohnzuwachsra-
te zurückzuführen sei. Das heißt aber 
nichts anderes, als daß hier wieder 
einmal den gewerkschaftlichen Lohn-
forderungen die Schuld für die krisen-
hafte Situation in die Schuhe gescho-
ben wurde. Es wurde nicht bekannt, 
daß auch nur einer der anwesenden 
Gewerkschaftsvertreter dieser Behaup-
tung entgegengetreten ist.

Im März wurde zwischen der Ge-
werkschaft Gartenbau, Land- und 
Forstwirtschaft und dem Bundesver-
band Garten- und Landschaftsbau 
Einigung über einen Tarifabschluß für 
die rund 40 000 Beschäftigten dieses 
Wirtschaftsbereiches erzielt. Rückwir-
kend ab 1. März 1972 steigen die 
Löhne um 6,4 Prozent in allen Grup-
pen. Laufzeit der Lohntarifverträge 
ist ein Jahr. Daneben wurden Spar-
förderungsmaßnahmen neu vereinbart.
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Mit Verwunderung kann auch nur zur 
Kenntnis genommen werden, daß Karl 
Hauenschild behauptete, in der Lohn-
politik gebe es keinen Nachholbedarf 
mehr. Das habe man 1970 und 1971 
erledigt. Abgesehen davon, daß der 
Abschluß 1971 keineswegs berau-
schend war, hebt die Zielprojektion 
des DGB-Bundesvorstandes ausdrück-
lich hervor, daß nach wie vor ein be-
trächtlicher Nachholbedarf besteht, 
denn von 1967 bis 1971 stiegen die Re-
allöhne je Arbeiter und Angestellten 
nur. um 24 Prozent, während die re-
alen Gewinne je Selbständigen sich 
um mehr als 37 Prozent erhöhten. 
Daraus ■wird geschlußfolgert, daß die 
Reallöhne auch in den kommenden 
Jahren stärker steigen müssen als die 
Realeinkommen der Unternehmer.

Die von Hauenschild unter Mißachtung 
der Beschlüsse der bezirklichen Tarif-
kommissionen, aber in Übereinstim-
mung mit Prof. Schiller angestrebten 
6 Prozent bringen nicht — wie er 
behauptet — „einen geringen realen 
Kaufkraftzuwachs", sondern sie redu-
zieren die Kaufkraft im Vergleich zum 
Vorjahr. Ein solches Gefälligkeits-
geschenk an die unternehmerfreund-
liche und auf den Wahlkampf 1973 
orientierte Wirtschaftspolitik Prof. 
Schillers ist ein zu hoher Preis. Er 
ginge zu Lasten der Tarifautonomie 
und des Lebensstandards der Arbei-
ter und Angestellten der chemischen 
Industrie. Er ist indiskutabel.

Gerd Siebert

Jeder Beschäftigte, der mindestens 
sechs Monate im Wirtschaftsbereich 
Garten- und Landschaftsbau gearbeitet 
hat, erhält einen Betrag von 0,10 DM 
pro Arbeitsstunde. Angestellte erhal-
ten 20 DM, Auszubildende 10 DM pro 
Monat. Diese Regelung gilt vom 
1. März 1972 bis 31. Dezember 1975.

Gegen den Widerstand vieler betrieb-
licher Gewerkschaftsfunktionäre, die 
weitaus höhere Forderungen angemel-
det hatten, haben die Tarifkommissio-
nen der IG Chemie — Papier — Kera-
mik einen Sockelbetrag von 30 DM 
und eine weitere Tariflohnerhöhung 
von 5 bis 5,5 Prozent verlangt. Wer 
nun annimmt, daß der Vorsitzende der 
IG Chemie zumindest diese geringe 
Forderung als einen Auftrag der Mit-
gliedschaft auffaßt, der mit allen ge-
werkschaftlichen Mitteln durchgesetzt 
werden muß, sieht sich getäuscht

Im Tarifgebiet Rheinland-Pfalz for-
derte die IG Chemie in Flugblättern 
die Beschäftigten der chemischen Be-
triebe auf, sich auf eine Auseinander-
setzung mit den Unternehmern ein-
zurichten. „Wir sind überzeugt, daß es 
eine harte Verhandlungsrunde werden 
wird", schreibt die Gewerkschaft in 
dem von Bezirksleiter Hans Schweitzer 
unterzeichneten Flugblatt. „Das Ver-
halten der Arbeitgeber im Jahre 1971 
hat gezeigt, daß wir uns grundsätzlich 
auch auf einen möglichen Arbeits-
kampf cinrichten müssen."

Das „Handelsblatt" spricht nicht nur 
von „konzertierten Hoffnungen", son-
der vermerkt zufrieden: „An der Lohn-
front hat sich manches geändert", und 
es meint: zum Positiven der Unter-
nehmer. In der Parlamentsdebatte über 
den Jahreswirtschaftsbericht, die nach 
der konzertierten Aktion stattfand, 
lobte Minister Schiller die Gewerk-
schaften wegen ihrer „kostenneutralen 
Lohnpolitik" und Bundeskanzler 
Brandt dankte ihnen für ihr angeblich 
hohes Maß an Verantwortung, das sie 
in den letzten Lohnrunden gezeigt 
hätten.

Die „Wirtschaftswoche" hatte am Tag 
der konzertierten Aktion berichtet, 
daß zwischen der Führung der SPD 
und des DGB ein sogenannter Stabili-
tätspakt existiere, in dem sich führen-
de Gewerkschaftsfunktionäre ver-
pflichtet hätten, an der Lohnfront kurz 
zu treten. Der Vorsitzende der IG 
Chemie — Papier — Keramik, Karl 
Hauenschild, wies diese Behauptung 
entschieden zurück. Sicherlich existiert 
ein solcher formeller Pakt auch gar 
nicht. Aber dennoch sprechen die 
Tatsachen für sich. Sie beweisen, daß 
in der Lohnpolitik kurz getreten wird. 
Besonders deutlich wird dies in der 
gegenwärtigen Lohnrunde in der che-
mischen Industrie.

Diese Forderung müßte jetzt überall 
begründet und Ihre Realisierbarkeit 
nachgewiesen werden, zumal selbst 
ihre volle Durchsetzung den Beschäf-
tigten in der chemischen Industrie an-
gesichts der nach wie vor hohen Preis-
steigerungen, der Erhöhung der Bei-
träge zur Arbeitslosenversicherung 
und der Auswirkungen der Steuerpro-
gression keine Erhöhung der Real-
löhne bringt. Eine Woche bevor am 
28. März die ersten Verhandlungen 
beginnen sollten, ließ Hauenschild in 
einem Gespräch mit dem „Handels-
blatt" erkennen, daß er 1972 etwas 
mehr als 6 Prozent erhoffe. Mit sol-
chen Erklärungen werden die bezirk-
lichen Tarifkommissionen in eine 
schwierige Lage gebracht.



Neuer Tarif für Seeleute
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Lohnerhöhungen 
nach Bonner Leitlinie

Nadi einer mehrmonatigen Tarifbewegung in der bundesdeutschen Binnen-
schiffahrt, die Ende November 1971 begann, fand diese 
Jahres ihren Abschluß. Das Resultat ist recht fragwürdig.

Engagement für die Interessen der 
Seeleute erforderlidi. Die Pläne der 
Reeder, durdi billige ausländische Ar-
beitskräfte die Heuern der deutschen 
Seeleute zu drücken bzw. diese von 
Bord zu drängen, müssen mit erhöhten 
Anstrengungen für die gewerkschaft-
liche Organisierung audi der auslän-
dischen Seeleute beantwortet werden.

- ie -
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Nach Mitteilung des DGB konnten im 
März 1972 für rund 470 000 Arbeiter 
und Angestellte die Tariflöhne und 
-gehälter um durchsdinittlich 6,6 Pro-
zent erhöht werden. Im gesamten 
1. Quartal 1972 beliefen sich die ver-
einbarten Tariferhöhungen ebenfalls 
auf 6,6 Prozent für insgesamt 5,2 Mil-
lionen Beschäftigte.

Der DGB selbst hat in der Vergan-
genheit oft genug und sehr zu recht 
festgestellt, daß Lohnpolitik kein Mit-
tel der Konjunkturpolitik sein könne. 
Mit Lohnverzicht lasse sich keine 
Wirtschaft ankurbeln. Das Gegenteil 
sei der Fall; kräftige Einkommens-
steigerungen der Arbeiter und Ange-
stellten würden über vermehrte Kauf-
kraft zur Konjunkturbelebung beitra-
gen. Sb.

Die Seemannsrente wurde zur Ober-
brückung der Zeit zwischen dem 
58. Lebensjahr und dem ersten Emp-
fang des gesetzlichen Altersruhe-
geldes eingeführt. Dagegen sind zwei 
Ergebnisse dieser Tarifbewegung als 
Siege der Reeder zu werten. So bringt 
die Einführung der Heuertafel für die
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Während also die Reeder ihre Ge-
winne auf vielfältige Weise — aber 
immer auf Kosten der Seeleute — 
steigern, sind die Kapitäne, Schiffs-
offiziere und Besatzungsmitglieder in 
eine schwierige Situation gekommen. 
Zweifellos läßt sie sich nur in enger 
Zusammenarbeit mit der Gewerk-
schaft meistern. Seitens der Gewerk-
schaft ist jedoch ein entschiedenes

Der DGB leistet sich, den Gewerk-
schaften und den abhängig Beschäf-
tigten einen Bärendienst, wenn er die 
geringen Steigerungssätze bei Löhnen 
und Gehältern so kommentiert: „Die 
Gewerkschaften haben sich bei ihren 
letzten Tarifabschlüssen durchaus sta-
bilitätsfördernd verhalten." (DGB- 
Nachrichtendienst vom 30. März 1972).

Während die DAG den Standpunkt 
vertrat, hinsichtlich der ungünstigen 
Lage in der Seeschiffahrt (Ausflaggen 
der Schiffe, Schiffsverkäufe, stillge-
legte Tonnage) den Heuertarifvertrag 
nicht zu kündigen, beschloß die Ta-
rifkommission der OTV-Gewerk- 
schaft die Kündigung und forderte 
die Anhebung der Heuern um 10 Pro-
zent. Die Reeder setzten ihre Null- 
Prozent-Taktik dagegen. Nur der 
Kampfentschlossenheit der Seeleute 
ist es zu verdanken, daß der beschei-
dene Abschluß zustande kam. In 
zahlreichen Resolutionen, die an Bord, 
auf Seeleuteversammlungen in den 
Häfen und an Schiffahrtsschulen ver-
faßt wurden, unterstrichen die See-
leute ihren Willen, für die Erhöhung 
ihrer Heuern zu kämpfen.

„Mittlere Fahrt" zum Teil empfind-
liche Verringerungen der Heuern, und 
zwar von 250 DM und mehr. Dies 
betrifft Schiffsoffiziere auf. Schiffen 
bis zu 1600 BRT. Die Verschlechte-
rung wird solange nicht wirksam, wie 
die Betreffenden nicht das Schiff wech-
seln. Steigt jedoch ein Nautiker oder 
Ingenieur auf ein anderes Schiff um, 
werden die neuen Heuersätze und 
damit die Einbußen wirksam.

Dürftige Heuererhöhung nur durch Kampfentschlossenheit 
Mehrzweckeinsatz von Seeleuten führt zu Arbeitslosigkeit

am 17. März dieses

Von noch größerer Tragweite ist die 
Vereinbarung zwischen OTV und DAG 
und den Reederverbänden über den 
Mehrzweckeinsatz von Besatzungs-
mitgliedern. Wie sich diese Rege-
lung auswirkt, zeigt das Beispiel des 
H AP AG-Lloyd-Frachters „Erlangen ".
Dieser Fraditer, der erstmalig mit 
einer Mehrzweckbesatzung auf Fahrt 
ging, beschäftigt statt bisher 36 Mann 
Besatzung nur noch 25. Die enorme 
Heuereinsparung für die Reeder, die 
sich aus dieser Rationalisierung er-
gibt und durch den Heuerzuschlag 
von 15 Prozent nicht wettgemacht 
wird, dürfte eine wahre Springflut 
von Entlassungen in der Seeschiffahrt 
zur Folge haben. Schon jetzt gibt es 
rund 2500 arbeitslose Seeleute. Mit 
dem Tarifvertrag über den Einsatz von 
Mehrzweckbesatzungen haben die Ge-
werkschaften praktisch grünes Licht 
zum Abbau der Besatzungsstärken 
gegeben.

Ein auf 23 Schiffen in den Häfen Rot-
terdam, Bremen, Bremerhaven und 
Hamburg gleichzeitig durchgeführter 
Warnstreik machte den Reedern die 
Entschlossenheit der Schiffsbesatzun-
gen deutlich. Drohungen, fristlose 
Entlassungen und andere Repressalien 
konnten die Seeleute nicht ein-
schüchtern. Auch die Gewerkschaft 
OTV orientierte auf Streik. Ganz 
plötzlich erfolgte dann die Schwen-
kung auf abermalige Verhandlungen, 
die dann das genannte Resultat hatten.

Damit liegen die Lohn- und Gehalts-
erhöhungen seit Jahresbeginn prak-
tisch genau auf der Linie der von 
Wirtschaftsminister Schiller und der 
gesamten Bundesregierung ausgege-
benen Leitlinie von 6 bis 6,5 Prozent 
für 1972. Da die Steigerungssätze für 
Preise, Sozialabgaben und Lohnsteuer-
progression mit den vereinbarten Ta-
riferhöhungen bei Löhnen und Ge-
hältern nahezu identisdi sind, kann 
von einer Verwirklichung der ge-
werkschaftlichen Zielsetzung in der 
diesjährigen Lohnpolitik nicht gespro-
chen werden, wenn das Steuer nicht 
sofort herumgeworfen wird. Bekannt-
lich hatte der DGB in seiner Ziel-
projektion für 1972 die Steigerung 
der Reallöhne um 4 Prozent für not-
wendig erklärt, um die abhängig Be-
schäftigten am wachsenden Wirt-
schaftsertrag zu beteiligen. Damit 
4 Prozent reale Steigerung der Löhne 
und Gehälter übrig bleiben, müssen 
angesichts der Preis- und Steuererhö-
hungen Lohn- und Gehe Itserhöhungen 
von 11 bis 12 Prozent durchgesetzt 
werden.

Ein anderes Problem, das in den 
bundesdeutschen Seehäfen eine wich-
tige Rolle spielt und im übrigen 
Bundesgebiet kaum bekannt ist, er-
gibt sich aus der Flucht der Reeder in 
sogenannte Billigflaggenländer wie 
Panama, Liberia, Zypern. Diese Län-
der gewähren den Reedern enorme 
Steuervergünstigungen. Außerdem 
werden für diese Schiffe Seeleute von 
den Philippinen, aus Indonesien, Pa-
kistan, den Gilbert-Inseln und anderen 
Teilen der Welt zu wahren Sklaven-
heuern zwischen 150 und 200 DM an-
gemustert. Diese Seeleute erhalten 
z. B. Oberstundenzahlungen zwischen 
88 Pfennig und 1 DM.

Zwischen den Gewerkschaften Öffent-
liche Dienste, Transport und Verkehr 
und Deutsche Angestelltengewerk-
schaft sowie dem Verband Deutscher 
Reeder und Verband Deutscher Kü-
stenschiffer wurden folgende Ver-
einbarungen getroffen: Mit Wirkung 
vom 1. März 1972 werden die Grund-
heuern bzw. Festheuem um 4 Pro-
zent, mindestens aber 60 DM für Pa-
tentinhaber und gelernte Vollgrade, 
30 DM für ungelernte Vollgrade 
(einschließlich Matrosen ohne Brief 
und Leichtmatrosen) und 20 DM für 
Junggrade erhöht. Für einige Be-
schäftigtengruppen ergeben sich bis 
zu 7,5 Prozent Heueranstieg. Ferner 
wurden Regelungen über die Einfüh-
rung einer Seemannsrente, einer 
Heuertafel für die „Mittlere Fahrt" 
und den Mehrzweckeinsatz von Be- 
satzungsmitgliedem getroffen.



HBV bleibt hartnäckig
Bank- und Versicherungsangestellte fordern Gehaltserhöhung
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einer Repräsentativumfrage 
DM errechnet wurde.

Textil- und Bekleidungsarbeiter fordern 45 Pf mehr — Auch 
andere Forderungen — Zweckpessimismus der Unternehmer

sich 
von

die 
der

Die Gewerkschaft nannte neben der 
Erhöhung der Gehälter als Ziel der

Wie immer wird eine angeblich un-
günstige wirtschaftliche Lage vorge-
schoben, eine ebenso bekannte wie 
billige Ausrede. Auf diese Weise ver-
suchen die Unternehmer Zeit zu ge-
winnen und Sorge um den Arbeits-
platz zu verbreiten. Angesichts dieser 
wiederholt praktizierten Methode ha-
ben Betriebsräte und Vertrauensleute 
der Gewerschaft Textil — Bekleidung 
von Nordrhein in einer Funktionär-
konferenz in Düren von ihren Vertre-
tern in der Verhandlungskommission 
gefordert, sich schon bei dem ersten 
Gespräch auf kein Wortgeplänkel ein-
zulassen und jeweils konkrete Ergeb-
nisse mitzubringen.

Die Tarifverhandlungen der Gewerkschaft Handel, Banken und Versiche-
rungen für die 270 000 Bankangestellten und 185 000 Versicherungsangestellter 
haben bis Anfang April noch zu keinem Ergebnis geführt. Die zuständigen 
Unternehmerverbände haben sich bislang geweigert, ein akzeptables Angebo» 
zu machen. Im Bankgewerbe sind die Tarifverträge Ende Februar und im Ver-
sicherungswesen Ende März abgelaufen.

Nach den Tarifkündigungen für die Beschäftigten in der Textil- und Beklei-
dungsindustrie, die in den nächsten Wochen für die noch ausstehenden Bezirke 
termingemäß fortgesetzt werden, haben die ersten Verhandlungen zwischen 
der zuständigen Gewerkschaft und den Unternehmervertretern stattgefunden. 
Wie dazu aus Gewerkschaftskreisen bekannt wurde, handelt es sich um erste 
Informationsgespräche, in denen allerdings schon deutlich wurde, daß die Unter-
nehmer nicht gewillt sind, die gestellten Forderungen ohne weiteres zu erfüllen.

Die HBV-Gewerkschaft hatte im Bank-
gewerbe nach einer Mitgliederbefra-
gung folgende Forderungen erhoben: 
strukturelle Korrektur der Tarife und 
Gehaltserhöhung um 8,5 Prozent, Her-
absetzung der Arbeitszeit auf 40 Wo-
chenstunden, Vereinbarung eines Min-
desturlaubs von 25 Arbeitstagen ab 
1972, kostenneulrale Absicherung 
eines Monatsgehalts als Weihnachts-
geld, Ausschöpfung der Möglichkeiten 
zur Sparförderung nach dem 624-DM- 
Gesetz und Einführung eines bezahl-
ten Bildungsurlaubs.

Die Gewerkschaft Textil — Beklei-
dung hat wiederholt nachweisen kön-
nen, daß die wirtschaftliche Lage sehr 
gut ist, nicht nur für die Textil-, son-
dern auch für die Bekleidungsindu-
strie, für die der iMonat Januar 1972 
neue Rekordergebnisse an Auftrags-
eingängen brachte. Bei einem Jahres-
umsatz von 26 Milliarden DiM in der 
Textilindustrie betrug die Gewinn-
steigerung im vergangenen Jahr 
400 Millionen DM, in der Bekleidungs-
industrie bei einem Jahresumsatz von 
15,3 Milliarden rund 200 Millionen 
DM, bei gleichzeitigem Rückgang der 
Beschäftigtenzahlen.

bisherigen Tarifbewegung die Reform 
der Tarifstruktur, wozu die Neuein-
teilung in neun tätigkeitsbezogene 
Vergütungsgruppen und die Verbes-
serung des sogenannten Gehaltsrasters 
gehört, die sich mit einer durchschnitt-
lichen Einkommensaufbesserung von 
2 Prozent auswirken soll. Obgleich 
die Banken 1971 aufgrund mangeln-
der Einigung von sich aus die Ge-
hälter der Angestellten erhöht hatten 
und mit der Gewerkschaft HBV kein 
Tarifvertrag zustande gekommen war, 
will die Gewerkschaft auch in dieser 
Tarifbewegung hartnäckig bleiben 
und die gesteckten Ziele durchsetzen.

Die Zahlung der geforderten Lohn- 
und Gehaltserhöhungen ist möglich. 
Es vergeht kein Monat, in dem nicht 
neue Preiserhöhungen für lebenswich-
tige Güter erfolgen. Die Textil- und 
Bekleidungsarbeiter wollen keine 
Wohlfahrtsempfänger sein. Sie leisten 
gute Arbeit, schaffen gute Gewinne 
für die Unternehmer und haben An-
spruch auf eine dementsprechende 
Entlohnung. J. Sbosny

Im Tarifbezirk Nordrhein ist die Lohn-
runde vorbelastet durch eine bei der 
letz'cn Tarifauseinandersetzung nicht 
erfüllte Forderung nach Einführung 
ein s neuen „Tarifgitters": die Neu-
gestaltung und Neubewertung der 
Tätigkeitsgruppen zu einem neuen 
Lohnschema. Die Verhandlungen lau-
fen seit Jahren und sollen in diesem 
Jahr endgültig zum Abschluß kommen. 
Diese neue Lohngruppeneinteilung 
soll die effektive Wirkung der erziel-
ten Lohnerhöhungen gewährleisten. 
In der Vergangenheit kam es dieser- 
halb nach jedem Tarifabschluß zu un-
liebsamen Auseinandersetzungen in 
den Betrieben.

Für die Beschäftigten bei den Ver-
sicherungen hat die Gewerkschaft 
HBV eine Erhöhung der Gehälter um 
9 Prozent (DAG um 8,5 Prozent) ge-
fordert, ferner die gleichen Verbes-
serungen in den übrigen Bereichen 
wie für die Bankangestellten. Auch in 
dieser Branche kam es zu keiner 
Einigung. Eine Mitgliederbefragung 
hatte die Erhöhung der Gehälter als 
vordringlichstes Anliegen der Ver-
sicherungsangestellten erwiesen, -ert

„Notfalls auf die Straße”

vier Forderungen sie den Vorrang 
geben, für die Erhöhung ihrer Löhne 
und Gehälter entschieden haben. Die 
geforderten 45 Pfennig pro Stunde 
und eine entsprechende Gehaltser-
höhung sind dabei das mindeste, was 
verlangt wird. Zur Durchsetzung sind 
sie bereit, die gleichen Kampfmaßnah-
men wie in der vorherigen Lohnbewe-
gung anzuwenden. „Notfalls gehen 
wir auf die Straße", erklärte ein Be-
triebsratsmitglied in der Dürener 
Funktionärskonferenz.

Die Effektivwirkung von Lohnerhö-
hungen wird für die Textil- und Be-
kleidungsarbeiter immer mehr zu 
einer Existenzfrage, denn ihre Löhne 
gehören trotz Tätigkeit an hochmoder-
nen und teuren Maschinenanlagen zu 
den niedrigsten. Legt man beispiels-
weise den durchschnittlichen Brutto- 
Stundenlohn von 5,66 DM für einen 
Textilarbeiter zugrunde, so ergibt 
sich bei einer 40-Stunden-Woche (oder 
monatlich rund 175 Stunden) ein Brut-
toeinkommen von 990,50 D-Mark; ein 
Bekleidungsarbeiter mit einem Durch-
schnittslohn von 5,15 DM erhält nur 
901,25 DM brutto. Beide Einkommen 
liegen beträchtlich unter dem Mindest-
einkommen für eine vierköpfige Fami-
lie, das vom Allensbach-Institut nach 

mit 1113

Es ist daher logisch, daß 
Gewerkschafter nach einer 
Gewerkschaft Textil — Bekleidung 
gestarteten Befragung, welcher unter 
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In dem letzten Tarifgespräch am 
29. März war die Gewerkschaft mit 
der Gehaltsforderung auf 7,5 Prozent 
heruntergegangen. Der Verband des 
privaten Bankgewerbes und die 
öffentlich-rechtlichen Kreditanstalten 
boten eine Gehaltsanhebung um 6,5 
Prozent. Zu einer Verbesserung der 
Tarifstruktur und Verwirklichung der 
übrigen HBV-Forderungen waren die 
Unternehmer jedoch nicht bereit, auch 
nicht, soweit die Maßnahmen kosten-
neutral realisierbar sind.



Einheit gegen Monopole

FürSicherheitund Entspannung
4. ordentliche Landesbezirkskonferenz des DGB Saar

die

„Wir müssen auf gewerkschaftlicher Seite neue Formen der internationalen 
Zusammenarbeit suchen. Dies wird mit Sicherheit eine der wichtigsten Aufgaben 
der nächsten Jahre sein. Mit der von Jahr zu Jahr anwachsenden Macht großer 
Unternehmen und Konzerne wird es zugleich immer dringlicher, die Politik 
dieser Unternehmen der öffentlichen Kontrolle zu unterwerfen.“ Mit diesen 
Sätzen umriß der Vorsitzende des Deutschen Gewerkschaftsbundes, Heinz O. 
Vetter, in einem Referat, das er auf der DGB-Landesbezirkskonferenz in Stutt-
gart hielt, eine der wichtigsten Aufgaben der Gewerkschaften in der Bundes-
republik.

Es spricht für die politische Klarheit 
der werktätigen Frauen im Saarland, 
wenn der DGB-Landesbezirksfrauen-
ausschuß im ersten Antrag, der der 
Konferenz vorlag, fordert: „Die DGB- 
Landesbezirkskonferenz begrüßt die 
Verträge von Moskau und Warschau 
und fordert Bundesrat und Bundes-
tag auf, diese Verträge unverzüglich 
zu ratifizieren."

tration der Monopole zurück, wird 
deren Macht immer stärker werden.

Dabei ist die dringlichste Aufgabe, 
Bündnisse zu schaffen zur Vorberei-
tung und Durchführung multinationaler 
Aktionen. Die Gewerkschaften müs-
sen in Zukunft damit rechnen, daß 
sich für sie über die nationalen Gren-
zen hinaus immer mehr Probleme er-
geben, beispielsweise aufgrund von 
Produktionsverlagerungen oder Lohn-
bewegungen in den europäischen Kon-
zernen und Aktiengesellschaften.

Die Gefahren dieser Entwicklung — 
und das ist für die Gewerkschaften in 
der Bundesrepublik außerordentlich 
wichtig — zeigen sich ganz besonders 
in der Kapitalkonzentration im EWG- 
Bereich. Es ist durchaus richtig, wenn 
Vetter die Befürchtung ausspricht, daß 
sich die EWG bisher lediglich „als 
geeigneter Rahmen für Unternehmens-
konzentration erweist" und damit die 
Arbeiter und Angestellten in noch 
größere wirtschaftliche Abhängigkeit 
bringt.

gogisch versuchte er 
Tisch zu bekommen.

sich dementsprechend an die Körper-
schaften der EWG. Hier scheint der 
Ausgangspunkt insofern falsch zu 
sein, als man, was die EWG betrifft, 
von der Illusion ausgeht, es handle 
sich um den Beginn einer Integration 
der Völker Europas. Tatsächlich aber 
ist die EWG unter den Bedingungen 
des Kapitalismus nichts anderes als 
ein unternehmerischer Zweckverband.

In der Tat hat sich im Zuge der wis-
senschaftlich-technischen Revolution 
ein weltweiter Prozeß wirtschaftlicher 
Verflechtungen entwickelt. Es entste-
hen neue, die bisherigen Größenord-
nungen weit übertreffende mächtige 
Konzerngruppen über die nationalen 
Grenzen hinweg. Daß in den letzten 
Jahren die Diskussion über die Ge-
fahren der internationalen Machtkon-
zentration der Konzerne und die sich 
daraus ergebenden gewerkschaftlichen 
Aufgaben in der Arbeiterschaft leb-
hafter geworden ist, hat also durch-
aus seinen Grund.

Die Diskussion dieser internationalen 
Aufgaben muß den 9. DGB-Kongreß in 
Berlin in hervorragender Weise be-
schäftigen. Die Gründung des Euro-
päischen Bundes Freier Gewerkschaf-
ten (EBFG) ist gewiß ein wichtiger 
Schritt, aber er genügt nicht. Ohne die 
Zusammenarbeit aller europäischen 
Gewerkschaften und dai < berhinaus die 
Zusammenarbeit in der Weltgewerk-
schaftsbewegung kann ein aussichts-
reicher Kampf gegen die multinatio-
nalen Konzerne und Monopole nicht 
geführt werden. H. S.

Der Aufbau einer gewerkschaftlichen 
Gegenmacht mit dem Ziel der Kon-
trolle der multinationalen Konzerne 
durch die Gewerkschaften ist nur mög-
lich bei einer europäischen Zusam-
menarbeit aller Gewerkschaften, gleich 
welche gesellschaftspolitische Rich-
tung ihrer Arbeit zugrunde liegt. Es 
kommt darauf an, die ideologischen 
Schranken zwischen den europäischen 
Gewerkschaften zu beseitigen. Bleibt 
die Zusammenarbeit der Gewerkschaf-
ten hinter der internationalen Konzen-

Andere Willensbekundungen befaß-
ten sich mit Kontakten zu politischen 
Parteien, der Verkürzung der Wehr-
dienstzeit, Bildungs- und Ausbildungs-
problemen, der betrieblichen und 
überbetrieblichen Mitbestimmung, der 
Solidarität mit ausländischen Kolle-
gen, der Beendigung des Krieges in
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In zahlreichen Beschlüssen und Re-
solutionen wird die Forderung nach 
gemeinsamen Maßnahmen aller Ge-
werkschaften gegen die multinationa-
len Konzerne erhoben und werden 
weitgehende Kontrollen und Mit-
bestimmungsrechte für die Arbeiter 
verlangt. Otto Brenner, der Vorsit-
zende der IG Metall, hat im März 1971 
auf einem Seminar den Standpunkt 
seiner Gewerkschaft unterstrichen, daß 
die Gewerkschaften sich nicht gegen 
größere Wirtschaftseinheiten wenden, 
aber den Aufbau neuer „Machtzentren 
des Kapitals" entschieden ablehnen. 
Auch Otto Brenner forderte einen 
Ausbau der Fusionskontrolle sowie 
wirksame Mitbestimmungsrechte, um 
Machtmißbrauch der internationalen 
Konzerne und Monopole zu verhin-
dern. 50 Delegierte der 4. ordentlichen Lan-

desbezirkskonferenz des DGB im Saar-
land entschieden im Auftrag von rund 
150 000 Mitgliedern über 149 Anträge 
und 16 Entschließungen. Im Inhalt die-
ser Anträge und Entschließungen 
sind die eigentlichen gewerkschaft-
lichen Aktivitäten im Saarland spür-
bar, was weit weniger von der Lan-
desbezirkskonferenz gesagt werden 
kann.

Kapitalkonzentration und gewerkschaftliche Gegenmacht 
Wichtiger Diskussionsgegenstand des 9. DGB-Kongresses

I

Mehr noch als bisher muß der Zu-
stand überwunden werden, daß die 
nationalen Gewerkschaftsbünde aus-
schließlich die Lösung eigener sozia-
ler und gesellschaftlicher Probleme 
versuchen. Man muß dem DGB-Vor- 
sitzenden Vetter recht geben: Die Ge-
werkschaften müssen sich der Heraus-
forderung der multinationalen Kon-
zerne stellen. Anders wird es nicht 
möglich sein, die Macht der Konzerne 
zurückzudrängen und die Mitbestim-
mung der Arbeiter und Angestellten 
über die nationalen Grenzen hinaus 
auszuweiten.

In der Diskussion schieden sich die 
Geister: Günther Schacht, CDU-Land- 
tagsabgeordneter und hauptamtlicher 
Gewerkschaftsfunktionär, betätigte sich 
vergeblich als kalter Krieger. Dema- 

Anlrag 1 vom 
Umsonst: Ein-

stimmig forderten die Delegierten den 
DGB-Landesbezirksvorstand auf, 
Bundesregierung zu beeinflussen, daß 
sie unverzüglich einer europäischen 
Sicherheitskonferenz ihre Zustimmung 
gibt und alles unternimmt, um das 
Zustandekommen einer solchen Konfe-
renz zu erleichtern.

Wie zu erfahren war, liegen dem 
9. DGB-Kongreß in Westberlin einige 
Anträge vor, die sich mit dem Problem 
der multinationalen Kapitalkonzentra-
tion befassen. Sie haben aber im we-
sentlichen die Tendenz, durch Refor-
men den Prozeß der Integration „so-
zialer" zu gestalten, und sie wenden

8



Schwaches Niveau im Norden
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Gewerkschaften

■

9

NACHRICHTEN 
für den aktiven 
Gewerkschafter

In diesem Sinne faßte die Landes-
bezirkskonferenz zwei Beschlüsse. Ein-

Landesbezirkskonferenz Nordmark: Keine Zeit für Diskussion 
Für Ostverträge und europäische Sicherheitskonferenz

Mit weiteren Beschlüssen äußerte sich 
die Landesbezirkskonferenz zu Fragen 
der gewerkschaftlichen Jugendarbeit, 
der Bildungspolitik, der Gesundheits-
fürsorge und der ausländischen Ar-
beiter. Sie forderte eine Verbesserung 
des Jugendarbeitsschutzgesetzes, die 
Novellierung des Personalvertretungs-
gesetzes sowie die Schaffung eines 
gemeinsamen Dienstrechts für Arbei-
ter, Angestellte und Beamte im öffent-
lichen Dienst.

die höhere Form des Bewußtseins er-
reicht hätten. „Zwölf Jahre Volks-
gemeinschaftspropaganda und weitere 
25 Jahre ideologische Irrfahrten ,im 
gemeinsamen Boot' haben dieses Be-
wußtsein nur bei einer Minderheit, 
den Wachsamsten und Kritischsten un-
ter uns, erhalten."

Woschech wandte sich mit scharfen 
Worten gegen die Verketzerung der 
Verträge von Moskau und Warschau 
durch die CDU/CSU. „Eine Ablehnung 
der Ostverträge würde eine neue 
Phase des kalten Krieges einleiten", 
sagte Woschech und betonte die Un-
terstützung der Verträge durch den 
Gewerkschaftsbund.

Dr. Wehner von der Abteilung Wirt-
schaftspolitik beim DGB-Bundesvor- 
stand üble Kritik an der konzertier-
ten Aktion und an den Schillerschen 
Orientierungsdaten. Seine merkwür-
dige Meinung: „Für 1972 ist die 
Tarifentwicklung weitgehend gelau-
fen. (I) Um so mehr kommt es dar-
auf an, daß im nächsten Jahr die 
Löhne den Anschluß an die Gewinne 
nicht verpassen." 
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Aut;’ heute sei die Teilung der bun-
desdeutschen Gesellschaft in verschie-
dene Klassen mit verschiedenen In- 
te. ressen die mehr oder weniger be- 
w-jßie Grundlage des Gesellsdiafts- 
biu’es der Arbeiterschaft, sagte Sierks. 
Er bedauerte, daß die „vorhandenen 
Kiasseninstinkte" bei allzu vielen nicht

Indochina, sowie der Aufnahme von 
Kontakten zu Gewerkschaften soziali-
stischer Staaten auf der Ebene ehren-
amtlicher Funktionäre. In die gleiche 
Richtung geht auch ein Antrag, in dem 
die Zusammenarbeit mit allen euro-
päischen Gewerkschaften verlangt 
wird.

Alle mußten sie reden, ob nun CDU-Sozialminister Claussen von der Landes-
regierung Schleswig-Holstein, die Herren von den Parteien, der Vertreter der 
„Neuen Heimat“ oder der Pastor und der Konteradmiral: 13 Begrüßungsreden 
wurden auf der 9. ordentlichen Landesbezirkskonferenz des DGB Nordmark 
am 17. und 18 März in Husum gehalten. Letztlich blieb nur Zeit für sechs Dis-
kussionsreden, und die rund 60 Anträge und 15 Entschließungen mußten zum 
Schluß der Konferenz in l’/s Stunden in einer geradezu abenteuerlichen Hatz 
über die Bühne gejagt werden.

Zwei Entschließungen riditen sich ge-
gen die zunehmende Tätigkeit der 
NPD und der „Aktion Widerstand" 
in der Bundesrepublik. Wörtlich heißt 
es: „Alle Verantwortlichen werden 
aufgefordert, diesen Gruppierungen, 
wenn es sein muß, durch Verbot das 
Handwerk zu legen."

Franz Woschech vom DGB-Bundesvor- 
stand sprach hinsichtlich der Aktionen 
und Verhaltensweisen der Unterneh-
mer, angesichts der Aussperrungsmaß-
nahmen, der Preissteigerungen und 
der Unternehmerpropaganda gegen 
die Gewerkschaften von einem „ge-
planten und brutalen Klassenkampf 
gegen die Arbeitnehmerschaft von 
oben". Er unterstrich „in aller Deut-
lichkeit", daß nach Meinung der DGB- 
Gewerkschaften „die Steigerung der 
Massenkaufkraft im Inland durch eine 
aktive Lohn- und Tarifpolitik eines 
der wichtigsten Mittel ist, ein stetiges 
Wirtschaftswachstum und eine stabile 
Lage zu erreichen".

Abschließend wählten die Delegierten 
den neuen DGB-Landesbezirksvor-
sitzenden: Von 47 abgegebenen Stim-
men erhielt Manfred Wagner, In-
dustriekaufmann aus Brebach-Fechin- 
gen, Landtagsabgeordneter der SPD, 
35 Ja-Stimmen. Weitere neue haupt-
amtliche Vorstandsmitglieder sind: En-
gelbert Wilden, bisher Gewerk-
schaftssekretär bei der IG Metall, Ver-
waltungsstelle Saarbrücken, und Theo 
Schuler, bisher zuständiger Sekretär 
für Beamten- und Angestelltenarbeit 
beim DGB-Landesbezirk.

Während in einer Entschließung der 
Bundesregierung bescheinigt wird, sie 
habe es verstanden, „einer wirt-
schaftlichen Rezession entgegenzuwir-
ken", billigt ein anderer Antrag die 
Mitarbeit des DGB in der konzertier-
ten Aktion, die „noch kritischer als 
bisher zu gestalten" sei. Richtlinie 
für die Mitarbeit in der Schiller- 
Runde müsse die Zielprojektion des 
DGB sein.

stimmig und mit Beifall wurde fol-
gende Entschließung angenommen: 
„Die Landesbezirkskonferenz unter-
stützt die Bemühungen der Bundes-
regierung, Voraussetzungen für einen 
sicheren Frieden in Europa zu schaf-
fen. Die Ratifizierung der Verträge 
mit Moskau und Warschau muß daher 
eine vordringliche Aufgabe sein." In 
dem weiteren Beschluß wird die Ein-
berufung einer europäischen Sicher-
heitskonferenz verlangt.

In einem Pressegespräch betonte 
Wagner, an der Saar würde künftig 
„sozialpolitisch eine schärfere Gang-
art" eingelegt. Hans S. Klauck

Es wird zweifellos großer gewerk-
schaftlicher Aktivität bedürfen, um 
jene Beschlüsse, die im Interesse der 
Arbeiter und Angestellten liegen, zu 
verwirklichen. Im Kampf um die Reali-
sierung dieser Beschlüsse wird es 
dem DGB-Landesbezirk Nordmark ge-
wiß auch gelingen, in Aussage und 
Aktivität Anschluß an die Gesamt-
organisation zu finden. G. S.

Der bisherige Landesbezirksvorsit-
zende Leo Moser wies in Ergänzung 
des schriftlich vorgelegten Geschäfts-
berichts 1969/71 darauf hin: „Demo-
kratische Ordnung ist nur dann mög-
lich, wenn die Arbeiter ihr Schicksal 
selbst bestimmen." Moser appellierte 
an alle Delegierten, gewerkschaftliche 
Ziele kämpferisch durchzusetzen.

Dieser Ablauf der Landesbezirks-
konferenz Nordmark entsprach schon 
im äußeren Bild dem gewerkschafts-
politisch nicht sehr gehaltvollen Niveau 
des Schleswig-Holstein, Hamburg und 
einige Landkreise Niedersachsens um-
fassenden nördlichen Bezirks des 
DGB. Dagegen enthielten die Aus-
führungen des Landesbezirksvorsit-
zenden Jan Sierks und des Mitglieds 
des geschäflsführenden DGB-Bundes-
vorstandes Franz Woschech realisti-
sche nach vorn weisende gewerk- 
schaflspolitische Aussagen. Ebenso 
orientierten auch einige Beschlüsse 
auf eine aktive Interessenvertretung 
der abhängig Beschäftigten.



Grundsatzprogramm attackiert
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■

soziale Leistungen und sichere Ar-
beitsplätze.

A. Vogler,
1. Bevollmächtigter der IG Metall, 
Ortsverwaltung Friedrichshafen

■

Ich begrüße die Aussage des DGB- 
Vorsitzenden Vetter auf der DGB- 
Landesbezirkskonferenz in Stuttgart, 
daß der bevorstehende Bundeskongreß 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
u. a. ein neues Aktionsprogramm ver-
abschieden soll. Zu bemängeln habe 
ich allerdings, daß die Kolleginnen 
und Kollegen aus den Betrieben nicht 
frühzeitig an der Diskussion um In-
halt und Form unseres Forderungs-
programms beteiligt werden. Wenn 
das Aktionsprogramm neue Impulse 
auslösen soll für gewerkschaftliche Ak-
tionen, muß doch vorher die Mitglied-
schaft an dem Zustandekommen eines 
so wichtigen Dokumentes mitwirken 
können.

mung auf allen Ebenen des gesell-
schaftlichen Lebens.

Wihler hat vom Gemeineigentum 
so primitive Vorstellungen, daß er 
unterstellt, daß durch einen Regie-
rungswechsel „die enteigneten Privat-
besitzer eines Wirtschaftszweiges oder 
sonstige Gegner jeglicher Sozialisie-
rung über demokratische Parteien die

Wihler stützt sich bei seiner Argu-
mentation nicht auf die der Mehr-
heit des Kongresses, sondern wieder-
holt zum Teil fast wörtlich die Ar-
gumente, die die Gegner des Gemein-
eigentums vorbrachten, allen voran 
Georg Leber in seinem Referat „Un-
ser Weg" auf dem Gewerkschaftstag 
der IG Bau-Steine-Erden 1963. 1960 
hatte der IG-Metall-Vorsitzende Otto 
Brenner die Beseitigung der privaten 
wirtschaftlichen Machtpositionen ge-
fordert, „von denen schon so oft ein 
unheilvoller Einfluß auf die deutsche 
Politik ausgegangen ist". Brenner 
meinte, daß mit der Überführung 
wichtiger Industriebetriebe in Gemein-
eigentum die Voraussetzung „für eine 
planmäßige Lenkung des Wirtschafts-
ablaufes im Interesse der Gesamtheit" 
geschaffen werde.

Wenn in Großbritannien, wie Wihler 
berichtet, die Kumpel von der Spitze 
der Lohnskala in deren unteres Drit-
tel abrutschten, dann stellt Wihler 
das Gemeineigentum sofort als Illu-
sion hin. Er fragt nicht, ob mit der 
formellen Nationalisierung bereits den 
Vorstellungen entsprochen wurde, wie 
sie im Grundsatzprogramm enthalten 
sind. Whiler meint, daß durch Natio-
nalisierung des Bergbaus der Anpas-
sungsprozeß der Kohle nicht aufge-
halten worden wäre. Es ist gar nicht 
Aufgabe der Vergesellschaftung der 
Produktionsmittel, Änderungen der 
Energiestruktur aufzuhalten oder den 
wissenschaftlich-technischen Fortschritt 
zu bremsen, sondern in planmäßige 
Bahnen zu lenken zum Vorteil der ar-
beitenden Bevölkerung und sie nicht 
auf dem Rücken der Arbeiter und 
Angestellten auszutragen.

Ich wende mich dagegen, daß der 
Steuerzahler die Kosten für den Um-
weltschutz tragen soll. Und wenn ich 
Umweltschutz sage, meine ich damit 
alles: Naturschutz, Gewässerschutz, 
Abfallbeseitigung und Lärmbekämp-
fung.

Ohne demokratische Verwaltung der 
Wirtschaft und ihre Planung, ohne 
breite demokratische Beteiligung der 
Arbeiter und Angestellten sowie der 
Gewerkschaften bei der Aufstellung 
des Plans und seiner Kontrolle ist 
staatliches Eigentum noch kein Ge-
meineigentum. In Gemeineigentum 
überführte Unternehmen müssen 
selbstverständlich für die Arbeiter 
und Angestellten eine bessere Lebens-
lage erbringen, höhere Löhne, bessere

Widersprüchliche Aussagen zum Gemeineigentum 
Zu einem Artikel im DGB-Organ „Welt der Arbeit“

i

Der an ßp.rorden fliehe DGB-Kongreß 
1963 hatte den Abschnitt „Öffentliche 
und freie Gemeinwirtschaft" nicht 
nur gegen den Widerstand des dama-
ligen Vorsitzenden der IG Bau-Steine- 
Erden, Georg Leber, und seiner 
Freunde durchgesetzt, sondern auch 
dessen Interpretation zurückgewiesen.

Wenn im englischen Kohlenbergbau 
innerhalb von zehn Jahren 370 000 
Bergarbeiter wegrationalisiert wur-
den, dann handelt es sich um eine 
Nationalisierung des Bergbaus, die 
im Interesse des Großkapitals, nicht 
aber im Interesse der /Arbeiterklasse 
durchgesetzt wurde.

Wihler versucht seine Auffassungen 
damit zu rechtfertigen, daß er den Be-
fürwortern des Gemeineigentums Auf-
fassungen unterstellt, die diese nie-
mals geäußert haben. So behauptet 
er, daß in der Bundesrepublik noch 
viele der Illusion anhängen, „mit der 
Sozialisierung eines Wirtschaftszwei-
ges seien für die Arbeitnehmer die 
Knoten aller Probleme aufgefädelt" 
und „die Probleme fast automatisch" 
gelöst. Nun haben die Anhänger des 
Gemeineigentums niemals die Auffas-
sung vertreten, daß mit der Über-
führung eines Wirtschaftszweiges 
allein, aber auch nicht der Schlüssel-
industrien in Gemeineigentum alle 
Probleme gelöst seien. Zum gewerk-
schaftlichen Selbstverständnis gehörte 
stets die Auffassung, daß Gemein-
eigentum gepaart sein muß mit demo-
kratischer Planung und Mitbestim-
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Was soll das Programm enthalten? 
Natürlich unsere lobnpolitischen und 
gesellschaftspolitischen Forderungen, 
aufgebaut auf den Voraussetzungen, 
die aus der Entwicklung in unserer 
Zeit entstanden sind. Darüber hinaus 
bin ich stark interessiert an Fragen, 
die den Umweltschutz betreffen und 
die auch in dem neuen Aktionspro-
gramm einen Niederschlag finden sol-
len. Als Anwohner des Bodensees und 
Gemeindevertreter einer Bodensee- 
Stadt ist das gewiß verständlich.

Ich bin mit Vetter der Meinung, daß 
ein Aktionsprogramm der siebziger 
Jahre die Probleme der Wohn- und 
Umweltbedingungen nicht ignorieren 
kann. Zwanzig Jahre lang haben die 
CDU/CSU-Regierungen diese Proble-
me sträflich vernachlässigt, und umso 
notwendiger sind gewerkschaftliche 
Forderungen nach einer Gesetzgebung, 
die die Verursacher der Umweltver-
schmutzung — und das ist die Indu-
strie — mit harten Strafen belegt. 
Weiter bn ich der Meinung, daß die 
Kosten aller Umweltschutzmaßnahmen 
von denen getragen werden müssen, 
die aus Gewinnsucht Maßnahmen un-
terlassen, die sie in ihren Betrieben 
vorzunehmen haben, um zu verhin-
dern, daß durch schädliche Abfallstoffe 
Luft und Wasser verunreinigt werden.

Aktionsprogramm diskutieren

Am 25. Februar 1972, demselben Tag, an dem der DGB-Vorsitzende Heinz 
O. Vetter auf der 9. ordentlichen Landesbezirkskonferenz des DGB in Nordrhein- 
Westfalen die Überführung der Energiewirtschaft in Gemeineigentum und ein 
geschlossenes Energieprogramm der öffentlichen Hand forderte, nimmt W. 
Wihler den großartigen Erfolg der britischen Bergarbeiter zum Anlaß, um in 
der „Welt der Arbeit" auf der ersten Seite unter der Überschrift „Das Ende 
eines Irrglaubens — Sozialisierter Bergbau" einen Angriff gegen die Forde-
rung nach Überführung der Schlüsselindustrien und anderer markt- und wirt-
schaftsbeherrschender Unternehmungen In Gemeineigentum zu starten. Er 
attackiert eine entscheidende Aussage des DGB-Grundsatzprogramms, das nicht 
nur die Überführung der Schlüsselindustrien in Gemeineigentum zur „Kontrolle 
der wirtschaftlichen Macht" als notwendig erachtet, sondern das Gemeineigen-
tum auch als Lenkungs- und Steuerungsmittel der Wirtschaft betrachtet. Des-
halb wird gefordert, den öffentlichen Besitz an wirtschaftlichen Unternehmen 
zu erhalten und auszuweiten und zu einem sinnvollen System öffentlicher und 
öffentlich gebundener Unternehmen weiterzuentwidceln.
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„Fünf Grundrechte der Jugend“ einmütig beschlossen 
Die demokratische Jugend diskutierte ihre Probleme

Macht gewinnen und infolgedessen 
als die Herren der enteigneten Unter-
nehmen auf treten können".

Daß dem III. Bundeskongreß der SDAJ 
nicht nur im Inland, sondern auch 
im Ausland große Aufmerksamkeit ge-
schenkt wurde, zeigte sich daran, daß 
20 ausländische Delegationen anwe-
send waren. Die Delegation des Welt-
bundes der Demokratischen Jugend 
stand unter der Leitung von Alain 
Therouse, dem Generalsekretär des 
WBDJ. Aus der Sowjetunion kam eine 
Delegation des Leninschen Komsomol 
unter Leitung von Boris Pugo, Sekre-
tär des ZK des Komsomol. Dr. Wolf-
gang Herger, 2. Sekretär des Zentral-
rates der FDJ, leitete die Delegation 
der FDJ in der DDR.

Ostersonntag ging ein kämpferischer 
Kongreß zu Ende, der mit seiner 
Programmatik die Entwicklung der 
Arbeiterjugendbewegung weiter vor-
antreiben wird. Herwart Prudlo

107 Lehrlinge, 201 Arbeiter und Angestellte, 71 Schüler, 36 Studenten und acht 
Selbständige berieten von Karfreitag bis Ostersonntag in der Stuttgarter Lieder-
halle auf dem III. Bundeskongreß der Sozialistischen Deutschen Arbeiterjugend 
(SDAJ) über die nächsten Aufgaben ihres Jugendverbandes. Die Delegierten 
kamen aus 239 Gruppen und Ortsverbänden und vertraten ca. 24 000 Mitglieder.

Allerdings gilt es für solche Jugend-
vertreter, die Lehrlinge sind, ver-
stärkt um einen wirksamen Kündi-
gungsschutz zu kämpfen. Das kann 
durch Betriebsvereinbarungen gesche-
hen, wie dies zum Beispiel bei Hoesch 
in Dortmund möglich war. Es hat sich 
gezeigt, daß auch nach Inkrafttreten 
des neuen Betriebsverfassungsgesetzes 
Jugendvertreter auf die Straße gewor-
fen wurden. Wir müssen daher ver-
stärkt um die Einhaltung und den 
weiteren Ausbau der Schutzbestim-
mungen für Jugendvertreter kämpfen.

Die Diskussionsredner wiesen immer 
wieder darauf hin, wie sie ganz kon-
kret in ihrem Betrieb die Arbeiter-
jugendpolitik umsetzen. So berichtete 
Jan Roschmann, Elektromechaniker bei 
den Howaldtswerken — Deutsche 
Werft AG, unter anderem: „Auf 
der Werft gibt es jetzt eine Betriebs-
jugendgruppe der IG Metall. Es ver-
steht sich wohl von selbst, daß wir 
SDAJler nicht nur darin mitmachen, 
sondern auch die aktivsten Gewerk-
schafter sind. Hier haben wir, die 
jungen Gewerkschafter, fest auf der 
Grundlage der gewerkschaftlichen Be-
schlüsse ein betriebliches Forderungs-
programm erarbeitet."

Auch bei den Jugendvertreterwahlen, 
die jetzt stattfinden, geht es darum, 
das Betriebsverfassungsgesetz voll 
auszuschöpfen. Wir stimmen voll und 
ganz mit den Vorstellungen der DGB- 
Gewerkschaften überein, die aktivsten 
jungen Gewerkschafter in die Jugend-
vertretungen zu wählen. Wir unter-
stützen alle Anstrengungen, die der 
Stärkung der Gewerkschaften dienen. 
Und wir wenden uns entschieden 
gegen alle Versuche, im Rahmen der 
Jugendvertreterwahlen aus gruppen- 
und parteiegoistischen Interessen die 
gewerkschaftliche Einheit zu spalten."

Wihler widersetzt sich jedem prak-
tischen Schritt der Gewerkschaften, 
um diese Forderung des Grundsatz-
programms zu verwirklichen, für ihn 
ist die „Sozialisierungsidee" irgend-
wann einmal akut, d. h. am St.-Nim- 
merleins-Tag. Die Gewerkschafter sind 
daher gut beraten, sich nicht an der-
artigen Artikeln in der „Welt der 
Arbeit", sondern am DGB-Grundsatz- 
programm zu orientieren und darauf 
zu drängen, daß die Forderung nach 
Überführung der Schlüsselindustrien 
in Gemeineigentum in die geplante 
Überarbeitung des neuen Aktions-
programms des DGB aufgenommen 
wird. Heinz Schäfer

Zu der innerhalb der Gewerkschafts-
jugend stark diskutierten Frage der 
gewerkschaftlichen Betriebsjugend-
gruppen führte Priemer aus: „Wir be-
grüßen auch die Bestrebungen der Ge-
werkschaftsjugend, verstärkt gewerk-
schaftliche Betriebsjugendgruppen auf-
zubauen und weiterzuentwickeln. Ein 
wichtiges Instrument der Arbeiter-
jugend in den Betrieben sind die ge-
werkschaftlichen Jugend- und Ver-
trauensleutekörper. Die Arbeit der 
Gruppen und der Jugendvertrauens- 
leute kann dazu beitragen, daß die 
Lehrlinge und Jungarbeiter ihre Lage 
im Betrieb, Konzern und in der Ge-
sellschaft erkennen und zum Kampf 
für Veränderungen gewonnen wer-
den. Diese Organe der Gewerk-
schaftsjugend im Betrieb stehen den 
Betriebsjugendvertretungen hilfreich 
zur Seite."

Dieser Kongreß war geprägt von der 
noch stärkeren Orientierung der Ju-
gendarbeit auf die Konzerne. Warum 
das so ist, legte Rolf-Jürgen Priemer, 
einstimmig wieder zum Bundesvor-
sitzenden gewählt, in seinem Referat 
dar: „In diesem Staat sind die Inter-
essen der Monopole entscheidend. 
Das zeigt sich auch am neuen Be-
triebsverfassungsgesetz. In seinem so-
zialpartnerschaftlichen Wesen hat sich 
gegenüber dem alten Betriebsverfas-
sungsgesetz von 1952 nichts geändert. 
Es gibt aber auch Verbesserungen in 
Detailfragen, insbesondere für die Ju-
gendvertreter. Diese Verbesserungen 
müssen voll genutzt werden.

Die „Fünf Grundrechte der Jugend" 
standen als Hauptdokument im Mit-
telpunkt der Diskussion auf dem 
III. Bundeskongreß der SDAJ. Allein 
aus den SDAJ-Gruppen sind 235 Ab-
änderungsanträge eingegangen. Mit 
Vertretern anderer Arbeiterjugend-
organisationen wurde diskutiert, An-
regungen wurden aufgenommen und 
verarbeitet. So lag zur Beschlußfas-
sung ein Dokument vor, das nach 
einer breiten Diskussion überarbeitet 
wurde und die nächsten Aufgaben auf-
zeigt. Einstimmig wurden die „Fünf 
Grundrechte der Jugend" angenom-
men. Diese Grundrechte sind:

Von den Delegierten und Gastdele-
gierten sind 349 gewerkschaftlich 
organisiert. Das Vertrauen, das den 
Mitgliedern der SDAJ auf der Grund-
lage ihrer aktiven Mitarbeit in den 
Gewerkschaften und bei der Vertre-
tung der Arbeiterjugend in Betrieben 
und Verwaltungen entgegengebracht 
wird, kommt bereits darin zum Aus-
druck, daß 182 Delegierte und Gast-
delegierte gewerkschaftliche und be-
triebliche Funktionen haben. So sind 
95 Mitglied in Orts-, Kreis- oder Be-
zirksjugendausschüssen, 25 Ver-
trauensleute, 31 Betriebsjugendver- 
treter und 31 üben andere Funktionen 
aus.

Die Überführung der Schlüsselindu-
strien in Gemeineigentum, demokra-
tische Planung und Mitbestimmung 
schaffen jedoch solche demokratischen 
Rechte und Freiheiten, verbessern 
die Kampfpositionen der Arbeiter-
klasse und ihrer Gewerkschaften so 
entscheidend, daß diese Rechte nicht 
ohne weiteres von einer anderen Par-
lamentsmehrheit beseitigt werden 
könnten. Es ist zudem überhaupt 
fraglich, ob bei einer konsequenten 
Politik, die die Interessen der Arbei-
ter, Angestellten und Beamten ver-
tritt, die mehr als 80 Prozent der Be-
völkerung umfassen, jemals Mehr-
heiten entstehen, die diese Errungen-
schaften wieder rückgängig machen 
können.

■ Das Recht der Jugend auf demo-
kratische und fortschrittliche Bildung 
und Berufsausbildung;
■ das Recht der Jugend auf Arbeit, 
soziale Sicherheit und Gleichberech-
tigung;
■ das Recht der Jugend auf Mitbe-
stimmung und Demokratie;
■ das Recht der Jugend auf sinn-
volle Freizeitgestaltung, Erholung, 
Sport und Gesundheit;
■ das Recht der Jugend, in Frieden 
zu leben und zu arbeiten — ohne 
Militarismus und Neonazismus.



Gewerkschafter bespitzelt

Ge-
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Frage; Herr Cieslak, in der Bundes-
republik wird gegenwärtig eine neue 
Kampagne des Antikommunismus ent-
facht; von wem geht sie aus und wel-
che Ziele werden damit verfolgt?

CDU/CSU entfacht neue antikommunistische Welle 
Interview mit Werner Cieslak, Parteivorstand der DKP

Frage: Was sagt der DGB-Bundesvor-
stand zu dieser Ungeheuerlichkeit?

HBV fordert gesetzliches 
Verbot der Aussperrung

Werner Cieslak: Diese historische Lü-
ge wird nicht wahrer, wenn sie immer 
wieder neu aufgetischt wird. Niemand
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Die DKP ist auch die Partei in der 
Bundesrepublik, die sich bei den Be-
triebsrätewahlen für die Aufstellung 
und den Sieg der gewerkschaftlichen 
Einheitsliste einsetzt und immer von 
der Maxime ausgeht, daß unabhängig 
vom Parteibuch die besten Gewerk-
schafter in die Betriebsräte gehören.

Werner Cieslak: Uns ist nicht bekannt, 
daß von der Führung des DGB auch 
nur ein Wort des Protestes gegen die 
vom Minister angeordnete Gesin-
nungsschnüffelei in den Betrieben er-
hoben wurde. Dagegen ist bekannt, 
daß die Mitglieder des geschäftsfüh-
renden DGB-Bundesvorstand und die 
Vorsitzenden der 16 Industriegewerk-

In einer Diskussion über Tarif- und 
Arbeitsrechtsfragen wandte sich der 
HBV-Hauptvorstand, der am 9. März 
in Hamburg tagte, nachdrücklich ge-
gen jede Einschränkung der Koali-
tionsfreiheit. Die Sitzungsteilnehmer 
verwiesen in diesem Zusammenhang 
auf die von der Rechtssprechung und 
einem Teil der Arbeitsrechtswissen-
schaft praktizierte einschränkende 
Auslegung der Koalitionsfreiheit.Werner Cieslak: Der Vizepräsident 

des Bundestages, Dr. Hermann Schmitt- 
Vockenhausen (SPD), hat im Dezem-
ber vergangenen Jahres eine mündli-
che Anfrage an die Bundesregierung 
gerichtet, in der diese „über die Tätig-
keit der Rechts- und Linksradikalen 
sowie ihrer Tamorganisationen vor 
allem im Bereich des öffentlichen Dien-
stes und in den Betrieben eine Über-
sicht" geben soll. Dienstbeflissen hat 
daraufhin Innenminister Genscher 
(FDP) umfassende betriebliche Recher-
chen eingeleitet. Diese richten sich ge-
gen alle jene Kollegen, die nicht be-
reit sind, systemkonforme Sprüche 
aufzusagen und die Vertretung der 
Tagesinteressen der Kollegen mit den 
weitergehenden gesellschaftsverän-
dernden Zielen verbinden. Unter dem 
Deckmantel, gegen einzelne Personen 
vorzugehen, „die in dem Verdacht 
stehen, extreme politische Tätigkeiten 
auszuüben", werden von Genschers
12

Agentenapparat fortschrittliche 
werkschafter beschnüffelt.

Frage: Nun gibt es in Kreisen des 
DGB-Bundesvorstandes die Auffas-
sung, die DKP sehe ihre Aufgabe da-
rin, unter dem Deckmantel angeblicher 
gemeinsamer Grundanliegen Spal-
tungstendenzen in die Gewerkschafts-
bewegung zu tragen . . .

Werner Cieslak: In der Tat erleben 
wir heute — in einer Zeit, in der in 
Europa kein Schritt zur Entspannung 
ohne oder gar gegen die Kommunisten 
gegangen werden kann — eine stärker 
werdende Welle des Antikommunis-
mus in der Bundesrepublik. Ausge-
löst und geschürt wird diese Welle von 
der CDU/CSU und den hinter ihr ste-
henden reaktionären Kräften des Mo-
nopolkapitals. Strauß und Barzel, die 
die Ratifizierung der Verträge von 
Moskau und Warschau verhindern 
wollen, sind die Haupteinpeitscher des 
Antikommunismus. Sie wollen damit 
im Grunde genommen jeden treffen, 
der sich für die Forderungen der Ar-
beiter und Angestellten einsetzt, für 
Frieden und sozialen Fortschritt 
kämpft.

Werner Cieslak: Sollte es bei einigen 
Kollegen eine solche Meinung geben, 
so ist sie falsch. Die DKP hat seit ihrer 
Gründung nicht nur dokumentarisch, 
sondern auch in ihrer praktischen Ar-
beit immer wieder bestätigt: Wir be-
trachten die Einheitsgewerkschaften 
als eine bedeutende Errungenschaft 
der Arbeiterbewegung, die es gegen 
alle Spaltungsversuche zu verteidigen 
gilt. Wir legen Wert auf die partei-
politische Unabhängigkeit der Ge-
werkschaften und rufen die DKP-Mit- 
glieder auf, sich stets als aktive Ge-
werkschafter zu erweisen und die den 
Arbeiterinteressen dienenden gewerk-
schaftlichen Beschlüsse zu verwirkli-
chen. In den vom Düsseldorfer Partei-
tag beschlossenen Thesen (These 30) 
ist diese unsere grundlegende Haltung 
zu den Einheitsgewerkschaften erneut 
bekräftigt worden.

Einflußreiche Kreise in der Bundesrepublik bemühen sich seit Monaten, eine 
neue Welle der Antikommunismus-Hetze zu entwickeln. Damit sollen nicht nur 
fortschrittliche Arbeiter, Angestellte und Beamte aus dem öffentlichen Dienst 
verbannt, sondern konsequente Interessenvertreter der Arbeiter und Ange-
stellten, insbesondere der Gewerkschaften, diffamiert und mundtot gemacht 
werden. Am stärksten richtet sich der Angriff gegen die Deutsche Kommuni-
stische Partei. Aus diesem Grunde führte NACHRICHTEN ein Gespräch mit 
dem Sekretär des Parteivorstandes der DKP, Werner Cieslak, um unsere Leser 
von kompetenter Stelle über Hintegründe und Ausmaß der neuerlichen Anti-
kommunismus-Hetze zu informieren.

Frage: Gibt es neben der von der 
CDU/CSU eingeleiteten Kampagne 
gegen Beschäftigte im öffentlichen 
Dienst, die in dem bekannten Beschluß 
der Ministerpräsidenten der Länder 
gipfelte, weitere Aktivitäten in dieser 
Richtung?

Anderersteits werden in den Betrieben 
und Gewerkschaften immer mehr Stim-
men laut, die Tackes Ansinnen zu-
rückweisen und gegen Aufrufe der 
CDU-Sozialausschüsse und der SPD- 
Führung protestieren, daß keine Kom-
munisten in die Betriebsräte gewählt 
werden sollen. Die Tatsache, daß in 
diesen Tagen viele aktive Gewerk-
schafter, die Mitglieder der DKP sind, 
in ihren Betriebsratsfunktionen be-
stätigt oder neu von den Belegschaf-
ten gewählt wurden, zeigt: immer 
mehr sozialdemokratische, christliche 
und parteilose Arbeiter erkennen, daß 
sich der Antikommunismus gegen die 
ganze Arbeiterbewegung richtet und 
nur dem Großkapital dient.

Frage: Nicht nur Tacke, sondern auch 
andere stellen die absurde Behauptung 
auf, daß die Rechte und die Linke 
zwei Seiten der gleichen Medaille 
wären ...

Nach Meinung der Gewerkschaft HBV 
muß die durch das Bundesarbeits-
gericht mit seinem Beschluß vom 
21. April 1971 vorgenommene Be-
schneidung der Arbeitskampffreiheit 
der Gewerkschaften unbedingt wie-
der aufgehoben werden. Dazu gehör-
ten in erster Linie ein gesetzliches 
Verbot der Aussperrung sowie eine 
gesetzliche Regelung der Zulässigkeit 
von Differenzierungsklauseln sowie 
Effektiv- und Verdienstsicherungs-
klauseln in Tarifverträgen. Der DGB 
muß sich nach HBV-Meinung energisch 
für die Realisierung dieser Forderun-
gen einsetzen und außerdem seine 
eigenen Arbeitskampfrichtlinien ent-
sprechend neu formulieren. Die Ge-
werkschaft HBV wird zu dieser Pro-
blematik einen Antrag auf dem be-
vorstehenden DGB-Bundeskongreß, 
Ende Juni in Westberlin, einbringen.

schäften von den Recherchen der 
Agenten des Bundesinnenministers 
„Kenntnis“ genommen haben. Gleich-
zeitig hat der stellvertretende DGB- 
Vorsitzende Tacke (CDU) die DKP 
mit der neonazistischen NPD auf eine 
Stufe gestellt und entgegen eindeu-
tigen gewerkschaftlichen Beschlüssen 
gegen die Ratifizierung der Verträge 
von Moskau und Warschau Stimmung 
gemacht.
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Werner Cieslak: Wie mir bekannt, 
haben die NACHRICHTEN in ihren 
letzten Ausgaben bereits von den Be-
schlüssen der DGB-Landesbezirkskon- 
fernnzen in Rheinland-Pfalz und Hes-
sen berichtet, die entschieden gegen 
die Gesinnungsschnüffelei im öffent-
lichen Dienst protestiert haben. Die 
ÖTV-Bundesjugendkonferenz hat
ebenfalls aufs schärfste die Verbots-
drohungen gegen die DKP, MSB-Spar- 
takus und die SDAJ verurteilt. Diese 
eindeutigen Erklärungen von Gewerk-
schaftsgremien sind m. E. auch die Be-
stätigung von Erkenntnissen in den 
Gewerkschaften, daß die DKP eine 
der Sache der Gewerkschaften nutzen-
de Politik macht.

Frage: Gibt es neben schon angeführ-
ten Protesten gegen die Antikommu- 
nismus-Hetze in den Gewerkschaften 
noch weitere Beispiele?

Orientierung auf Betrieb und Gewerkschaft — Protest gegen 
die Antikommunismuskampagne in der Bundesrepublik

das
der

Frage: Und wie ist es innerhalb der 
SPD?

Die gegenwärtige Antikommunismus- 
Kampagne in der Bundesrepublik 
werten die Jungsozialisten in einer 
Entschließung als „verdeckten Angriff 
auf die Verwirklichung der politi-
schen und wirtschaftlichen Demokra-
tie", wie er in der Geschichte des Ka-
pitalismus immer dann auftaucht, 
„wenn es galt, Reformen, die der ka-
pitalistischen Gesellschaft gefährlich 
zu werden drohten, abzuwehren". 
Scharfen Protest erhoben sie gegen 
den Erlaß der Ministerpräsidenten der 
Länder, Mitglieder der DKP und an-
derer demokratischer Organisationen 
aus dem öffentlichen Dienst heraus-

Dies wurde auch vom Vorsitzenden 
der IG Druck und Papier und Mitglied 
des DGB-Bundesvorstandes Mahlein 
bestätigt, als er in einer kritischen 
Auseinandersetzung mit ultralinken 
Gruppen erklärte: „Auf DKP-Funktio- 
näre können die Gewerkschaften auch 
längst nicht mehr verzichten; sie ha-
ben sich im Bewußtsein vieler Arbeit-
nehmer längst unentbehrlich gemacht." 
(Frankfurter Rundschau, 17. 3. 72).

Frage: Was ist heute notwendig, um 
dem Antikommunismus wirksam ent-
gegenzutreten?

Eine scharfe Abrechnung mit der CDU/ 
CSU, das Verhalten der Jungsoziali-
sten bei den kommenden Bundestags-
wahlen und Fragen betriebs- und ge-
werkschaftsbezogener Praxis bestimm-
ten die Themen und Diskussionen auf 
dem Bundeskongreß der Jungsoziali-
sten Ende Februar in Oberhau-
sen. „Führende Vertreter der CDU/ 
CSU", so heißt es im Rechenschafts-
bericht, „greifen in zunehmendem 
Umfang in ihren Reden Begriffe und 
Gedanken auf, die früher vorwiegend 
in rechtsextremen Kreisen Verwen-
dung fanden."

Bundeskongreß der „Jusos”

Es fällt auf, daß die Jungsozialisten 
an keiner Stelle den Gedanken der 
gewerkschaftlichen Einheit und der 
Aktionseinheit der Arbeiterklasse ge-
rade in den Betrieben erwähnten. Ihr 
Schema enthält fraktionelle Züge. Da 
aktive Jungsozialisten kaum in den 
Betrieben verankert sind, bleiben 
viele ihrer Pläne Papier. Aber da, wo 
sie in Betrieb und Gewerkschaft tätig 
sind, sollte man von ihnen erwarten, 
daß sie mit Kommunisten und ande-
ren klassenbewußten Arbeitern ka-
meradschaftlich Zusammenarbeiten.

Kurt Schacht

Werner Cieslak: Neben den Protesten 
der Jungsozialisten haben die beiden 
SPD-Bundestagsabgeordneten Karl- 
Heinz Walkhoff und Prof. Dr. Günter 
Slotta die von den Unionsparteien 
eingeleitete Kommunistenjagd nach 
dem Vorbild McCarthys und dem Be-
schluß des Ministerpräsidenten kriti-
siert. Sie kamen zu der Erkenntnis: 
„Audi Sozialdemokraten könnten ei-
nes Tages wieder zu den Betroffenen 
gehören."
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Werner Cieslak: Wir sollten die 
Schlußfolgerung ziehen, noch deutli-
cher zu machen, daß sich der Antikom-
munismus außerhalb, aber auch inner-
halb der Arbeiterbewegung gegen die 
Interessen der Arbeiterklasse und 
ihre Gewerkschaften richtet. Erfolg-
reich gegen die antikommunistische 
Welle in unserem Land wirksam zu 
werden, heißt deshalb, in erster Linie 
in den Betrieben und Gewerkschaften 
Alarm zu schlagen, heißt für die Kom-
munisten, sich dort noch enger mit 
den Arbeitern und Angestellten zur 
Durchsetzung von deren Interessen und 
Forderungen zu verbinden. Zugleich 
meine ich, daß mit den sozialdemokra-
tischen Kollegen gemeinsam neue 
Möglichkeiten bestehen, den Werktä-
tigen aufzuzeigen, daß ein enger Zu- 
zammenhang zwischen der gesteuer-
ten antikommunistischen Welle und 
dem Angriff des Großkapitals auf den 
Lebensstandard der Arbeiterklasse so-
wie der Kampagne der CDU/CSU und 
NPD gegen die Ratifizierung der Ver-
träge von Moskau und Warschau be-
steht.

kann bestreiten, daß die deutschen 
Kommunisten im Kampf gegen den 
Faschismus die größten Opfer ge-
bracht haben, und es war die soziali-
stische Sowjetunion, die im zweiten 
Weltkrieg den Hauptanteil zum Sieg 
über den Faschismus geleistet hat. 20 
Millionen Sowjetmenschen gaben ihr 
Leben im Kampf gegen diese brutal-
ste Herrschaftsform des Monopolka-
pitals. Auch heute steht die DKP kon-
sequent gegen Neonazismus und Re-
vanchismus. Ebenso wie sich Feuer 
und Wasser ausschließen, gibt es zwi-
schen der DKP und den rechtsradika-
len Organisationen wie der NPD in 
keiner Weise irgend eine Gemeinsam-
keit. Wohl aber gibt es eine Gemein-
samkeit, ja, ich möchte meinen, völlige 
Übereinstimmung in der Argumenta-
tion zwischen der CDU/CSU und der 
NPD, wie das der Aufruf der NPD 
beweist, bei den Landtagswahlen in 
Baden-Württemberg die CDU zu wäh-
len. Die bereits von Karl Liebknecht 
geprägte Losung: „Der Feind steht 
rechts" ist heute aktueller denn je. 
Davon sollten sich auch die DGB- 
Gewerkschaften leiten lassen.

Entsprechend ihren Vorstellungen 
wollen die Jungsozialisten mit einem 
„eigenständigen Beitrag" in den Bun-
destagswahlkampf gehen. In den Aus-
führungen einiger führender Jung-
sozialisten zeigte sich aber gerade an 
diesem Punkt, daß ein Teil der Jusos 
selbst Opfer antikommunistischer Vor-
behalte und antikommunistischen 
Drucks geworden ist. Zugleich mit 
dem Kampf gegen die CDU/CSU pro-
klamierten sie, wenn auch gedämpf-
ter, den Kampf gegen die DKP. Die-
ser Teil der Jusos will systemkriti-
sche und sozialistische Kräfte, die sich 
auf die DKP orientieren könnten, an 
die SPD binden. Aus der aufgezeig-
ten Gefahr, die für Frieden und De-
mokratie von den ultrarechten Kräf-
ten der CDU/CSU ausgeht, kann es 
nur eine Schlußfolgerung geben: das 
Zusammenwirken von Kommunisten, 
Jungsozialisten und Sozialdemokra-
ten für einen positiven Fortgang der 
Entspannungsbemühungen, für 
Zurückdrängen des Einflusses 
CDU/CSU.

zuhalten. Die Jungsozialisten betonen, 
daß damit der Gesinnungsschnüffelei 
Tür und Tor geöffnet wird, fort-
schrittliche Angehörige des öffent-
lichen Dienstes ein geschüchtert wer-
den sollen und auch Sozialdemokra-
ten davon betroffen werden könnten, 
insbesondere in den von der CDU/ 
CSU regierten Ländern.

Der Betriebsfremdheit der auf 
Juso-Bundeskongreß tonangebenden 
akademischen Grade war es zuzu-
schreiben, daß elitäre Zungenschläge 
in Reden und Diskussionen immer 
wieder durchschienen. Man will die 
Lohnabhängigen „mobilisieren", ih-
nen Anstöße geben, sie zur „Selbst-
organisation“ ihrer Interessen befähi-
gen. Auf den Gedanken, daß Ober-
schüler, Studenten und Lehrer von 
den Erfahrungen klassenbewußter Ar-
beiter und Gewerkschafter etwas ler-
nen könnten, kam kaum jemand.



ÖTV: Demokratisierung nötig
Vor dem 7. Gewerkschaftstag - Personalvertretungsgesetz 
und Tarifpolitik Themen auf dem ÖTV-Gewerkschaftstag

Mit Nachdruck wandte sich die ÖTV- 
Bundesjugendkonferenz gegen Berufs-
verbote im öffentlichen Dienst. Zwei

In der Zeit vom 28. Mai bis 3. Juni 1972 findet in Westberlin der 7. ordentliche 
Gewerkschaftstag der Gewerkschaft öffentliche Dienste, Transport und Ver-
kehr statt. Der Gewerkschaftstag dürfte sich, das lassen die Vorbereitungen 
erkennen, insbesondere mit Fragen der Demokratisierung des öffentlichen 
Dienstes beschäftigen, die seit langem und zunehmend stärker von den Ge-
werkschaftern in Verwaltungen, Dienststellen und Betrieben von Bund, Län-
dern und Gemeinden gefordert wird. Der vom Bundesinnenministerium ausge-
arbeitete Entwurf eines neuen Personalvertretungsgesetzes, der in den Gewerk-
schaften bereits auf heftige Kritik gestoßen ist, dürfte diese Diskussion noch 
beflügeln.

Der Anfang April von Innenminister 
Genscher den Ausschüssen zur Bera-
tung zugeleitete Regierungsentwurf 
entspricht in keiner Weise den Forde-
rungen des DGB und der Gewerkschaf-
ten des öffentlichen Dienstes, wie 
UTV, Gewerkschaft der Eisenbahner 
Deutschlands, Deutsche Postgewerk-
schaft und Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft. Nach allem, was 
über den Entwurf bisher bekannt 
geworden ist, soll den Personalräten 
lediglich ein erweiterter Katalog von 
„Mitwirkungsrechten" angeboten wer-
den, um sie besser im Sinne der auto-
ritären Verwaltungsmaschinerie ein-
setzen zu können. Was das Innen-
ministerium an „Rechten" bietet, ist 
von der fragwürdigen Qualität wie 
dieses: Wenn ein „Dienstherr“ oder 
Behördenchef und der Personalrat 
über eine Personalfrage, die einen Be-
amten betrifft, nicht einig werden 
können, soll eine Einigungsstelle eine 
Empfehlung aussprechen, die aber den 
„Dienstherrn" oder Behördenchef nicht 
binden darf. Das ist eine glatte Farce 
an Mitbestimmung.

wie der Name sagt, die Stellung des 
Beamten fixiert, soll das Folgerecht 
die Arbeitsbedingungen und Entgelte 
zum Inhalt haben. Eine solche Teilung 
wird von der Gewerkschaft als Vor-
aussetzung für die weitere Forderung 
angesehen, daß den Beamten das 
Streikrecht zur Durchsetzung ihrer 
sozialen Belange gewährt werden 
muß.

Die Gewerkschaft ÖTV hat — ebenso 
wie der DGB — seit Jahren die Neu-
fassung des Personalvertretungsge-
setzes mit der Zielsetzung verlangt, 
den Personalräten wirksame Mitbe-
stimmungsrechte zu übertragen und 
die hierarchischen Strukturen im 
öffentlichen Dienst zu beseitigen. Vor 
zwei Jahren hatte der DGB den Bun-
destagsparteien und der Öffentlichkeit 
einen diesbezüglichen Entwurf vorge-
legt. In einigen Anträgen an den ÖTV- 

Gewerkschaftstag kommt die starke 
Unzufriedenheit der Gewerkschafts-
mitglieder mit der vom Hauptvor-
stand praktizierten Tarifpolitik zum 
Ausdruck. „Die Tarifpolitik ist ein 
gewerkschaftliches Kampfmittel", heißt 
es zum Beispiel in einem Antrag, der 
von der ÖTV-Bundesjugendkonferenz 
beschlossen wurde, die vom 2. bis 
5. März 1972 in Gelsenkirchen tagte 
(siehe auch NACHRICHTEN Nr. 3). 
Und weiter: „Die Forderungen und der 
Inhalt der Tarifpolitik müssen aus-
schließlich vom Mitgliederwillen be-
stimmt sein. Versuche, staatlicherweise 
die Tarifautonomie einzuschränken, 
müssen auf das schärfste zurückgewie-
sen werden. Die Mitarbeit der Ge-
werkschaft UTV in der konzertierten 
Aktion ist einzustellen, da sich die 
konzertierte Aktion als ein Instru-
ment der Disziplinierung der Lohnab-
hängigen zur Sicherung ständiger 
Unternehmergewinne erwiesen hat."

In dem Antrag wird weiter gefordert: 
„Vor Beginn einer Tarifaktion muß 
eine umfangreiche Mitgliederbefra-
gung z. B. in Versammlungen, Aus-
schußsitzungen, Fragebogenaktionen 
u. ä. erfolgen. Der Wille der Mitglie-
der ist der großen Tarifkommission 
bekanntzugeben. Die Forderungen müs-
sen dem Willen der Mitglieder ent-
sprechen." Die jungen ÖTV-Gewerk- 
schafter fordern diesbezügliche Konse-
quenzen: „Die Satzung (§ 18) muß 
dahingehend geändert werden", heißt 
es in einem weiteren Antrag, „daß 
die Verantwortlichkeit für Tarifpoli-
tik nicht dem geschäftsführenden 
Hauptvorstand obliegt, sondern der 
Tarifkommission, die ihre Weisung 
aus der Basis erhält."

Es liegt im Interesse aller Arbeiter, 
Angestellten und Beamten — nicht 
nur im Organisationsbereich der ÖTV- 
Gewerkschaft —, wenn die Beschlüsse 
dieses Gewerkschaftstages dazu bei-
tragen, eine nach vom gerichtete 
Politik der gesamten Gewerkschafts-
bewegung in der Bundesrepublik mit-
zuformulieren. G. S.
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diesbezügliche Anträge wurden an 
den bevorstehenden Gewerkschaftstag 
gerichtet. Sie dürften im Zusammen-
hang mit der Forderung nach Demo-
kratisierung und Mitbestimmung im 
öffentlichen Dienst, die ein wesent-
liches Anliegen der Gewerkschaft 
ÖTV ist, auf dem Gewerkschaftstag 
eine Rolle spielen. „In der Bundes-
republik Deutschland verstärken sich 
gegenwärtig antidemokratische Ten-
denzen", wird unter Hinweis auf den 
Beschluß der Ministerpräsidentenkon-
ferenz vom 28. Januar 1972 festgestellt, 
der die Möglichkeiten für Berufsver-
bote im öffentlichen Dienst erheblich 
erweitert hat.

Neben diesen Themen spielen selbst-
verständlich die übrigen aktuellen und 
grundsätzlichen Fragen der Gewerk-
schaftspolitik eine Rolle. So wird auch 
die Notwendigkeit einer schnellen 
Ratifizierung der Verträge von Mos-
kau und Warschau durch den Bundes-
tag, die gewerkschaftliche Kontakt-
pflege zu den Gewerkschaften in den 
sozialistischen Ländern in die Dis-
kussion und Beschlußfassung auf dem 
7. Gewerkschaftstag der ÖTV ein-
fließen. Dieser Gewerkschaftstag fin-
det nur vier Wochen vor dem 9. or-
dentlichen Bundeskongreß des DGB 
statt. Er wird, was die Debatten und 
die Beschlüsse betrifft, auf das „Parla-
ment der Arbeit'* ausstrahlen.

Einen weiteren umfangreichen The-
menkomplex bilden das Dienstrecht 
und die Tarifpolitik. Die ÖTV-Ge- 
werkschafter fordern die Einführung 
eines einheitlichen Dienstrechts für 
alle Beschäftigten — Arbeiter, Ange-
stellte und Beamte des öffentlichen 
Dienstes. Die Arbeitsbedingungen, die 
Entgelte und sozialen Leistungen sol-
len weitgehend vereinheitlicht und 
die Schlechterstellung von Arbeitern 
gegenüber den Angestellten bzw. von 
beiden Gruppen gegenüber den Be-
amten beseitigt werden. Für die Be-
amten wird die Aufgliederung des 
Dienstrechts in Status- und Folgerecht 
verlangt. Während das Statusrecht,
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In dem zweiten Antrag zu dieser 
Frage heißt es: „Der Beschluß der 
Ministerpräsidentenkonferenz richtet 
sich daher gegen die Arbeit der Ge-
werkschaften selbst. Wir protestieren 
auf das schärfste gegen diesen Be-
schluß und fordern alle fortschritt-
lichen Kräfte in der BRD, besonders 
aber unsere Kollegen in den Gewerk-
schaften, auf, solidarisch und entschie-
den gegen diese reaktionären Ten-
denzen zu wenden. Die ÖTV-Bundes-
jugendkonferenz fordert den DGB- 
Bundesvorstand auf, sich für die sofor-
tige Aufhebung dieses Beschlusses 
einzusetzen."

Wichtig für die Standortfindung in be-
zug auf den Innenminister-Entwurf 
eines neuen Personalvertretungsge- 
setzes dürfte ein Antrag der Jugend-
konferenz zum Betriebsverfassungs-
gesetz sein, der dem Gewerkschafts-
tag ebenfalls vorliegt. Darin wird der 
Gewerkschaftstag aufgefordert, das 
Betriebsverfassungsgesetz als undemo-
kratisch und arbeiterfeindlich abzu-
lehnen. „Auch das neue BetrVG regelt 
das Verhältnis zwischen den Unter-
nehmern und Arbeitern auf Betriebs-
ebene so", heißt es im Antrag, „daß 
das Wohl des Betriebes gewahrt ist, 
d. h. das Wohl dessen, der mit diesem 
Betrieb seinen Profit erzielt, des Kapi-
talisten."



Kongreß der 98 Millionen
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Es war der 15. Kongreß in der Geschichte der sowjetischen Gewerkschaften, 
der Ende März 1972 im neuen Kremlpalast in Moskau stattfand. 4836 Delegierte 
vertraten 98 Millionen Gewerkschafter. Gäste aus 103 Ländern der Welt, dar-
unter eine Delegation des DGB, verfolgten mit großem Interesse den Verlauf 
des Kongresses.

Sowjetische Gewerkschaften berieten über neue Aufgaben 
Appell für alleuropäische Gewerkschaftskonferenz

Bei der Beurteilung ihrer geleisteten 
Arbeit vergaßen die Delegierten nicht, 
Mängel und Fehler kritisch zu unter-
suchen. So wurde z. B. gefordert, ge-
gen jeglichen Formalismus anzukämp-
fen, zu verhindern, daß Industrieob-
jekte nicht termingerecht in Betrieb 
genommen werden.

Gegenseitige Besuche
DGB — Sowjetgewerkschaften

Kranke ausgezahlt, einschließlich der 
Mittel für Heil- und vorbeugende Be-
handlungen. In der Zeit vom 14. bis 
zum 15. Kongreß sind 12 Millionen 
neue Mitglieder den Gewerkschaften 
beigetreten.

Die DGB-Delegation hatte zugleich 
die Aufgabe, über das weitere gegen-
seitige Besuchs- und Kontaktpro-
gramm mit den sowjetischen Gewerk-
schaften für das Jahr 1972 zu verhan-
deln. Der DGB-Vorsitzende Heinz O. 
Vetter hat bereits eine Beobachter-
delegation des Zentralrats der so-
wjetischen Gewerkschaften zum näch-
sten ordentlichen DGB-Bundeskon- 
greß eingeladen, der vom 25. Juni bis 
1. Juli 1972 in Westberlin stattfindet.

Alexander Scheiepin, Vorsitzender der 
UdSSR-Gewerkschaften, zog die Ar-
beitsbilanz der letzten vier Jahre: 
Seit 1968 wuchs der materielle Wohl-
stand der Werktätigen, konnten Löhne, 
Renten und Stipendien erhöht wer-
den, erfolgte die Senkung der Ar-
beitszeit auf 41 Stunden (in einzelnen 
Industriezweigen auf 36). Auch die 
medizinische und kulturelle Betreuung 
wurde verbessert. Von den gewerk-
schaftlich kontrollierten Sozialver-
sicherungen wurden 1971 über 20 Mil-
liarden Rubel — das Doppelte der 
Summe von 1965 — an Alte und
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Die Bedeutung des Kongresses wurde 
auch daran sichtbar, daß der General-
sekretär der KPdSU, Leonid Bresh-
new, und fast alle Mitglieder des 
Politbüros ordentliche Delegierte wa-
ren. In der Rede L. Breshnews wurde 
die bedeutende Rolle der UdSSR- 
Gewerkschaften hervorgehoben; die 
neuen und verantwortlichen Aufgaben 
dieser größten Massenorganisation 
der Well, die ihr beim Aufbau des 
Kommunismus gestellt sind, wurden 
umrissen.

Ihnen steht das Recht der Kontrolle 
der Arbeitsgesetze, der Arbeilssicher- 
heil und Arbeitshygiene zu. Ihnen 
untersteht die Verwaltung der staat-
lichen Sozialversicherung. Sie sind mit 
den erforderlichen Rechten, aber auch 
Mitteln ausgeslattet, um die Versor-
gung der arbeitenden Bevölkerung 
zu kontrollieren, sich ebenfalls um 
die Erhöhung des kulturellen und 
technischen Niveaus zu kümmern. 
Nach der Verfassung werden Ver-
stöße gegen Gewerkschaftsrechte bzw. 
Versuche, die Wahrnehmung dieser 
Rechte zu behindern, geahndet.

Auf Einladung des Zentralrates der 
sowjetischen Gewerkschaften hat eine 
Beobachterdelegation des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes an dem 15. so-
wjetischen Gewerkschaftskongreß teil-
genommen, der Ende März 1972 in 
Moskau stattfand. Der Delegation ge-
hörten an: der stellvertretende DGB- 
Vorsitzende Gerd Muhr, der Vor-
sitzende der Deutschen Postgewerk-
schaft, Ernst Breit, der Vorsitzende 
der Gewerkschaft Erziehung und Wis-
senschaft, Erich Frister, der Leiter der 
DGB-Bundespressestelle, Walter Fritze, 
und der stellvertretende Leiter der 
DGB-Auslandsabteilung, Harald Si-
mon.

In einem Gespräch zwischen Gerd 
Muhr und dem Vorsitzenden des 
Zentralrats der sowjetischen Gewerk-
schaften, Alexander Scheiepin, kam 
nach Mitteilung Muhrs auch die be-
vorstehende Ratifizierung der Ver-
träge von Moskau und Warschau zur 
Sprache. Beide Seiten hätten die Not-
wendigkeit der Ratifizierung betont, 
sagte Muhr. Scheiepin habe jedoch 
seine Sorge über die Entwicklung in 
Bonn zum Ausdruck gebracht und 
auch erkennen lassen, daß eine Nicht-
ratifizierung einen gefährlichen Rück-
schlag der Bemühungen um Entspan-
nung und Frieden in Europa zur Folge 
haben könne.

Breshnew bezeichnete die Gewerk-
schaften in der Sowjetunion als Schu-
len des Kommunismus. Das bedeutet, 
daß die organisierten Arbeiter, Ange-
stellten und Kolchosbauern in ihnen 
die Erfahrungen der Lenkung und Lei-
tung einer auf kommunistischer Basis 
arbeitenden Volkswirtschaft sammeln 
sollen. Das heißt indessen nicht, daß 
diese Gewerkschaften lediglich lernen. 
Sie leiten längst und stützen sich 
dabei auf Rechte, von denen, wie 
A. N. Scheiepin sagte, Gewerkschaften 
kapitalistischer Länder noch träumen, 
wie etwa dem Mitbestimmungsrecht 
in der Produktion, im Parlament und 
im öffentlichen Leben.

In Moskaus Kremlpalast standen je-
doch auch die großen weitreichenden 
Pläne zur Debatte, die vom XXIV. 
Parteitag der KPdSU ausgearbeitel 
wurden und an deren Realisierung 
die Gewerkschaften einen entschei-
denden Anteil haben, indem unter 
ihrer Mithilfe die technisch-wissen-
schaftliche Umgestaltung beschleunigt, 
eine bessere Arbeitsorganisation ga-
rantiert und dadurch die Arbeitspro-
duktivität wesentlich erhöht wird. 
Breshnew bezeichnete es als „lernen, 
heute besser zu arbeiten als gestern", 
wobei besser nicht schwerer, sondern 
effektiver, mit größerem Gewinn für 
die Volkswirtschaft heiße, denn be-
kanntlich wird die UdSSR bis 1975 
500 Milliarden Rubel in der Wirtschaft 
investieren und dabei das Produk-
tionsvolumen um das 2,5fache er-
höhen.

Was das sowjetische Sozialprogramm 
betrifft, so sieht es u. a. eine Auf-
stockung auf 78 Milliarden Rubel vor, 
von denen 22 Milliarden zur Er-
höhung der Löhne, Renten und Sti-
pendien verwendet werden. Sache der 
Gewerkschaften ist es gleichfalls, die 
Voraussetzungen für die Vergröße-
rung der gesellschaftlichen Fonds bis 
auf 90 Milliarden Rubel (1975) zu 
schaffen. Aus diesen Fonds bezieht 
die Bevölkerung schon jetzt 30 Pro-
zent ihrer Einkünfte. Verdoppelt wird 
bis dahin auch die Urlaubsplatzzahl 
und die Anzahl der Kurplätze. Wenn 
1971 in der UdSSR soviel Mittel für 
die Verbesserung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen aufgewendet wer-
den konnten, wie im 4. und 5. Fünf-
jahrplan zusammen, und in den ver-
gangenen zehn Jahren 116 Millionen 
Bürger neue Wohnungen erhielten, 
dann ist das mit ein Verdienst der 
Sowjetgewerkschaften.

Die sowjetischen Gewerkschaften wer-
den, was ihre internationalen Bezie-
hungen betrifft, weiterhin in jeder 
Weise auf den Zusammenschluß aller 
Kräfte der internationalen Arbeiter-
und Gewerkschaftsbewegung gegen 
Krieg, Aggression und Ausbeuter-
politik der Monopole, für den Frie-
den, sozialen Fortschritt und Demo-
kratie hinwirken. In einem einstimmig 
gefaßten Beschluß appellieren sie an 
die europäischen Gewerkschaften, sich 
für die baldige Einberufung einer 
alleuropäischen Gewerkschaftskonfe-
renz einzusetzen, die Einberufung 
einer gesamteuropäischen Beratung 
über Fragen der Sicherheit und Zu-
sammenarbeit zu unterstützen.

Hubert Kuschnik, Moskau
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Zweifel an der Wirksamkeit des DGB-Vermögensplans 
Nur Gemeineigentum schafft Vermögen für Arbeiterklasse

tum zu überführen, und eben jetzt 
auch das erstere und nicht das letztere 
als DGB-Forderung in den Vorder-
grund gestellt wird.

Die einseitige Vermögenskonzentra-
tion in den Händen einer kleinen 
Schicht von Konzernherren ist Ergeb-
nis und Ausdruck der Ausbeutung der 
Millionen Arbeitenden und der zuneh-
menden Konzentration der wirtschaft-
lichen und politischen Macht im Spät-
kapitalismus. Mit „Schönheits"-Opera- 
tionen ist der Skandal der ungerech-
ten Vermögensverteilung nicht zu be-
seitigen, sondern nur durch die all-
mähliche Einschränkung und schließ-
lich Überwindung der Macht der Her-
ren der letzten Ausbeuterordnung in 
der Geschichte der Menschheit.

Eine abschließende Stellungnahme zu 
der in NACHRICHTEN geführten Dis-
kussion der Thesen des DGB-Bundes-
vorstandes zur Vermögensbildung ver-
öffentlichen wir in einer der nächsten 
Ausgaben. Gleichzeitig bitten wir um 
weitere Stellungnahmen. D. Red.

Jetzt wird in den DGB-Thesen nicht 
mehr die Hälfte des Vermögenszu-
wachses für die Umverteilung zugun-
sten der abhängig Beschäftigten ge-
fordert, sondern für die Anfangszeit 
4 bis 6 Milliarden DM jährlich. Die 
quantitative Übereinstimmung mit der 
vom Parteivorstand der SPD dem 
außerordentlichen Parteitag im No-
vember 1971 vorgeschlagenen „Ver-
mögensbildungsabgabe" von 4 Milliar-
den DM ist sicher nicht zufällig.

„Vermögenspolitik” wozu?

Werner Petschick hat bereits darauf 
hingewiesen, daß die DGB-Führung 
mit den Thesen auch den system-sta- 
bilisierenden Kurs der SPD-geführten 
Bundesregierung unterstützen will. 
Diese Absicht wird noch deutlicher, 
wenn man die Thesen mit dem aus 
dem Gleitze-Plan weiterentwickelten 
Sozialkapitalplan des DGB vergleicht, 
der am 13. Januar 1961 in der „Welt 
der Arbeit' veröffentlicht und erläutert 
wurde. Dieser Plan zielte dahin, 50 
Prozent des Vermögenszuwachses auf 
einen Sozialkapitalfonds zu überschrei-
ben, der diesen Kapitalbesitz in Form 
von Anteilscheinen an Arbeiter und 
Angestellte weitergeben sollte. Ein-
schränkungen hinsichtlich der Verfü-
gung über die Anteilscheine durch 
die Arbeiter und Angestellten waren 
in diesem Plan nicht vorgesehen.

So kommt Karl Heinrich Pitz in sei-
nem „Vermögensbildung — eine Fata 
Morgana“ betitelten Beitrag zu der 
Feststellung: „Um solche weitreichen-
de Konzeption (die Bildung von Kol-
lektivfonds — A. B.) politisch durch-
zusetzen, müßte zunächst eine er-
hebliche Veränderung des Kräftever-
hältnisses zwischen Kapital und Arbeit 
bewirkt werden. Zu dieser Verände-
rung tragen so abstrakte theoretische 
Programme wie die Vermögenspolitik 
so gut wie nicht bei. Die sich aus 
Kollektivfonds ergebenden Perspekti-
ven mögen eine Handvoll theoreti-
scher Köpfe interessieren, die Masse 
der Arbeiterschaft wird von dieser Dis-
kussion überhaupt nicht berührt, viel 
weniger noch als von der .Vermögens-
bildung in Arbeitnehmerhand’. Verän-
dert man jedoch das Kräfteverhältnis 
mit angemessenen politischen Strate-
gien, dann braucht man gewiß nicht 
mehr auf Vermögensfonds zurückzu-
greifen ...

Kem der Kritik Werner Petschicks ist 
die Feststellung, daß die Thesen zur 
Vermögensbildung vom Bundesvor-
stand des DGB losgelöst von einer 
umfassenden Reformkonzeption ent-
wickelt und als Forderung formuliert 
wurden. Werner Petschick vertritt die 
Auffassung, daß die in den Thesen 
geforderte Beteiligung der Arbeitneh-
mer am Vermögenszuwachs Bestand-
teil einer antimonopolistischen Re-
formpolitik sein kann, wenn diese 
Forderung im Zusammenhang mit an-
deren antimonopolistischen Forderun-
gen (Mitbestimmung, Überführung der 
Schlüsselindustrien und anderer markt-
beherrschender Unternehmen in Ge-
meineigentum usw.) gestellt und ver-
folgt wird und die Gewinnanteile nicht 
an mehrere dezentralisierte Fonds, 
sondern an einen zentralen Fonds ab-
geführt werden, um einen Mißbrauch 
der in dem Fonds angesammelten Mit-
tel für die Profitinteressen der Kon-
zerne zu verhindern.
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Schon von daher, von Ursprung und 
Ziel der „Vermögenspolitik" ergeben 
sich ernsthafte Bedenken, ob es mög-
lich und politisch realisierbar ist, die-
se Variante einer systemstabilisieren-
den Politik zu einem Bestandteil einer 
antimonopolistischen Reformpolitik um-
zufunktionieren. Diese Bedenken wer-
den -auch geäußert und begründet in 
einigen der Beiträge, die in den „Ge-
werkschaftlichen Monatsheften", Fe-
bruar 1972, zum Thema „Vermögens-
politik" veröffentlicht wurden.

An anderer Stelle schreibt Pitz dann, 
„daß die Mitbestimmungspo- 
litik in die richtige, die Vermögens-
politik in die falsche Richtung" zielt. 
Klaus Peter Kisker zieht in seinem 
„Vermögenspolitik im Spätkapitalis-
mus" betitelten Beitrag nach einer 
kritischen Untersuchung der verschie-
denen „Vermögensbildungspläne" die 
Schlußfolgerung, „daß sie eine be-
wußte oder auf mangelnder Einsicht 
in die Gesetze der kapitalistischen 
Wirtschaft beruhende, unbewußte Irre-
führung der Lohnabhängigen darstel-
len.

antimonopolistische und sozialistische 
Alternative zum spätkapitalistischen 
System verhindern und die Arbeiter-
klasse in die von ihnen ohne „wenn 
und aber" bejahte Ordnung der Mono-
polherren integrieren wollen.

In einer solchen Situation könnte die 
erreichte Machtposition auch zur Ver-
gesellschaftung der Banken beispiels-
weise eingesetzt werden ... Die Aus-
arbeitung solch weitreichender ... Ver-
mögenspolitik ist ein Produkt apoliti-
scher, weil von politischer Realisier-
barkeit abstrahierender bürgerlich-
volkswirtschaftlicher Denkmethoden." 
(S. 91)

Nun ist aber mit Sicherheit auch die 
Tatsache kein Zufall, daß es zwar von 
Gewerkschaftsführern und -theoreti- 
kern eine ganze Bibliothek von Ab-
handlungen, Konzeptionen, Plänen, 
Vorschlägen und mehr oder weniger 
wissenschaftlichen Untersuchungen 
zum Thema „Vermögensbildung" gibt, 
nicht aber zu der Forderung des DGB- 
Grundsalzprogramms, die Schlüsselin-
dustrien und andere marktbeherr-
schende Unternehmen in Gemeineigen-

Gewerkschaftsführer und Theoretiker 
wie Georg Leber, Oswald Nell-Breu- 
ning u. a., die sich mit fanatischem 
Eifer bemühen, die Gewerkschaften 
auf eine systemimmanente „Vermö-
genspolitik" zu orientieren, machen 
kein Hehl daraus, daß sie eben damit 
die einzig mögliche, demokratisch-

In seinem Beitrag zu den Thesen des DGB zur Vermögensbildung (s. NACH-
RICHTEN 1/1972) setzt Werner Petschick sich kritisch mit diesen Thesen aus-
einander. Das ist zu begrüßen, ebenso die dazu in NACHRICHTEN 3/1972 ver-
öffentlichten Diskussionsbeiträge. Wenn auch die DGB-Thesen bis jetzt in den 
Betrieben bei der Masse der Arbeiter kaum einen Widerhall gefunden haben, 
so können doch die progressiven Gewerkschafter der Diskussion über diese 
Thesen zumindest auf Tagungen und Kongressen des DGB und seiner Gewerk-
schaften nicht ausweichen. Dort werden sie von ihren Befürwortern zur Dis-
kussion gestellt.

Keiner der Pläne vermag — selbst 
wenn sie politisch durchsetzbar sind 
— die ungleiche Vermögensverteilung 
und damit die Konzentration der Ver-
fügungsmacht bei wenigen abzubauen. 
Sie vermögen nicht, die Profite umzu-
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DGB fordert Steuerreform
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In der Steuerreformkommission der 
Regierung haben aber die Vertreter 
des Großkapitals eine Erhöhung der 
Mehrwertsteuer von 11 auf 16 Pro-
zent gefordert. Das würden 17 Milliar-
den DM mehr sein, die jährlich vom 
Endverbraucher einzutreiben wären.

Der DGB fordert als Schwerpunkte: 
Verbesserung des Kindergeldes bei 
gleichzeitiger Streichung der Kinder-

Verwirklichung noch in dieser Legislaturperiode verlangt 
Lohn- und Gehaltsempfänger sollen entlastet werden

6. Sicherung der Mitbestimmung und 
Kontrolle durch die Bevölkerung und 
ihre demokratischen Organisationen, 
vor allem durch die Gewerkschaften, 
bei der Aufbringung, Verwaltung und 
Verwendung der Steuern und Finan-
zen des Staates.

5. Das Steuersystem ist grundlegend 
zu vereinfachen. Dies ist die Voraus-
setzung für eine Entlastung und ver-
einfachte Organisation der Finanzver-
waltung.

3. Kapital- und Steuerflucht ins Aus-
land sind wirksam zu bekämpfen.

Besser informiert 
durch 
NACHRICHTEN

4. Die staatlichen Subventionen und 
die zahlreichen steuerlichen Vergünsti-
gungen für kapitalistische Großunter-
nehmen sind sofort aufzuheben.

Mit den Schlagworten „Finanzierung 
der Reformvorhaben" und „Lösung der 
Zukunftsaufgaben" wird Konsumein-
schränkung durch höhere Steuerabga-
ben der arbeitenden Bevölkerung ge-
predigt. Die Finanzierung von Ge-
meinschaftsaufgaben, die der Hebung 
des materiellen, sozialen und kulturel-
len Lebensstandards der Bevölkerung 
dienen, ist in erster Linie aus den Ge-
winnen der Großindustrie zu sichern.

Gerade angesichts der Versuche der 
CDU/CSU, der Unternehmerverbände 
und anderer Kräfte, zwischen DGB 
und DKP einen Keil zu treiben, sei 
darauf hingewiesen, daß diese Grund-
sätze und die Vorschläge des DGB 
zur Steuerreform vom gleichen Geist 
durchdrungen sind, nämlich die Inter-
essen der Arbeiter, Angestellten und 
Beamten zu vertreten. — jol —
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verteilen, sondern zwingen die Lohn-
abhängigen, einen Teil ihres Lohnes 
den Unternehmern als Kapital zusätz-
lich zur Verfügung zu stellen oder als 
Quasi-Steuer an einen Sonderfiskus 
abzuführen. Es erscheint daher drin-
gend an der Zeit, von diesen Plänen, 
und damit von der Verschwendung 
anderweitig benötigter Steuergelder, 
Abstand zu nehmen und den Lohnab-
hängigen klar zu sagen, daß eine ge-
rechte Vermögensverteilung nicht zu 
erreichen ist, ohne das kapitalistische 
System zu überwinden." (S. 108/109)

Eine Steuerreform ist längst überfällig. Während die Arbeiter, Angestellten 
und Beamten steuerlich immer stärker belastet werden, nehmen die Steuer-
leistungen der Vermögensmillionäre, der Konzerne und Großverdiener ab. 
Durch Steuerflucht und Kapitalexporte werden dem gesellschaftlichen Vermögen 
in unserem Land jährlich Milliarden entzogen.

Die in den Thesen des DGB-Bundes-
vorstandes geforderte Abgabe vom 
Vermögenszuwachs erscheint wenig 
geeignet, die wirtschaftliche und so-
ziale Lage der Arbeiter und Angestell-
ten grundlegend zu ändern, geschwei-
ge denn das politische Kräfteverhält-
nis zwischen den Monopolherren und 
der Arbeiterklasse, ganz gleich, ob 
nun die Sammlung der Vermögensab-
gabe in mehreren oder einem zentra-
len Fonds erfolgt. Es bleibt die sich 
aus den Widersprüchen der spätkapi-
talistischen Wirtschaft ergebende so-
ziale Unsicherheit.

Soweit die Thesen des DGB-Vorstan-
des in der Diskussion in den Gewerk-
schaften als Kampfforderung gegen die 
einseitige Bereicherung des Großkapi-
tals vertreten werden, sind sie unter 
diesem Aspekt zu begrüßen, ohne 
jedoch einen Zweifel daran zu lassen, 
daß sie keine Alternative gegen die 
großkapitalistische Vermögenskonzen-
tration in der BRD darstellen. Die Dis-
kussion um die Thesen des DGB- 
Vorstandes sollte genutzt werden, um 
Arbeitern und Angestellten, ausge-
hend von den Forderungen des DGB- 
Grundsatzprogramms die antimonopo- 
listisch-demokralische und sozialisti-
sche Alternative verständlicher zu ma-
chen. Arthur Böppel, Bremen
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Ob mit oder ohne Vermögensfonds 
und -Zertifikaten: Zur Sicherung und 
Verbesserung ihrer wirtschaftlichen 
und sozialen Lage bleibt den Arbeitern 
und Angestellten nur der Weg des 
Kampfes um höheren Lohn und für 
bessere soziale Rechte und Leistungen. 
Solange die Macht der Monopolherren 
ungebrochen und uneingeschränkt ist, 
wird sie keine „Vermögensabgabe" 
daran hindern, ihre Profite und ihren 
Reichtum weiter auf Kosten der Millio-
nen Arbeitenden zu steigern.

Ohne hier auf weitere Einzelheiten 
einer notwendigen Gesamtsteuerre-
form einzugehen, könnten dafür fol-
gende Grundsätze gelten, die in dies-
bezüglichen Vorschlägen der DKP ent-
halten sind:

2. Die Millionärsvermögen, die Ge-
winne der Großunternehmen und die 
Bezieher hoher Einkommen sind da-
gegen durch Steuererhöhungen mehr 
als bisher zur Finanzierung der öffent-
lichen Aufgaben heranzuziehen.

Der DGB hat festgestellt, daß die 
Lohnsteuereinnahmen in den letzten 
zehn Jahren fünfmal so schnell gestie-
gen sind wie die Gewinnsteuern. So 
gingen 1970 die Staatseinnahmen aus 
der Körperschaftssteuer der Unterneh-
men um 20 Prozent gegenüber dem 
Vorjahr zurück, während die Einnah-
men aus der Lohnsteuer um 30 Prozent 
zunahmen. Schon diese wenigen Tat-
sachen unterstreichen, daß der DGB 
recht hat, wenn er fordert, noch in 
dieser Legislaturperiode des Bundes-
tages eine Steuerreform durchzusetzen.

Wird ihre Macht durch eine umfassen-
de Mitbestimmung und Überführung 
der Schlüsselindustrien und anderer 
marktbeherrschender Unternehmen in 
Gemeineigentum eingeschränkt und 
schrittweise überwunden, wozu bedarf 
es dann noch der oder des aus Ab-
gaben von Vermögenszuwachs gespei-
sten Fonds? Eine demokratische, anti-
monopolistische Reformpolitik ist nur 
im politischen Kampf gegen das Mo-
nopolkapital durchzusetzen. Es er-
scheint unwahrscheinlich, daß die Ar-
beiter für diesen Kampf zusätzlich 
oder besser: mit irgendeiner Variante 
der „Vermögenspolitik" mobilisiert 
werden können.

freibeträge, Verdoppelung des Arbeit-
nehmerfreibetrages, Vereinfachung des 
Lohnsteuerverfahrens durch Vorweg-
abzug aller Arbeitnehmerbeiträge zur 
Sozialversicherung, Umgestaltung des 
Sonderausgabenabzuges, Streichung 
der Steuerfreiheit für Bewirtungsspe-
sen, Steuerbefreiung der Zuschläge für 
Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit 
ohne Einkommensbegrenzung sowie 
Erhöhung des Spitzensatzes bei der 
Einkommensteuer. Diesen Forderun-
gen ist uneingeschränkt zuzustimmen, 
weil sie die Richtung anzeigen, in der 
eine Steuerreform verwirklicht werden 
muß. Die arbeitenden Menschen müs-
sen steuerlich entlastet werden, die 
Großverdiener sollen mehr Steuern 
zahlen. Das ist der einzig annehmbare 
Ausgangspunkt für eine Steuerreform.

1. Die kleinen und mittleren Einkom-
men der Arbeiter, Angestellten, der 
Bauern und des Mittelstandes sind 
steuerlich wirksam zu entlasten.



Soziale Sicherheit im Alter

Wahlbehinderungen gekontert
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Als direkt altenfeindlich aber erweist 
sich das in der Bundesrepublik herr-

Eine Forderung, die noch lange nicht erfüllt ist 
Im Vordergrund: Erhöhte Renten und Sozialleistungen

eines angenehmen, gesicherten Lebens- 
abends.

allem geltend, daß rechtswidrig in 
seine Kompetenzen eingegriffen und 
daß an der Wahl Beschäftigte betei-
ligt worden seien, die weder nach 
dem alten, noch nach dem neuen 
Gesetz zu den leitenden Angestellten 
gehörten.

Soziale Sicherheit im Alter ist eine alte gewerkschaftliche Forderung. Die Be-
rechtigung dieser Forderung wird verbal von keiner Seite bestritten. Das um 
so weniger, als der Anteil älterer Personen an der Gesamtbevölkerung der 
Bundesrepublik zunimmt. Ende 1968 lebten in der BRD 7,8 Millionen Personen 
(3 Millionen Männer und 4,8 Millionen Frauen), die das 65. Lebensjahr voll-
endet hatten. Ihr Anteil an der Gesamtbevölkerung war gegenüber 1961 von 
11,2 Prozent auf 12,8 Prozent gestiegen. 1910 hat der Anteil dieser Altersgruppe 
an der Gesamtbevölkerung des Deutschen Reiches nur 5 Prozent betragen. Für 
1980 wird in dem Gesundheitsbericht der Bundesregierung geschätzt, daß er 
auf 14,5 Prozent steigt.

Der DGB fordert daher zu Recht, daß 
das Altersruhegeld nach einem erfüll-
ten Arbeitsleben 75 Prozent des Brut-
toarbeitsverdienstes betragen soll. Da 
die Rente netto gezahlt wird, würde 
das in etwa der Höhe des Nettover-
dienstes entsprechen. Tatsächlich liegt 
aber das Niveau der Rente gegen-
wärtig im Durchschnitt bei 41 Prozent 
des Bruttoverdienstes.

Erstmals soll jetzt vom Bundesfami’'- 
enmmisterium ein „Altenprogramrn" 
veröffenlicht werden. Auch an Ausbil-
dungsstätten für das Personal sozialer 
Hilfsdienste mangelt es. Nur in eini-
gen Bundesländern ist der Beruf einer 
Haus- und Familienpflegerin staatlich 
anerkannt. Arbeitsbedingungen und 
Bezahlung der in sozialpflegerischen 
Berufen Tätigen sind meist miserabel, 
so daß es kein Wunder ist, wenn es 
auch hier große Lücken gibt.

iE

Eine der wesentlichen Voraussetzun-
gen für ein sozial gesichertes Alter ist 
eine Rente oder Ruhegeld in einer 
Höhe, die nach dem Ausscheiden aus 
dem Erwerbsleben die Beibehaltung 
des durch Arbeit erworbenen Lebens-
standards gewährleistet. Die An-
nahme, daß nach dem Ausscheiden aus 
der beruflichen Tätigkeit das Leben 
bedeutend billiger würde, ist falsch. 
Verminderung der Ausgaben auf der 
einen Seite (z. B. Fahrtkosten für den 
Weg zur Arbeitsstelle), stehen Mehr-
ausgaben auf der anderen Seite ge-
genüber (z. B. für altersbedingte Hilfe-
leistungen).

Immer mehr ältere Menschen haben 
den Wunsch, auch ihren Lebensabend 
möglichst selbständig zu gestalten. 
Dazu bedarf es den Bedürfnissen älte-
rer Menschen entsprechender Wohnun-
gen (Altenwohnungen) und ergänzen-
der Pflege- und Hilfsdienste: Alten-
tages- und Begegnungsstätten mit ge-
meinsamem Mittagstisch, „Essen auf 
Rädern" für die Versorgung mit war-
mem Essen in der Wohnung, Besuchs-
und Hauspflegedienst usw. Auch hier 
gibt es in der BRD (regional unter-
schiedlich stark ausgeprägt) eine akute 
Mangelsituation.

So steckt in der BRD die Gerontologie 
(Altersforschung) mit ihren Teilgebie-
ten, darunter die Geriatrie (Altersme-
dizin), die spezielle vorbeugende medi-
zinische Betreuung, die Entwicklung 
von speziellen Alterskliniken, u. a. m. 
noch in den Kinderschuhen. Chroni-
scher Mangel besteht an Alters- und 
Pflegeheimen und ausgebildetem sach-
kundigem Personal für diese Einrich-
tungen. Viele Heime sind überaltert, 
in ihrer baulichen Ausführung unzu-
reichend und entsprechen in ihrer Aus-
gestaltung nicht den Bedürfnissen

Nachdem sich die Unternehmer mit 
ihrer Forderung nach Sprecheraus-
schüssen für die von ihnen als leitende 
Angestellte bezeichneten Personen 
bei der Neufassung des Betriebsver-
fassungsgesetzes nicht durchsetzen 
konnten, versuchen nach Feststellung 
der IG Metall einzelne Unternehmer, 
das neue Gesetz zu unterlaufen. Bei 
der Agfa-Gevaert AG Camera-Werk 
in München hatte die Geschäftsleitung 
„als Vorgriff auf eine zu erwartende 
gesetzliche Regelung" noch vor Ver-
abschiedung des neuen Gesetzes in 
einem von ihr ausgewählten Personen-
kreis durch Briefwahl einen Sprecher-
ausschuß wählen lassen. Der Betriebs-
rat hat inzwischen beim Arbeitsgericht 
die Feststellung beantragt, daß diese 
Wahl unwirksam ist. Er macht vor

Der Kölner Sozialforscher Dr. Blume 
hat Anfang 1969 errechnet, daß das 
Existenzminimum eines älteren Men-
schen bei wenigstens 400 DM liegen 
müßte. Durch die gerade seit Anfang 
1969 eingetretene rapide Verteuerung 
der Lebenshaltung ist dieses Existenz-
minimum stark überholt. Die durch-
schnittliche Höhe des Altersruhegeldes 
ab 65 Jahre in der Rentenversicherung 
der Arbeiter erreicht mit 371,50 DM 
im Monat dieses Existenzminimum 
nicht einmal. Von den mehr als 5,4 
Millionen Alters- und Erwerbsunfähig-
keitsrenten der Arbeiterrenten- und 
Angestelllenversicherung erreichen 
57,6 Prozent den Betrag von 400 DM 
nicht. Von den gut 2,5 Millionen Frau-
enrenten sind es 87,8 Prozent, von den 
knapp 2,8 Millionen Männerrenten 
auch noch 30,1 Prozent, die unter 400 
DM liegen.

Bei diesen geringen Renten besteht 
natürlich Anspruch auf andere, zusätz-
liche Leistungen, wie Wohngeld, So-
zialhilfe usw. Soziale Sicherheit im 
Alter aber kann nicht heißen, wegen 
unzureichender Rente auf Bedürftig-
keitshilfen angewiesen zu sein.
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Das ist auch dadurch bedingt, daß die 
Initiative und finanzielle Last für die 
Entwicklung und Unterhaltung von 
Einrichtungen und Diensten zur Be-
treuung älterer Menschen im wesentli-
chen bei den kirchlichen und freien 
Wohlfahrtsverbänden und den Kommu-
nen liegt, die sich in ständiger Finanz-
not befinden. Im Etat des Bundesfa-
milienministeriums sind nur 18 Milli-
onen DM für die älteren Menschen 
bereitgestellt, mit denen Forschungs-
vorhaben und Modellversuche geför-
dert werden. Einen umfassenden Plan 
für die Gewährleistung und Verbes-
serung der Betreuung älterer Men-
schen gibt es nicht.

Bei der Adam Opel AG in Bochum 
hatte die Geschäftsleitung 129 Ange-
stellten mitgeteilt, daß sie nicht be-
rechtigt seien, an der Betriebsrats-
wahl teilzunehmen. Gleichzeitig wurde 
ihnen nahegelegt, Einspruch gegen 
ihre Aufnahme in die Wählerliste 
einzulegen. Die IG Metall erwirkte 
eine einstweilige Verfügung, mit der 
die Geschäftsleitung gezwungen 
wurde, dieses Schreiben zurückzu-
nehmen.

Zu einem sozial gesicherten Alter ge-
hört allerdings weit mehr, als eine 
ausreichende Rente. Es gehören dazu 
eine umfassende medizinische, soziale 
und kulturelle Betreuung der älteren 
Menschen und insgesamt eine Lebens-
atmosphäre, die die älteren Menschen 
voll am gesellschaftlichen Leben teil-
haben läßt. In der allein auf Gewinn 
und Profit orientierten spätkapitalisti-
schen Gesellschaft kann es eine solche 
humane Atmosphäre nicht geben. Es 
ist daher kein Wunder, daß in der 
Bundesrepublik vieles bezüglich der 
Betreuung der älteren Menschen im 
argen liegt.



Fürsoziales Gesundheitswesen
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Der Parteivorstand der Deutschen Kommunistischen Partei hat der Öffentlich-
keit Vorschläge für ein demokratisches und soziales Gesundheitswesen über-
geben. Auf einer Pressekonferenz in Bonn erläuterte Grete Thiele, Mitglied 
des Parteivorstandes, die Vorschläge, mit denen sich die DKP, so sagte Frau 
Thiele, als einzige Partei in der Bundesrepublik erweist, „die über ein um-
fassendes, in sich geschlossenes und konstruktives Konzept in der Gesundheits-
politik verfügt und die Gesundheit und Krankheit nicht als isoliertes, rein per-
sönliches Problem des einzelnen betrachtet".

Vorschläge der DKP für Maßnahmen im Gesundheitswesen 
Für bessere Betreuung am Arbeitsplatz und im Krankenhaus

Ausführlich behandeln die DKP-Vor- 
schläge den Gesundheitsschutz am Ar-
beitsplatz. Die Vernachlässigung wirk-
samer Maßnahmen des betrieblichen 
Gesundheils- und Unfallschutzes habe

werden, aus ihrer Rente diese bestrei-
ten zu können." Eine Mitbestimmung 
der älteren Bürger bei der Verwaltung 
der Heime, die für sie da sein sollen, 
gibt es nicht.

Die Krankenhaussituation in der Bun-
desrepublik, so wird in den Vorschlä-
gen festgestellt, sei besorgniserregend. 
Das System der Krankenhäuser sei 
überholt, Verschuldung, Personalman-
gel und Überalterung seien festzustel-
len. Die DKP ist der Meinung, daß nur 
ein öffentlich geplantes, kontrolliertes 
und finanziertes System allgemeiner 
und spezialärztlicher Krankenhäuser 
einem umfassenden Gesundheitsschutz 
gerecht wird. Sie verlangt deshalb die 
gemeinsame Planung eines modernen 
Krankenhaussystems durch Bund, Län-
der und kommunale Planungsgremien, 
die sich aus Mitgliedern der staatli-
chen Verwaltung, Vertretern der So-
zialversicherung und der Gewerkschaf-
ten zusammensetzen sollen.

verheerende Folgen. Deshalb trete die 
DKP dafür ein, daß die Arbeiter und 
Angestellten, die Betriebs- und Perso-
nalräte sowie die betrieblichen Ge-
werkschaftsorgane beim Unfall- und 
Gesundheitsschutz die volle Mitbe-
stimmung erhalten. Die gesundheit-
liche Betreuung aller Arbeiter und An-
gestellten an ihren Arbeitsplätzen soll 
durch einen von den Betriebsleitungen 
unabhängigen werksärztlichen Dienst 
auf Kosten der Unternehmen erfolgen.

Alle Teilforderungen sind dem Grund-
satz unterzuordnen, daß die Gesell-
schaft ihren alten Mitbürgern einen 
sorgenfreien, nicht mit Bedürftigkeits-
prüfungen des Sozialamtes, dauern-
den Preis- und Mieterhöhungen und 
Unsicherheit in der Wohnung belaste-
ten Lebensabend schuldig ist — ihnen, 
die ihr Leben lang mit ihrer Arbeits-
leistung zur Entwicklung der Gesell-
schaft beigetragen haben. A. Böpple

Die finanzielle Sicherstellung der Kran-
kenhäuser soll durch Übernahme hö-
herer Kostenanteile durch den Bund 
und nicht durch Steigerung der 
Krankenkassenbeiträge und der Pfle-
gesätze erfolgen. Die Behandlung und 
Pflege der Patienten soll ausschließlich 
nach medizinischen Gesichtspunkten 
erfolgen und nicht nach der Zahlungs-
fähigkeit.

Ausgehend von der Tatsache, daß in 
der Bundesrepublik w’enige Konzerne 
die Arzneimittelproduktion beherr-
schen, hält die DKP Maßnahmen zur 
Arzneimittelkontrolle für besonders 
dringend. Sie fordert ein umfassendes 
Arzneimittelgesetz, das den Bürger vor 
unverantwortlicher Medikamentenher-
stellung schützt, und den Aufbau eines 
amtlichen Arzneimittel-Prüfinstitutes, 
das die Herstellung von Medikamen-
ten in den Betrieben auf ihre Wirk-
samkeit und Unschädlichkeit zu kon-
trollieren hat. Grundsätzlich fordert die 
DKP die Überführung der großen 
Chemie- und Pharmakonzeme in Ge-
meineigentum.

Noch schlimmer sieht es zum Teil in 
privaten Heimen aus, die von ihren 
Inhabern als „Goldgrube" auf Kosten 
der allen Menschen betrieben werden. 
Eine Zulassungspflicht gibt es für 
Alten- und Pflegeheime nicht. Jeder 
kann in dieses „Geschäft" einsteigen. 
Zu Recht hat der Direktor des Deut-
schen Mieterbundes, Helmut Schlich, 
im vergangenen Jahr geschrieben: „In 
zahllosen deutschen Altenwohnhei-
men, Altenstiften, Senioren-Wohnhei- 
men oder wie sie noch alle heißen, 
bangen heute schon Monat für Monat 
Tausende alter Leute um ihre Erspar-
nisse und darum, ob sie auch 
nach der nächsten Erhöhung des Pen-
sionspreises noch in der Lage sein
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Auch die sozialdemokratisch geführte 
Bundesregierung habe in ihrer bis-
herigen Regierungszeit erkennen las-
sen, daß von ihr ebenfalls keine 
grundsätzliche Überwindung der Miß-
stände zu erwarten sei. Während bei-
spielsweise für das Flaushaltsjahr 
1972 die Bundesregierung für alle 
Aufgaben des Bundesministeriums 
für Jugend, Familie und Gesundheit 
4,5 Milliarden DM, und davon ganze 
100,7 Millionen DM für Einrichtun-
gen und Maßnahmen des Gesund-
heitswesens vorgesehen hat, sollen 
für militärische Zwecke mehr als 25 
Milliarden DM ausgegeben werden.

sehende spätkapitalistische System in-
folge ständiger Unsicherheit, in der 
unsere älteren Menschen wegen nicht 
abreißender Erhöhungen der Preise, 
Tarife und Gebühren für öffentliche 
Dienstleistungen und Mieten leben. 
Besonders schutzlos sind dieser Ent-
wicklung die Heimbewohner ausgelie-
fert. Auch soweit Kommunen und 
Wohlfahrtsverbände sie betreiben, 
werden die Heime nach dem „Kosten-
prinzip" geleitet. Pflegekosten von 25 
DM und mehr pro Tag sind an der 
Tagesordnung.

Nach dem Grundgesetz soll die Bun-
desrepublik ein demokratischer und 
sozialer Rechtsstaat sein. Die so-
ziale Wirklichkeit für Arbeiter und 
Angestellte auch und gerade am Le-
bensabend sieht in vielfacher Hinsicht 
anders aus. Die Gewerkschaften wer-
den und müssen sich immer wieder 
auch für Teillösungen zur Verbesse-
rung der sozialen Situation der älte-
ren Arbeitnehmer einsetzen, so wie 
mit dem Vorstoß zur Erhöhung der 
Altersversorgung (s. "Altersrente 
muß 75 Prozent betragen", NACH-
RICHTEN 3/1972).

In den „Vorschlägen für ein demokra-
tisches und soziales Gesundheitswe-
sen", so wurde auf der Pressekonfe-
renz erläutert, seien viele Gedanken 
und Anregungen von Gewerkschaftern, 
Ärzten und Krankenhauspersonal ein-
geflossen. Die DKP betrachte ihre Vor-
schläge als einen Beitrag zu einer 
öffentlichen Diskussion um die Ver-
besserung des Gesundheitswesens in 
der Bundesrepublik. Dabei muß man 
unterstreichen, was Grete Thiele auf 
der Pressekonferenz ausführte: „So 
sehr wir jede Maßnahme unterstützen, 
die zu Teilverbesserungen im Gesund-
heitswesen führt — gründliche Ver-
besserungen machen eine politische 
Neuorientierung erforderlich." H. S.

In den DKP-Vorschlägen wird zu-
nächst darauf hingewiesen, daß Miß-
stände im Gesundheitswesen keine 
Zufälle seien, sondern ihre tiefen 
Ursachen in einem Gesellschafts-
system fänden, in dem alles auf die 
Vermehrung des Profits der großen 
Konzerne ausgerichtet sei. Die we-
sentliche Verantwortung für die un-
gelösten Probleme und die großen 
Mängel im Gesundheitswesen trage 
die CDU/CSU als Interessenvertre-
terin des Großkapitals. Sie habe in 
ihrer zwanzigjährigen Regierungszeit 
das Gesundheitswesen hinter die 
Wiederherstellung der wirtschaft-
lichen Macht gestellt. Während ihrer 
Regie: ungszeit seien 260 Milliarden 
D-Mark für militärische Zwecke aus-
gegeben, während die Belange der 
Gesundheit der Bevölkerung gröb- 
lichs: vernachlässigt worden seien.



Stillegungen in HagenPERSONALIEN

1

vertretender Generalsekretär des In-
günstiger (trotz erheblicher Transport-

heimstättenwerk Hameln zu überneh-
men. Reuter war das für Beamte zu-
ständige Mitglied des geschäftsführen-
den DGB-Bundesvorstandes. Schmidt 
wurde 1964 in den Hauptvorstand der 
Gewerkschaft OTV gewählt.

Dr. Rainer Zoll, bisher stellvertreten-
der Leiter der Pressestelle der IG 
Metall, wurde vom Vorstand der IG 
Metall mit der Leitung der Pressestelle 
beauftragt. Er ist Nachfolger von Dr. 
Werner Thönnessen, der bereits Ende

des Vorstandes der IG Metall tätig.
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Interessen der Stahlindustrie erschüttern eine Stadt 
Die Betroffenen können nicht wirklich mitbestimmen

Inwieweit technische und wirtschaft-
liche Erfordernisse einer spezial-Z o-
ten Großproduktion vorliegen und 
Standortverlagerungen notwendig wei-
den, darf keinesfalls weiterhin de-i 
Entscheidungen nur einiger Kon. 
manager, unter Mißachtung der Schick-
sale Tausender Beschäftigter mit ihren 
Familienangehörigen, überlassen blei-
ben. Wenn am 4. Oktober 1971 die 
Hagener Stahlarbeiter in einer macht-
vollen Kundgebung gegen die ein-
seitige, nur den Interessen der Stahl-
industriellen dienende Zielsetzung de-
monstrierten, dann war diese Protest-
aktion im Bewußtsein der Mehrheit 
der Stahlarbeiter gegen die unmittel-
baren Auswirkungen der Macht der 
Konzerne und ihre Verfügungsgewalt 
gerichtet.

t für 1250 Beschäftigte 
immer schließen wer- 

■>pe, die Würfel gefallen, 
tasis zum 1. August 1972 und

Alle modernen Stahlwerke rüsten zur 
Zeit kostengünstig auf Oxygenverfah-
ren und Elektroofen um. Soll im Ha-
gener Raum auf Dauer zumindest noch 
die Feineisen- und Drahtproduktion 
ihren Standort haben (in Hagen-We-
ringhausen soll demnächst eine im 
Bau befindliche Drahtstraße von „Süd-
westfalen" anlaufen), müßte die Ver-
sorgung mit Ausgangsmaterialien aus 
nächstem Raum bzw. aus eigener Pro-
duktion gesichert sein.

Gerhard Schmidt, bisher Mitglied des 
Hauptvorstandes der Gewerkschaft 
OTV, wurde vom Bundesausschuß des 
DGB neu in den geschäftsführenden 
DGB-Bundesvorstand gewählt. Schmidt 
tritt die Nachfolge von Waldemar i 
Reuter an, der den DGB Ende Februar 
verließ, um einen Posten im Beamten- j Kreis der Vorstände "und ihrer Ein- 

geweihten.

Um das Übel an der Wurzel zu pak- 
ken, genügt es nicht mehr, nur gegen 
die Auswirkungen von Konzernent-
scheidungen zu kämpfen. Es ist die 
politische Erkenntnis und Zielstellung 
notwendig, die Machtbefugnisse der 
Konzerne selbst mit ihrem egoisti-
schen Profitstreben einzuschränken. 
Die Forderung nach Mitbestimmung 
im Betrieb, in Wirtschaft und Gesell-
schaft wird mehr und mehr in der 
Arbeiterklasse an mobilisierender 
Kraft gewinnen, wenn sie aktiv ver-
treten und direkt gegen die Zentren 
des Machtmißbrauchs gerichtet wird. 
In dieser Klassenauseinandersetzung 
wird sich die Erkenntnis von der Not-
wendigkeit der Verbindung von öko-
nomischem und politischem Kampf um 
die Zurück drängung und Überwin-
dung der Macht der Konzerne und 
Monopole, um die Macht in Staat und 
Gesellschaft zunehmend durchsetzen.

H. Bramkamp
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Bereits Ende März di 
wurde das Walzwerk der 
Südwestfalen in Hagen-Ecl.

; 400 Arbeitsplätzen stillgelegt.
samt ca. 2600 Arbeitsplatzverluste für 
eine Stadt wie Hagen mit rund 
200 000 Einwohnern erfassen mit Fa-
milienangehörigen Tausende von Men-
schen und greifen tief in das Leben 
der Betroffenen ein. Als Folge dieser 
Entwicklung sprechen Handel und 
Handwerk in Hagen von einem Um-
satzverlust von 30 Millionen DM. Das 
Leben einer Stadt ist erschüttert.

Die strategischen Pläne der Stahl-
industrie: kostengünstige Weltspilzen-
produktion durch Konzentration, Ra-
tionalisierung, Standortverlagerung 
und Stillegung weniger vorteilhafter 
Kapazitäten — auch „Flurbereinigung" 
genannt — zu erzielen, entsprechen 
keinesfalls kurzfristigen Überlegun-
gen — sie sind seit Jahren geplant 
und bekannt. Allerdings nur im engen

In diese Zielsetzung der Stahlindu-
striellen sind auch die einschneiden-
den Maßnahmen im Raum Hagen 
eingebettet. Den auf Profit, Macht und 
Vormachtstellung im EWG-Raum 
orientierten Interessen der Stahlindu- 
striellen stehen die existenzbedrohen-
den Maßnahmen gegen die Stahl-
arbeiter gegenüber. Bis auf den letzt-
möglichen Termin, die Bekanntgabe 
der Stillegung, wird ihnen das Todes-
urteil für ihre Arbeitsplätze vorent-
halten, um frühzeitige Abwanderung 
von Arbeitskräften zu verhindern

Dr. Frank Deppe, marxistischer Wis-
senschaftler an der Marburger Phi-
lipps-Universität, ist vom hessischen 
Kultusminister Prof. Dr. von Friede-
burg zum Professor für wissenschaft-
liche Politik berufen worden. Die zu-
nächst vom Kultusministerium betrie-
bene Verzögerung der Berufung hatte 
in der Studentenschaft und bei meh-
reren Gewerkschaften harte Proteste 
ausgelöst. Dr. Deppe hat sich durch 
Veröffentlichungen zu Fragen der Ge-
werkschaftspolitik und der Mitbestim-
mung besonders auch bei Gewerk-
schaftern einen guten Namen ge-
macht.

Willi Michels (52), Vorstandsmitglied 
der IG Metall, wird Arbeitsdirektor 
bei den Edelstahlwerken Witten AG. 
Willi Michels, der auch Bundestags-
abgeordneter der SPD ist, gibt als 
Grund für sein Ausscheiden aus der 
Gewerkschaftstätigkeil die übergroße 
Beanspruchung an, der er lange Jahre 
ausgesetzt war. Als Vorstandsmitglied 
der Witten AG wird er es ruhiger ha-
ben und 120 000 DM im Jahr verdie-
nen.

: gesehen kann diese Art der Ver-
jüng mit Halbzeug niemals die 

Isis für ein zukunftssicheres Draht- 
und Feineisenzentrum im Hagener 
Raum sein.

Auf der Hasper-Hütte versuchte man, 
mit dem Köder einer sogenannten 
Bleibe-Prämie von 40 Pfennig die 
Stunde und der Verpflichtung zur Auf-
stockung des Halbzeug-Lagers auf 
175 000 Tonnen (Ausgangsmateria-

Nachdem nur 
der Mannesm 
den, sind jetzt al 
Das Urteil lautet: Sliiu=^ 
damit Verlust von 2200

Günter Stephan, Mitglied des ge-
schäftsführenden DGB-Bundesvorstan-
des, wurde Anfang März 50 Jahre alt. 
Stephan ist Leiter der Abteilungen 
Angestellte und Werbung. Nachdem 
er 1962 vom DGB-Bundeskongreß in 
Hannover in den geschäftsführenden 
Bundesvorstand gewählt worden war, 
zeichnete er bis 1969 für die Aufgaben 
der Organisation und die DGB-Jugend-
arbeit verantwortlich. Günter Stephan 
ist seit 1952 hauptamtlich in Ge-
werkschaftsfunktionen; er kommt aus 
der Gewerkschaft Handel, Banken und 
Versicherungen, wo er 2. Vorsitzender 
war. lien für die verbleibende Feineisen-

. und Drahtstraße) die Produktion und 
| damit den Profit bis zur letzten Stunde 
’ zu sichern. Das erforderliche Halbzeug 
1 von jährlich 600 000 Tonnen soll 
■ nach Stillegung der metallurgischen 
! Basis der Hütte von Südaustralien

(13 000 km Wasserweg), von Finnland, 
c . .. . . .. Frankreich, von der Maximilianshütte1971 seine neue Funktion als stell- j  > j . , r. in Suddeutschland und der Korf-

Gruppe aus Hamburg angeblich preis- 
ternationalen Metallarbeiterbundes in
Genf übernommen hat. Zoll ist 37 Jahre kosten) als durch Eigenerzeugung oder
alt und seit 1964 in der Pressestelle durch Lieferungen aus dem nahen Re-

| vier erstanden werden. Auf längere



Praktizierte Demokratie

Fusion Hoesch-Hoogovens
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Über die Arbeit des Vertrauensleutekörpers 
der drei Dortmunder Hoesch-Hüttenwerke

Daß die holländischen Stahlarbeiter, 
die bisher kein Mitbestimmungsrecht

100 Jahre
Gewerkschaft Leder

Angesichts der Aktivität der Hoesch- 
Belegschaften sagte der Bezirksleiter 
der IG Metall für den Bezirk Essen, 
der Kollege Paul Manowski: „Denk 
ich an Dortmund in der Nacht, bin 
ich um meinen Schlaf gebracht".

Mit der nunmehr vollzogenen deutsch-
niederländischen Stahlfusion zwischen 
Hoesch (Dortmund) und Hoogovens 
(Ijmuiden) wurde ein Stahlkonzem 
geschaffen, der eine Jahreskapazität 
von 12,5 Millionen Tonnen, 75 000 
Mann Belegschaft und über 6 Milliar-
den DM Umsatz aufweist. Die Fusions-
absicht war schon vor zwei Jahren 
bekannt geworden. Aber mit einem 
Streik haben damals die Stahlarbeiter 
von Hoesch den Zusammenschluß ver-
hindert. Es mußte befürchtet werden, 
daß im Falle einer Fusion ein Teil der 
Produktion von Dortmund wegen der 
profitableren Standortbedingung nach 
Ijmuiden verlegt würde, und außer-
dem sollten die Dortmunder Stahlar-
beiter ihr Mitbestimmungsrecht ver-
lieren.

Das Selbslbewußlsein der Dortmunder Stahlarbeiter ist in dem Maße gewach-
sen, wie sie die Erfahrung gesammelt haben, daß die Wahrnehmung gewerk-
schaftlicher Interessen die Sache aller Gewerkschaftsmitglieder ist. Je höher 
die Zahl aktiver Gewerkschaftsmitglieder, um so größer die Chance zur Durch-
setzung gewerkschaftlicher Forderungen. Diese Erkenntnis wird seit dem Sep-
tember 1969 nicht mehr vom Tisch zu bringen sein. Längst sind die Vertrau-
ensleutekörper der drei Dortmunder Hoesch-Hüttenwerke zu Gremien gewor-
den, die bei vielen wichtigen, das Leben der Stahlarbeiter betreffenden Fragen 
ein gewichtiges Wort mitreden.

Nun ist den Stahlkochern diese Fu-
sion gelungen. Zwar hat man nichts 
darüber erfahren, daß den Stahlarbei-
tern in Dortmund ihre Arbeitsplätze 
gesichert werden, aber was die Mit-
bestimmung betrifft, wurde ein fauler 
Kompromiß geschlossen. Anstelle der 
paritätischen Mitbestimmung nach dem 
Montan-Mitbestimmungsgesetz erhal-
ten die Stahlarbeiter nun ein Drittel 
der Sitze im Aufsichtsrat des neuen 
Konzerns.

kannten, mit der Drittelung des Auf-
sichtsrates zum ersten Mal in den „Ge-
nuß" von Mitbestimmungsrechten 
kommen, ist für ihre Dortmunder Kol-
legen kein Trost. Und wenn es zu-
trifft, daß sich die IG Metall, die auch 
diesmal die Fusion hätte verhindern 
können, ihre Zustimmung mit diesem 
Mitbestimmungskompromiß abkaufen 
ließ, könnte man das nur mit Bedauern 
zur Kenntnis nehmen. -ger

Es hat sich als gut herausgestellt, daß 
aus diesen Beratungen auch die Vor-
schläge für den Besuch von Gewerk-
schaftsschulen gemacht werden, über-
haupt spielt die gewerkschaftliche Bil-
dungstätigkeit in der Arbeit des Ver- 
trauensleutekörpers eine bedeutende 
Rolle. So werden z. B. unter der Ver-
antwortung der Leitung des Vertrau-
ensleutekörpers regelmäßig Bildungs-
nachmittage veranstaltet, die sich 
wachsenden Zuspruchs erfreuen, über-
haupt ist die Vertrauenskörperleitung 
sehr aktiv und nicht wie in manchen

In allen Abteilungen wurde auf der 
Grundlage der Gewerkschaftsbeschlüsse 
von etwa 15 bis 30 Kollegen je ein 
Vertrauensmann gewählt. Diese Ver-
trauensleute kommen in der Regel 
einmal wöchentlich in den jeweiligen 
Betriebsralsbereichen mit den zustän-
digen Bctriebsratsmitgliedern zu Be-
ratungen zusammen. Hier werden in 
oft heißen Diskussionen alle Fragen 
besprochen, die für die Kollegen von 
Bedeutung sind. Schon hier wird zum 
Unterschied von manchen Parlamen-
ten nicht nur diskutiert, sondern be-
schlossen und gehandelt. Nicht selten 
werden hier die Maßnahmen verein-
bart, die dann von den Betriebsräten 
vertreten werden.

Der erste Arbeitsdirektor der West-
falenhütte, der Sozialdemokrat Bernd- 
sen, sprach oft und gern über den 
Vertrauensleutekörper als dem „Par-
lament der Hütte". Würde der Kol-
lege Berndsen noch leben, er hätte 
unter Umständen seine Freude daran, 
zu sehen, wie dieses „Parlament der 
Hütte" es immer besser versteht, sich 
zum Interessenvertreter der Beleg-
schaften und damit zum Vertreter 
gewerkschaftlicher Forderungen zu ma-
chen. N’cbt nur die Konzernvertreter, 
sondern auch zahlreiche und oftmals 
gutraeii sende Freunde der Gewerk-
schaften. suchen nach einem „Geheim-
nis" fiiv die zahlreichen Aktionen der 
Dortmunder Stahlarbeiter zur Durch-
setzung ihres Willens. Es gibt aber 
weder , Geheimnisse" noch „Geheim-
rezept- . statt dessen aber einen recht 
gut arbeitenden gewerkschaftlichen 
Vertracansleutekörper mit einer Lei-
tung, die sich bemüht, die inner-
gewerkschaftliche Demokratie zu prak-
tizieren und zu vertiefen.

Der Kollege Manowski, der Vorstand 
der IG Metall und der Kollege Otto 
Brenner sollten stolz darauf sein, 
daß immer mehr Gewerkschaftsmit-
glieder von ihrem Recht Gebrauch 
machen, die Politik der IG Metall zu 
bestimmen und es ernst meinen mit 
der Verwirklichung innergewerkschaft-
licher Demokratie. Rudi Skott

zeigt das, mit welcher Intensität um 
demokratische Entscheidungen gerun-
gen wird und Standpunkte an der Ba-
sis erarbeitet werden. Diese Praxis 
ist auch die Ursache dafür, daß z. B. 
während des letzten Lohnkampfes 
und seiner Vorbereitung Beschlüsse 
gefaßt wurden, die der Zielprojektion 
des DGB für 1971 und nicht den 
Schiller'schen Lohnleitlinien entspra-
chen. Eben weil die Meinungsbildung 
sich entsprechend den Erkenntnissen 
der Braunschweiger Betriebsräte- und 
Vertrauensleute-Konferenz der IG Me-
tall von unten nach oben vollzog, 
traten die Belegschaften einheitlich 
und massiv gegen den faulen Kom-
promiß von 6 Prozent auf.

Betrieben ein Anhängsel des Betriebs-
rates, sondern d i e Vertretung der 
gewerkschaftlichen Organisation im 
Betrieb.

Bei ihrer Tätigkeit versichert sich 
diese Leitung der größtmöglichen Un-
terstützung des gesamten Vertrauens-
leutekörpers. Je nach Bedarf, minde-
stens aber einmal in drei Mona-
ten, beruft sie Vertrauensleutevollver-
sammlungen ein, in denen mit viel 
Sachverstand diskutiert und beschlos-
sen wird. Wenn z. B. auf der letzten 
dieser Versammlungen 22 Kolleginnen 
und Kollegen das Wort ergriffen, so

■

In der Zeit vom 7. bis 11. Mai 1972 
feiert die Gewerkschaft Leder, mit 
rund 60 000 Mitgliedern eine der klein-
sten Gewerkschaften im DGB, mit 
ihrem Gewerkschaftstag ihr hundert-
jähriges Jubiläum. Neben den 109 or-
dentlichen Delegierten des Gewerk-
schaftstages erwartet die Gewerk-
schaft Leder zahlreiche Gäste. An der 
Eröffnungsveranstaltung nehmen rund 
600 Personen teil, darunter Bundes-
kanzler Willy Brandt, der auch eine 
Ansprache hält, sowie der gesamte 
DGB-Bundesvorstand mit dem Vorsit-
zenden H. O. Vetter an der Spitze.
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Dringende Aufgaben bleiben

Einkommensteuer
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Finanzkrise der Städte und Gemeinden ist erdrückend 
Die Ursache: Monopole und Rüstung haben Vorrang

Damit würde aber, nicht die eigent-
liche Ursache der Finanzmisere be-
seitigt, sondern nur die Masse der 
Bevölkerung von neuen Steuerlasten 
betroffen. So würden die Kommunen 
auf Rechnung der Regierung in Bonn 
die Akteure von Steuererhöhungen 
bzw. der Erhebung einer neuen Steu-
er, die mit jener „Bürgersteuer" ver-
gleichbar ist, die von den Notver-
ordnungs-Regierungen der Weimarer 
Zeit im Jahre 1930 eingeführt und bis 
1945 erhoben wurde. Weiter kommt 
hinzu, daß eine solche Hebesalz-Bür-
gersteuer vor allem die einkommens-
schwachen Bevölkerungsschichten be-
lasten würde, da die Kommunen nur 
am Steueraufkommen aus Lohn und 
Einkommen bis zu 8000 DM (Ledige) 
bzw. 16 000 DM (Verheiratete) betei- 
liegt sind. Die Lage ist offenkundig
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Im Jahre 1971 hat die kommunale 
Gesamtverschuldung mit 52,40 Mrd. 
D-Mark — das sind 933 DM je Ein-
wohner — alles bisher Dagewesene 
übertroffen. Von 1970 zu 1971 wuch-
sen die Schulden um 6,9 Mrd. DM. 
Allein die der kreisfreien Städte be-
liefen sich 1971 auf 24,70 Mrd. DM, 
das sind sogar 1323 DM je Einwoh-
ner.

Zugleich sank der Anteil der Kom-
munen am Gesamtsteueraufkommen 
mit 10,7 Prozent auf den bisher nied-
rigsten Stand. Vor zehn Jahren, 1961, 
hatte er noch 11,9 Prozent betragen. 
Insbesondere die Städte und Groß-
gemeinden sind an der Grenze ihrer 
Verschuldung angelangt. Investitio-
nen in lebenswichtigen Bereichen der 
Bevölkerung sind nicht gesichert. Das 
verfügbare Finanzvolumen für den 
Bau von Schulen, Straßen, Kinder-
gärten, Einrichtungen des Gesund-
heitswesens und andere öffentliche 
Einrichtungen liegt 1972 um minde-
stens 3 Prozent unter dem des Jah-
res 1971.

Die Verschärfung der Finanznot der 
Kommunen macht gleichzeitig deut-
lich, daß die 1970 in Kraft getretenen 
Gesetze zur „Gemeindefinanzreform" 
nicht — wie versprochen — eine 
Besserung der Gemeindefinanzen be-
wirkte, sondern die Städte und Ge-
meinden noch stärker als zuvor in 
die Abhängigkeit der Wirtschafts-
und Finanzpolitik des Bundes und 
der Länder brachte.

In den Bestimmungen zur Gemeinde-
finanzreform war auch festgelegt 
worden, daß die Gemeinden 40 Pro-
zent der konjunkturanfälligen und in 
ihrem Aufkommen stagnierenden 
Gewerbesteuer zu gleichen Teilen an 
Bund und Länder abgeben und da-
für mit einem Anteil von 14 Prozent 
am Aufkommen der Lohnsteuer und 
der veranlagten Einkommensteuer 
beteiligt werden. Um den politisch 
hohen Preis, daß der Bund und die 
Länder noch stärker Einfluß auch auf 
die Entscheidungen über die laufen-
de Verwaltung und die Investitionen 
der Kommunen gewannen und diese 
direkter den Restriktionsmaßnahmen 
der Regierung unterworfen wurden, 
brachte dies zunächst gewisse Mehr-
einnahmen, die 1970 etwa 2,2 Mrd. 
D-Mark ausmachten. Durch den sehr 
hohen Preisauftrieb auf dem Bau- 
und Bodenmarkt mußten die Gemein-
den allerdings 1970 allein durch das 
Preisdiktat der Baukonzerne 2,6 Mrd. 
D-Mark mehr für Bauinvestitionen 
zahlen. Für 1971 lag dieser Mehr-
betrag bei rund 2 Mrd. DM und wird 
bei der Steigerung der Baupreise 
1972 um mindestens 6 Prozent weiter 
anwachsen.

Vertreter kommunaler Spitzenver-
bände, die nicht umhin können, die 
Öffentlichkeit mit diesen Tatsachen 
zu alarmieren, nennen mit den „ge-
stiegenen Baupreisen" und den 
„wachsenden Personalkosten" nur se-
kundäre, abgeleitete Gründe der 
kommunalen Finanzmisere. Die tie-
fen Ursachen der Finanzkrise der 
Städte und Dörfer — die Unterord-
nung ihrer Interessen und die ihrer 
Bürger unter die Profil- und Expan-
sionsziele des Großkapitals und der 
Vorrang der Rüstungsausgaben im 
Bundeshaushalt — werden von ihnen 
bewußt verschwiegen. Dabei ist der 
Zusammenhang zwischen der Ver-
schärfung der zyklischen Widersprü-
che in der Wirtschaft, die Aufblähung 
des Rüstungshaushalts 1971/72 und 
der Ausbruch der kommunalen Fi-
nanzkrise augenscheinlich.

Der seit Jahren offenkundige finanzielle Notstand der Kommunen in der Bun-
desrepublik hat in jüngster Zeit eine erneute Zuspitzung erfahren. Vergegen-
wärtigt man sich die unlängst bekannt gewordenen Kennziffern der Gemeinde-
haushalte, dann kennzeichnet der Begriff „Finanznot" die Lage nicht mehr zu-
treffend. Denn sie machen drastisch deutlich, daß die Entwicklung auf eine um-
fassende kommunale Finanzkrise zueilt..

Diese Tatsachen machen deutlich, daß 
im Ergebnis der Gemeindefinanz-
reform stärker als zuvor die Lasten 
staatsmonopolistischer Wirlschafts- 
und Rüslungspolitik auf direktem und 
indirektem Wege den Kommunen 
aufgebürdet werden.

Wirtschafts - und Finanzminister 
Schiller hat in der Bundestagsdebatte 
zum Jahreswirtschaftsbericht 1972 
für dieses Jahr eine erneute Kürzung 
der ohnehin schon zu niedrig ange-
setzten Investitionen der kommuna-
len Haushalte in Aussicht genom-
men. Unter dem Schlagwort der „Sta-
bilität" sollen die Gemeinden zu 
Prügelknaben der Konjunkturpolitik 
gemacht werden.

Im Jahre 1971 versuchten verschie-
dene Städte, wie zum Beispiel Offen-
bach und Frankfurt, dieser Entwick-
lung durch Steuererhöhungen zu be-
gegnen. Der Präsident des Städte-
tages, Koschnick, propagiert diesen 
Ausweg auch für die Zukunft als den 
einzig möglichen, um aus der kom-
munalen Finanzmisere herauszukom-
men. Andere Vertreter kommunaler 
Verbände wiederholten die Forde-
rung, den Städten und Gemeinden 
das verfassungsrechtlich zulässige 
eigene Hebesatzrecht für den Ge- 
meindeanleil an der Lohn- und ver-
anlagten Einkommensteuer einzu-
räumen.So liegt der Betrag, der aus laufen-

den Mitteln für Investitionsvorhaben 
der Städte und Gemeinden zur Ver-
fügung steht, gegenwärtig erheblich 
unter dem Niveau des Beginns der 
60er Jahre. Die Investitionen der 
Kommunen wurden darum in den 
vergangenen Jahren durch einen im-
mer höheren Anteil von Schulden-
aufnahmen finanziert. Sie erhöhten 
sich von 28,8 Prozent 1969 auf 34,5 
Prozent 1971 — während der Anteil 
der Zuweisungen des Bundes und der 
Länder für kommunale Investitionen 
im gleichen Zeitraum von 24,1 auf 
20,9 Prozent sank.

Die Städte und Dörfer, die als bür-
gernahe Verwallungseinheiten die 
Hauptlast für den Bau von Schulen, 
Straßen, Krankenhäusern, Altershei-
men, die Sanierung von Wohngebie-
ten, den Unterhalt von Dienstlei- 
stungs- und Nahverkehrsbetrieben 
tragen, sind als Anhängsel der über-
geordneten Instanzen des Bundes und 
der Länder durch die sogenannte 
Gemeindefinanzreform noch mehr in 
den ohnehin schon geringen politi-
schen Rechten beschnitten worden. 
Sie, die zwei Drittel der Investitio-
nen aller öffentlichen Haushalte tra-
gen, sind faktisch auf mildtätige Ga-
ben von Bund und Ländern angewie-
sen, deren Haushaltspolitik — wie 
es gerade das Jahr 1971 z. B. mit den 
drastischen Kürzungen der Investitio-
nen der Gemeinden im Rahmen des 
im Mai beschlossenen „Stabilisie-
rungsprogramms" bewies — vorran-
gig an den kurzfristigen Profilinter-
essen des Großkapitals und nicht an 
den Bedürfnissen der Kommunen 
orientiert ist.

Bei den kreisfreien Städten stieg der 
Anteil der Schuldenaufnahme bei 
der Investitionsfinanzierung sogar 
von 38,7 auf 43,7 Prozent, während 
der Anteil der staatlichen Zuweisun-
gen von 27,4 auf 18,9 Prozent sank.
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Besucher aus mehr als 80 Ländern be-
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Sowjet-
Ausstel-
Gezeigt

schritt, den die Integration der sozia-
listischen Länder im „Rat der gegen-
seitigen Wirtschaftshilfe" (RGW) in 
den letzten Jahren machen konnte. 
Heute fallen auf die sozialistischen 
Länder schon mehr als 40 Prozent der 
Weltindustrieproduktion. Auch an die-
sen Zahlen wird deutlich, wie sehr sich 
das Kräfteverhältnis zugunsten des So-
zialismus in der Welt verändert hat.

Besser informiert durch 
NACOICHTEN

Wie aus dem Abschlußkommunique 
der Frühjahrsmesse 1972 hervorgeht, 
wurde ein wertvoller Beitrag zur Ver-
tiefung der sozialistischen ökonomi-
schen Integration geleistet und dem 
Welthandel neue Impulse gegeben. 
Nicht zuletzt war Leipzig ein Symbol 
dafür, daß auch der Handel eine völ-
kerverbindende Funktion hat, wenn er 
sich auf der Grundlage der Gleichbe-
rechtigung aller Länder und im Sinne 
einer friedlichen Verständigung ab-
spielt. sr

verfahren, und es bleibt nur die Folge-
rung, daß die kommunale Finanz-
krise mit ihren verheerenden Folgen 
für die Bürger an ihren eigentlichen 
Wurzeln bekämpft werden muß. So-
lange die Interessen des Großkapi-
tals und der Rüstung den Vorrang 
haben, bestehen wenig Möglichkei-
ten, die Übel abzuwenden.

Mannesmann-Röhrenwerk
Die Durchsetzung des Prinzips der

Die Leipziger Frühjahrsmesse zeigte auch in diesem Jahr ihre hervorragende 
Rolle als Welthandelsplatz und als Vermittler guter Handelsbeziehungen zwi-
schen den Ländern der sozialistischen Gemeinschaft und der übrigen Welt. Die 
Zahl der Aussteller aus 60 Ländern betrug 9225, die auf 350 000 qm Ausstel-
lungsfläche ihre Erzeugnisse vorstellten.

völkerten die Leipziger City und lie-
ßen die Besonderheit Leipzigs als Mes-
sestadt sichtbar werden: Die Messe 
spielt sich nicht am Rande der Stadt 
ab, Messegelände wie auch die Aus-
stellungsorte liegen mitten in der Stadt 
und das läßt ein „Messegefühl" auf-
kommen, wie es kaum in einer ande-
ren Messestadt anzutreffen ist. In 
Leipzig sind Stadt und Messe eins.

Die diesjährige Frühjahrsmesse war 
einmal mehr ein Beweis für das kläg-
liche Scheitern der CDU/CSU-Politik, 
die DDR in der Welt politisch und 
wirtschaftlich zu isolieren. Nicht nur 
die westeuropäischen Staaten wie 
Frankreich und Schweden erweitern 
ihre Handelsbeziehungen zur DDR, die 
beide mit einer breiten Palette hoch-
wertiger Erzeugnisse der Investitions-
und Konsumgüterindustrie in Leipzig 
vertreten waren, sondern auch Japan 
und die DDR können auf eine anstei-
gende Entwicklung ihres Außenhan-
dels hinweisen. In Leipzig zeigte Ja-
pan eine umfangreiche Kollektiv-
ausstellung, auf der rund 90 bedeuten-
de Konzerne und Handelshäuser Ja-
pans vertreten waren.

durch zu entlasten, daß der Bund 20 
Prozent und die Länder 10 Prozent 
der kommunalen Schulden überneh-
men. Großkapitalistische Unterneh-
men müßten durch eine Umlage zur 
Deckung der Kosten des öffentlichen 
Nahverkehrs, Maßnahmen des Um-
weltschutzes usw. herangezogen wer-
den; ein neues Bodenrecht muß die 
Bodenspekulation unterbinden.

Auch Erich Honecker hob bei einem 
Besuch der Krupp-AG-Ausstellung her-
vor, daß die Ratifizierung der Verträ-
ge es ermöglichen werde, gutnachbar-
liche Beziehungen zwischen der DDR 
und der Bundesrepublik einzuleiten. 
Die Ratifizierung könne auch einen er-
höhten Warenaustausch und stärkere 
wirtschaftliche Beziehungen zum gegen-
seitigen Vorteil der beiden Länder för-
dern. Das Interesse für eine positive 
Entwicklung des Handels mit der DDR 
wurde auch von den Vertretern der 

AG, die 
Erich Honecker anschließend besuchte, 
zum Ausdruck gebracht.

DDR größter Exporteur von Werkzeugmaschinen im RGW 
Welthandelsplatz Leipzig gewinnt ständig an Bedeutung

, Starken Eindruck auf die Messebesu-
cher machte auch die weitere Steige-
rung der technischen Leistungsfähig-
keit der DDR-Wirtschaft, die in einer 
umfangreichen und alle Gebiete der 
Technik umfassenden Ausstellung sicht-
bar wurde. Bekanntlich ist die DDR 
inzwischen der größte Exporteur von 
Werkzeugmaschinen innerhalb der so-
zialistischen Völkergemeinschaft. Da- 

| neben war das überraschende der dies-
jährigen Messe der erkennbare Fort-

Die Sowjetunion feierte in diesem Jahr 
ein Jubiläum: Vor 50 Jahren stellte sie 
zum ersten Male in Leipzig ihre Er-
zeugnisse aus — Felle, Hölzer, Leinen-
gewebe. In diesem Jahr konnten die 
Messebesucher Spitzenerzeugnisse der 
Raumfahrttechnik aus der 
union im Kuppelsaal des 
lungsgeländes bewundern, 
wurden wissenschaftliche Geräte aus 
dem sowjetischen Raumforschungspro-
gramm, darunter das Mondmobil Luno- 
chod-l sowie ein Wostok-Trägerrake-
tentriebwerk. Hauptanziehungspunkt 
waren aber zwei zur ersten experi-
mentellen Orbitalstation zusammen-
gekoppelte Sojus-Raumschiffe.

Im einzelnen wäre u. a. notwendig, 
den Anteil der Gemeinden am Ge-
samtsteueraufkommen zunächst auf 
18, dann auf 20 Prozent und später 
weiter dynamisch zu erhöhen. Zur 
Stärkung der Investitionskraft der 
Gemeinden müßte vom 
erste Investitionshilfe von minde-
stens 4 Mrd. DM gezahlt werden. Die 
jetzt vorgesehene Zahlung von 1 Mrd. 
D-Mark aus dem erhöhten Mineral- 
ölsteueraufkommen, die in Wirklich-
keit nur 545 Mill. DM (nach Abzug 
der Mittel für S-Bahnbauvorhaben 
der Bundesbahn usw.) ausmachen, 
reicht bei weitem nicht aus. Weiter-
hin wäre es erforderlich, die Gemein-
den von ihren hohen Schulden da-

Es müssen neue Prioritäten gesetzt 
werden. Eine Politik des Friedens 
und der Entspannung durch Ratifizie-
rung der Verträge mit der Sowjet-
union und Polen, durch einen akti-
ven Beitrag der Bundesrepublik zur 
europäischen Sicherheit und durch 
Kürzung des Rüstungsetats könnte 
die Mittel freimachen, die zur Milde-
rung und Lösung der akuten kommu-
nalen Finanzkrise dringend benötigt 
werden.

Bund eine ;
Rund 24 500 qm Ausstellungsfläche 
nahmen die 825 Aussteller aus der 
Bundesrepublik in Anspruch. Das war 
zwar um ein geringes weniger als im 
Vorjahr, doch ist das keineswegs ein 
Zeichen rückläufiger Handelsbeziehun-
gen. Vielmehr ist der Warenaustausch 
zwischen der DDR und der BRD weiter 
gewachsen; im letzten Jahr von 4,8 
Milliarden auf 5,24 Milliarden DM. In 
seiner Eröffnungsrede betonte der 
stellvertretende Vorsitzende des Mi-
nisterrates der DDR, Günter Kleiber, 
das große Interesse seines Landes an 
einem weiteren Ausbau des Handels 
mit der Bundesrepublik. Allerdings ließ 
er keinen Zweifel daran, daß eine Ab-
lehnung der Verträge von Moskau 
und Warschau dieser Entwicklung nur 
schaden könne.

Preiskontrolle durch Gewerkschaften 
und Verbraucherverbände könnte 
eines der Mittel sein, um dem Preis-
diktat der Konzerne entgegenzutre-
ten. Während die öffentlichen Ver-
kehrsbetriebe sowie die kommuna-
len Elektrizitäts-, Gas- und Wasser-
werke von der Mehrwertsteuer und 
der Mineralölsteuer befreit werden 
sollten, müßten die Großunterneh-
mer, Millionäre und Großverdiener 
höher besteuert werden und deren 
Steuerprivilegien und Subventions-
geschenke abgebaut werden. M. K. 
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Starke Stellung im Betrieb

Eine Überprüfung von 18 Rationalisie-
rungsvorhaben in Schweriner Betrie-
ben durch den FDGB-Bezirksvorstand 
ergab kürzlich: An 221 Arbeitsplätzen 
wurden bessere Arbeitsbedingungen 
geschaffen. 24,4 Prozent aller Rationa-
lisierungsvorschläge wurden im Kol-
lektiv erarbeitet, 52 Prozent kommen 
auf das Konto ideenreicher einzelner 
Produktionsarbeiter. Jeder vierte Neu-
erervorschlag beschäftigt sich mit Pro-
blemen zur besseren Gestaltung der 
materiellen Arbeitsbedingungen.

Über die Arbeit der Gewerkschaften in der DDR 
Gesetzbuch der Arbeit und betriebliche Praxis

arbeitung wichtiger Rationalisierungs-
vorhaben im Betrieb mit, setzt sich 
für die Verwirklichung der Vorschläge 
der Werktätigen ein, nimmt Einfluß 
auf die Verbesserung der Organisa-
tion der Arbeit und hat das Recht, 
vom Betriebsleiter die Beseitigung al-
ler Mängel zu verlangen.

Angesichts der Fülle und Konkretheit 
der im Arbeitsrecht der DDR nieder-
gelegten Rechte der Werktätigen und 
ihrer Gewerkschaften ist es hier nicht 
möglich, sie alle detailliert wiederzu-

manchen 
i Mitarbeit 
Vorschläge

Ein Organ, das durch einen Beschluß 
jüngsten Datums an Autorität gewon-
nen hat, ist die Ständige Produktions-
beratung. Dieses von den Werktäti-
gen gewählte Gremium, das ein Organ 
der Betriebsgewerkschaftsorganisation 
ist, wirkt insbesondere an der Aus-
24

Die breite Skala der Vorschläge — sie 
reichen von Fragen der Leitungstätig-
keit im Betrieb, über Rationalisie-
rungsmaßnahmen, bis zu Problemen 
des Arbeitsschutzes, der Arbeiterver-
sorgung und der Freizeitgestaltung — 
spiegelt, bezogen auf den einzelnen 
Betrieb, den Inhalt der vom VIII. Par-
teitag der SED verkündeten Haupt-
aufgabe wider: die weitere allseitige 
Verbesserung der Arbeits- und Le-
bensbedingungen der Werktätigen auf 
der Grundlage eines hohen Entwick-
lungstempos der sozialistischen Pro-
duktion.

Die in der DDR stattfindenden Neuwahlen der gewerkschaftlichen Leitungen 
und Vorstände haben — das beweisen die inzwischen abgeschlossenen Wah-
len der Vertrauensleute, der Abteilungs- und Betriebsgewerkschaftsleitungen 
— zu einer verstärkten Aktivität der Gewerkschaften bei der Vertretung der 
Arbeiterinteressen geführt. Mehr als eine Million Vorschläge und Hinweise zu 
Fragen der Produktion sowie der Arbeits- und Lebensbedingungen wurden 
durch die DDR-Gewerkschafter in den betrieblichen Wahlversammlungen unter-
breitet. Mit Hartnäckigkeit dafür zu sorgen, daß diese nunmehr realisiert wer-
den, bezeichnete der FDGB-Vorsitzende Herbert Warnke als „oberstes Gebot 
der Gewerkschaftsarbeit".

„Die Leiter der Staats- und Wirtschafts-
organe und der Betriebe", heißt es in 
der gleichen gesetzlichen Bestimmung, 
„gehen in ihrer Führungstätigkeit von 
dem Grundsatz aus, daß alles, was der 
Gesellschaft nützt, auch für den Be-
trieb und für den einzelnen Werktä-
tigen vorteilhaft sein muß." Das ist 
übrigens auch die Grundlage der in 
der Regel erfolgreichen Zusammenar-
beit der Gewerkschaften und der 
staatlichen Leiter in den Betrieben der 
DDR, einer Zusammenarbeit, die die 
konsequente Kontrolle der Einhaltung 
der Prinzipien sozialistischer Lei-
tungstätigkeit durch die Gewerkschaft 
im Interesse der Arbeiter einschließt.

Dr. Otte
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geben. Entscheidend ist, daß diese 
Rechte nicht nur auf dem Papier ste-
hen, sondern in der täglichen Praxis 
so genutzt werden, daß die Arbeiter-
klasse mit Hilfe der Gewerkschaften 
immer entscheidender Einfluß auf die 
Gestaltung der betrieblichen Verhält-
nisse und die gesellschaftliche Ent-
wicklung nimmt.

Umfassende Rechte stehen den be-
trieblichen Gewerkschaftsleitungen 
auch in allen Personalangelegenheiten 
zu. Jede Änderung eines Arbeitsver-
trages oder Beendigung eines Arbeits-
rechtsverhältnisses z. B. bedarf — soll 
sie Rechtskraft erlangen — der Zu-
stimmung der Gewerkschaft (§§ 30 und 
31 GBA). Eindeutig widerspiegeln 
schließlich die Betriebskollektivver-
träge die Interessen der Beschäftigten. 
Sie legen innerbetrieblich verbindliche 
Pflichten der Betriebsleitung zur Ver-
besserung der Arbeits- und Lebens-
bedingungen der Werktätigen fest 
und werden jährlich zwischen der BGL 
und der Betriebsleitung abgeschlos-
sen.

Eine der wesentlichsten Möglichkeiten 
der Beschäftigten in der DDR, auf das 
Betriebsgeschehen Einfluß zu nehmen, 
ist seine Mitwirkung an der Ausarbei-
tung der betrieblichen Pläne, die nicht 
nur die Produktionsaufgaben des Be-
triebskollektivs festlegen, sondern 
ebenso die Entwicklung der Arbeits-
und Lebensbedingungen der Werktä-
tigen im Planjahr. Der Betriebsleiter 
ist nicht nur verpflichtet, in enger Zu-
sammenarbeit mit der BGL — der 
übrigens auch ein eigenes Vorschlags-
recht zusteht— den Planentwurf vor 
den Werktätigen zur Diskussion zu 
stellen, sondern auch ihre Vorschläge 
bei der endgültigen Ausarbeitung des 
Planes zu berücksichtigen. Können 
Vorschläge nicht berücksichtigt wer-
den, ist dies gegenüber den Werktäti-
gen zu begründen (§ 15 GBA).

Natürlich gibt es auch in den DDR- 
Betrieben noch so manchen Wirt-
schaftsleiter, der die Mitarbeit der 
Werktätigen, ihre Vorschläge und 
Rechte ungenügend beachtet und die 
Mitbestimmung der Gewerkschaft un-
terschätzt. In dem volkseigenen Pa-
piermaschinenwerk Freiberg zum Bei-
spiel, hatten die Gießer oft die unzu-
mutbare Staubentwicklung kritisiert 
und Vorschläge zur Veränderung ge-
macht. Doch sie stießen auf taube 
Ohren. Hinweise der betrieblichen Ge-
werkschaftsleitung blieben ebenfalls 
unbeachtet. Da nahm die Gewerkschaft 
ihre in § 12 des Gesetzbuches der 
Arbeit enthaltenen Rechte in Anspruch. 
„Die betrieblichen Gewerkschaftslei-
tungen haben das Recht", heißt es 
hier, „bei mangelhafter Erfüllung der 
Aufgaben, bei Verletzung der soziali-
stischen Gesetzlichkeit und bei Miß-
achtung der Rechte der Gewerkschaf-
ten durch Betriebsleiter oder leitende 
Mitarbeiter von dem übergeordneten 
Leiter zu fordern, daß die Verantwort-
lichen zur Rechenschaft gezogen wer-
den." Inzwischen wurde die körper-
lich schwere Arbeit beseitigt.

Eindeutig im Interesse der DDR-Arbei-
ter sind auch die Rechte der Gewerk-
schaften in den Fragen der betriebli-
chen Lohnpolitik und des Prämien-
wesens geregelt. So kann die Eingrup-
pierung der betrieblichen Arbeitsauf-
gaben in Lohn- bzw. Gehaltsgruppen 
nur nach Zustimmung durch die zu-
ständige Gewerkschaftsleitung in 
Kraft gesetzt werden (§ 42 GBA). Die 
Lohnformen, nach denen im Betrieb 
gearbeitet wird, sind vom Betriebs-
leiter unter Mitwirkung der Werk-
tätigen zu erarbeiten und bedürfen 
ebenfalls der Zustimmung der Be-
triebsgewerkschaftsleitung (§ 45 GBA). 
Gleiches gilt für die betrieblichen Prä-
mienzahlungen, insbesondere für die 
Jahresendprämie, deren Höhe in der 
Regel ein Monatseinkommen erreicht 
(§ 53 GBA). Ohne Mitbestimmung der 
BGL sind alle Festlegungen des Be-
triebsleiters — auf diesem für die Ar-
beiter so wichtigen Gebiet — rechts-
unwirksam.

Bei der Durchsetzung der Arbeitervnr- 
schläge gehen die Gewerkschaften der 
DDR von dem im Gesetzbuch der />.•:- 
beit garantierten Recht auf Arbeit aus. 
Dieses Recht schließt nicht nur das 
Recht auf einen Arbeitsplatz im Be-
trieb ein, es enthält gleichzeitig das 
Recht auf die schöpferische Mitwir-
kung des Arbeiters an der Leitung 
des Betriebes und an der Planung 
der Wirtschaft (§ 2 GBA). Das Prinzip 
der Einzelleitung gilt selbstverständ-
lich auch in den sozialistischen Betrie-
ben der DDR. Der demokratische Zen-
tralismus verpflichtet jedoch den Lei-
ter, sich bei der Entscheidungsfindung 
auf die Mitwirkung der Werktätigen 
zu stützen, die bewußte kollektive 
Zusammenarbeit der Werktätigen, un-
abhängig vom Unterstellungsverhält-
nis, zu sichern (§ 39 GBA).



Der Kampf der Bergarbeiter

254/72

7

Unter den Bedingungen der Nationa-
lisierung sowie der nationalen Brenn-
stoffkrise und des Arbeitskräfteman-

Britische Bergarbeiter siegten durch Entschlossenheit 
und Solidarität — Bericht unseres Mitarbeiters in London

gels in den Bergwerken in der Nach-
kriegszeit konnten die Bergarbeiter 
ihre eigene soziale Lage schnell ver-
bessern und zählten in den 50er Jah-
ren zu den höchstbezahlten Arbeitern 
Großbritanniens.

Während dieser Zeit der schnellen 
Schrumpfung wurden die Bergarbei-
ter fortwährend mit folgender Propa-
ganda konfrontiert: „Es herrscht eine 
starke Konkurrenz auf dem Brenn-
stoffmarkt; wenn ihr höhere Löhne 
verlangt, dann steigt der Kohlen-
preis; das bedeutet eine geringere 
Nachfrage nach Kohle und damit we: 
niger Arbeitsplätze im Bergbau. Si-
chert also eure Arbeitsplätze, indem 
ihr eure Lohnforderungen bescheiden 
haltet."

Die britischen Bergarbeiter haben als Ergebnis eines siebenwöchigen solidarisch 
und kämpferisch geführten Streiks einen außerordentlichen Sieg errungen. — 
Erstens haben sie eine für Arbeiter im öffentlichen Sektor der Wirtschaft un-
gewöhnlich hohe Lohnerhöhung (ca. 20 Prozent) erkämpft. Zweitens haben sie 
diesen Sieg zu einem Zeitpunkt errungen, als es die erklärte Regierungspolitik 
war, allen Lohnforderungen im öffentlichen Sektor starken Widerstand ent-
gegenzusetzen, nicht zuletzt deshalb, um den privaten Unternehmern ein Bei-
spiel zu geben, wie sie sich verhalten sollten. Drittens, und das ist wahrschein-
lich das Wichtigste, wurde es für jedermann sichtbar, daß die Bergarbeiter die 
Regierung besiegt hatten.

Da ein nationaler Streik aller Berg-
arbeiter ein seltenes Ereignis ist (der 
letzte war 1926), kann man auch et-
was „Besonderes" an ihrer Kampf-
entschlossenheit feststellen. Das hat 
wichtige Gründe: Nadi 1958 gab es 
800 000 Bergarbeiter in Großbritan-
nien. Heute sind es nur noch 280 000. 
Dies ist natürlich immer noch eine 
große Anzahl von Arbeitern; aber es 
hat ein drastischer Schrumpfungspro-
zeß stattgefunden, dessen psydiolo- 
gische Wirkung auf die Bergarbeiter 
und ihre Gewerksdiaft nidit unter-
schätzt werden darf.

Die historische Bedeutung der Kohle 
für die britische Wirtschaft ist eine 
direkte Folge des vorhandenen Über-
flusses an Kohle in Großbritannien. 
Aber gerade dieser Überfluß, der zu 
einer chronischen Überproduktion und 
folglich zu einem Sinken des Markt-
preises für Kohle führte, ist das 
größte Hindernis für die Bergarbeiter 
gewesen, ihr Gehalt und ihre Arbeits-
bedingungen zu verbessern. Die gro-
ße wirtschaftliche Depression der 20er 
und 30er Jahre drüdcte die Löhne der 
Bergarbeiter bis auf das Existenz-
minimum herunter, und gerade wäh-
rend dieser Zeit wurde die Nationa-
lisierung der Bergwerke das wichtig-
ste politische Ziel der Gewerkschaft. 
Dieses wurde schließlich 1947 unter 
einer Labour-Regierung erreicht.

fungsphasen rief das Management 
nach weiteren Rationalisierungsmaß-
nahmen. Die Bergarbeiter verlangten 
eine nationale Brennstoffpolitik, um 
die Kohleproduktion zu stabilisieren; 
aber sowohl die konservative als 
auch die Labourregierung mieden das 
Problem und machten halbe Verspre-
chungen, die unerfüllt blieben. Es war 
offensichtlich, daß die Bergarbeiter-
gewerkschaft trotz ihrer kooperati-
ven Haltung weder die Löhne noch 
die Arbeitsplätze gesichert hatte.

Die Presse hatte versucht, eine öf-
fentliche Kampagne zu starten, um 
das Gesicht der Regierung zu wah-
ren. Diese Kampagne ging größten-
teils von der Behauptung aus, daß 
die Lohnforderungen der Bergarbei-
ter ein „besonderer Fall" und des-
halb Forderungen anderer Arbeiter-
gruppen nicht gerechtfertigt seien. 
Man kann wohl mit Sicherheit Vor-
aussagen, daß die anderen Gewerk-
schaften daraus die entsprechende 
Lehre ziehen werden: daß nämlich 
der „besondere" Charakter der For-
derungen der Bergarbeiter darin be-
stand, daß sie streikbereit und ge-
willt waren, so lange zu streiken, bis 
ihre Forderungen erfüllt sind.

Der Kohletransport durch Lastwagen 
war schwieriger zu verhindern: die 
Zusammenarbeit mit der Transport-
arbeitergewerkschaft war zwar gut, 
aber es gibt Hunderte von Nahver-
kehrsspeditionen mit nicht-organisier-
ten Arbeitern. Allmählich wurden 
die Streikposten vor den Kraftwer-
ken immer effektiver, so daß ein

Bei der Durchführung des Streiks 
sind vor allem die Aktivitäten der 
Streikposten zu erwähnen, an denen 
etwa 60 000 Bergarbeiter teilnahmen. 
Sie erkannten die strategische Be-
deutung der Kraftwerke (72 Prozent 
der Elektrizität wird in Großbritan-
nien durch Kohleverbrennung gewon-
nen) und bewachten diese von Be-
ginn des Streiks an mit Streikposten. 
Die Regierung gab sich selbstsicher, 
da die Kohlereserven hoch seien. Das 
war auch richtig, aber sie wurden 
unterschiedlich verteilt, und so rich-
teten die Bergarbeiter ihre Aufmerk-
samkeit auf den Kohletransport. Die 
Zusammenarbeit mit der Eisenbah-
nergewerkschaft funktionierte sofort, 
und keine Kohle wurde während des 
Streiks mit der Eisenbahn transpor-
tiert.

Die Kohle unterlag jedoch einer wach-
senden Konkurrenz durch die Öl-
monopole, die eine aggressive Preis-
politik verfolgten. Als Resultat die-
ses Konkurrenzkampfes begann der 
Markt für Kohle ab 1958 schnell zu 
schrumpfen. Der Vorstand der natio-
nalisierten Kohlegesellschaft als aus-
führende Vertretung der Regierung 
beschloß massive Einschränkungen 
der Förderung. Im folgenden Jahr-
zehnt wurde die Zahl der Bergarbei-
ter auf die Hälfte, die Zahl der Ze-
chen auf einen noch kleineren Teil 
reduziert. Dieser Rationalisierungs-
und Schrumpfungsprozeß war in sei-
nen Auswirkungen sehr unterschied-
lich. In Schottland, Nordostengland 
und Wales, die ohnehin schon von 
einer allgemeinen wirtschaftlichen 
Stagnation und hoher Arbeitslosig-
keit betroffen waren, gab es die mei-
sten Zechenstillegungen und Entlas-
sungen.

Dies alles bildet den Hintergrund 
zum Bergarbeiterstreik 1972. Die 
Bergarbeiter wollten eine Lohnerhö-
hung erringen, die sie wieder in ihre 
alte Position als eine der höchstbe-
zahlten Arbeitergruppen brächte. Da 
ihre Arbeit hart und gefährlich ist 
(zwei Drittel leben nicht lange ge-
nug, um ihre Pension in Anspruch zu 
nehmen), meinten sie, daß ihnen ho-
he Löhne zuständen. Sie wußten trotz 
aller Propaganda über Atomenergie, 
01 und Erdgas, daß die britische 
Wirtschaft nicht ohne Kohle funktio-
nieren konnte. Sie wußten auch, daß 
das berüchtigte „Gesetz über die in-
dustriellen Beziehungen" (ein Anti- 
Streik- und -Gewerkschaftsgesetz der 
Regierung) nur eine leere Drohung 
bliebe, wenn sie vereint kämpften. 
In beiden Punkten behielten sie 
recht.

Die scheinbare Logik dieser Propa-
ganda hatte den gewünschten Effekt. 
Die Bergarbeiter und ihre Gewerk-
schaft stellten wirklich nur beschei-
dene Lohnforderungen, und sie fielen 
von einer Spitzenposition in der Lohn-
skala der Industriearbeiter auf eine 
der untersten Stufen herab. Aber 
während die Bergarbeitergewerk-
schaft mit dem Management auf 
diese Weise „kooperierte", gingen die 
Stillegungen weiter. Am Ende jeder 
der aufeinanderfolgenden Schrump-

Als es der Masse der Bergarbeiter 
klar wurde, daß man sie an der Nase 
herumgeführt hatte, entstand in den 
Kohlengebieten eine wachsende 
Kampfbereitschaft. 1969, 1970 und 
1971 wurden zwar — hauptsächlich 
durch Produktivitätsabkommen — 
Lohnerhöhungen erzielt, aber die in 
diesen Jahren besonders starke In-
flation machte die Verbesserungen 
faktisch wieder zunichte.
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Eine aktuelle Neuerscheinung im NACHRICHTEN-Verlag 
Vollständiger Wortlaut — kommentiert für die Praxis

Eine vertrauensvolle Zusammenarbeit 
kann es von der Sache und der Inter-
essenlage her nur mit den gewerk-
schaftlichen Vertrauensleuten im Be-
trieb und mit der Gewerkschaft geben. 
Nur die Gewerkschaft als Gesamtheit, 
auf die sich jeder einzelne Betriebs-
rat stützen kann, ist die Kraft, die 
letztlich dafür garantiert, daß auch die 
betrieblichen Forderungen durchge-
setzt werden können ...

§ 2 
Stellung der Gewerkschaften 

und Vereinigungen der 
Arbeitgeber

ge- 
und

Der Gewerkschaftsvertreter hat in je-
dem Fall „nach Unterrichtung des Ar-
beitgebers oder seines Vertreters" das
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Zu Abs. 2: Diese Bestimmung gibt der 
Gewerkschaft Handhaben, um die für 
eine wirksame Interessenvertretung 
der Arbeiter und Angestellten notwen-
dige Zusammenarbeit mit dem Be-
triebsrat, aber auch den Beschäftigten 
selbst, anzustreben und zu praktizie-
ren ...

Zu Abs. 1: Der Grundsatz der „ver-
trauensvollen" Zusammenarbeit von 
Betriebsrat und Unternehmer ist ein-
deutig arbeiter- und gewerkschafts-
feindlich. Er wurde aus dem § 49 des

zielt dahin, eine wirksame Interessen-
vertretung der Beschäftigten durch 
den Betriebsrat zu behindern bzw. 
unmöglich zu machen. Wiederum 
wird versucht, die allein gegen die 
Interessen der abhängig Beschäftigten

Die Führer der Bergarbeiter haben 
dieses Angebot nicht sofort angenom-
men, sondern änderten in den Schluß-
verhandlungen mit dem Premiermini-
ster ihre Taktik und erreichten zu-
sätzlich zu den Wilberforce-Empfeh- 
lungen weitere Verbesserungen: 5 zu-
sätzliche Urlaubstage, höhere Lohn-
raten für bestimmte hochspezialisierte 
Arbeiter, höheren Lohn für Jung-
arbeiter und höhere Gratifikationen.

Noch im Monat April erscheint in der NACHRICHTEN-Verlags-GmbH das 
bereits angekündigte Buch von Gerd Siebert zum Betriebsverfassungsgesetz 
(etwa 250 Seiten, 7,50 DM). Das Buch enthält den Gesetzestext und gibt zu den 
einzelnen Paragraphen sowohl grundsätzliche Wertungen als vor allem auch 
Hinweise für die Auslegung und praktische Anwendung. Nachstehend ein Aus-
zug aus der Kommentierung zu § 2 BetrVG als Leseprobe:

(1) Arbeitgeber und Betriebsrat arbei-
ten unter Beachtung der geltenden 
Tarifverträge vertrauensvoll und im 
Zusammenwirken mit den im Betrieb 
vertretenen Gewerkschaften und Ar-
beitgebervereinigungen zum Wohl der 
Arbeitnehmer und des Betriebes zu-
sammen.

(2) Zur Wahrnehmung der in diesem 
Gesetz genannten Aufgaben und Be-
fugnisse der im Betrieb vertretenen 
Gewerkschaften ist deren Beauftrag-
ten nach Unterrichtung des Arbeitge-
bers oder seines Vertreters Zugang 
zum Betrieb zu gewähren, soweit dem 
nicht unumgängliche Notwendigkeiten 
des Betriebsablaufs, zwingende Sicher-
heitsvorschriften oder der Schutz von 
Betriebsgeheimnissen entgegenstehen.

(3) Die Aufgaben der Gewerkschaften 
und der Vereinigungen der Arbeit-
geber, insbesondere die Wahrneh-
mung der Interessen ihrer Mitglieder, 
werden durch dieses Gesetz nicht be-
rührt.

stimmte sachliche Konsultation und 
Anwendung aller Rechte in eigener 
Auslegung der gesetzlichen Bestim-
mungen praktizieren. Dazu berechtigt 
sie auch die Bestimmung, „...zum 
Wohl der Arbeitnehmer und des Be-
triebes" zu wirken, zumal es ein 
„Wohl" von Maschinen und Gebäu-
den nicht gibt.. .

Die Behauptung der Regierung, daß 
der Streik nur Probleme für die Berg-
arbeiter selber brächte, erwies sich 
am Ende der fünften Woche als Bluff, 
als Notstandsmaßnahmen getroffen 
wurden, um die Elektrizität zu ratio-
nieren und als eine spezielle Unter-
suchungskommission unter Lord Wil- 
berforce gebildet wurde. Wilberforce, 
der offensichtlich im Auftrag einer 
nun panischen Regierung handelte, 
legte innerhalb weniger Tage einen 
Bericht vor, der ein relativ großzügi-
ges Angebot enthielt:

Das bedeutet nicht, daß das Anti-Ge-
werkschaftsgesetz ungefährlich ist. Es 
ist potentiell eine große Gefahr für 
die Gewerkschaftsbewegung. Es wird 
zweifellos von der Regierung gegen 
kleinere und schwächere Gewerk-
schaften angewandt werden. Aber 
wenn die anderen Gewerkschaften 
einsehen, daß die Bedrohung einer 
Gewerkschaft eine Bedrohung aller 
Gewerkschaften ist, und sie sich wei- ’ abgelösten BetrVG übernommen und 
terhin solidarisch wie in diesem Fall | J-v‘- ----------------- ---------------
verhalten, dann wird das Anti-Ge-. | 
werkschaftsgesetz mit seiner ganzen . 
ausgeklügelten Maschinerie in den 
Mülleimer der Geschichte geworfen j 
werden. Henry Overstrand, London 
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Kraftwerk nach dem anderen ge-
schlossen werden mußte, einschließ-
lich einiger Olverbrennungswerke.

Die Bestimmungen des § 2 verdeut-
lichen einen wesentlichen Grundzug 
des BetrVG: das Bestreben, der Zu-
sammenarbeit und einheitlichen Ak-
tion der Arbeiterschaft — von Ge-
werkschaft, Betriebsrat, gewerkschaft-
lichem Vertrauensleutekörper und Be-
legschaft — entgegenzuwirken. Grund-
sätzlich werden die Gewerkschaften 
als betriebsfremde Elemente betrach-
tet, denen man „Zutritt“ gewährt. Die 
Absicht ist unverkennbar: Die organi-
sierte Kampfkraft der Arbeiter, An-
gestellten und Gewerkschafter im Be-
trieb und in ihrer Gesamtheit soll ge-
schwächt werden.

Betriebsräte sind demokratisch 
wählte Vertreter der Arbeiter 
Angestellten des Betriebes. Als ihre 
Interessenvertreter sind sie verpflich-
tet, sich allein an den berechtigten 
Forderungen und Anliegen der Be-
schäftigten auszurichten. Für die Be-
triebsräte ist es darum folgerichtig, 
daß sie im Umgang mit dem Unter-
nehmer und seinen Vertretern eine 
von den Belegschaftsinteressen be-

Die Forderungen der Bergarbeiter:
5 Pfund mehr pro Woche 

andere Untertagearbeiter
8 Pfund mehr pro Woche 

Ubertagearbeiter
9 Pfund mehr pro Woche

Die Empfehlungen von Wilberforce: 
Hauer 4,50 Pfund mehr pro Woche 
andere Untertagearbeiter

6 Pfund mehr pro Woche 
Ubertagearbeiter

5 Pfund mehr pro Woche

gerichtete Ideologie und Praxis der 
„Sozialpartnerschaft", entgegen den 
realen Gegebenheiten in den kapita-
listisch beherrschten Betrieben, zum 
Tragen zu bringen .. .

Es herrscht kein Zweifel, daß die 
strategische Wichtigkeit der Kohle 
für die nationale Industrie ein Grund 
für den Sieg war. Aber die militan-
ten Streikposten sowie die Sympa-
thie und die Unterstützung anderer 
Gewerkschaften, auf nationaler und 
internationaler Ebene, waren genau 
so entscheidend. Da die Regierung 
dieser vereinten Front nicht nur der 
Bergarbeiter, sondern praktisch aller 
Gewerkschaften gegenüberstand, wag-
te sie nicht, das berüchtigte „Gesetz 
über die industriellen Beziehungen" 
anzuwenden, das ganz offensichtlich 
keine Bedeutung in der Auseinander-
setzung hatte.
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Analyse des Reformismus in der Arbeiterbewegung 
Ein aktuelles Buch für den politischen Praktiker

1972 - Jahr der 
Gewerkschaftskongresse

Mehr Frauen und Jugendliche 
in den Leitungen

DDR: Familienförderung und 
Senkung der Neubaumieten

Das Buch ist durch seine wissenschaft-
lich fundierte und auch abgerundete 
Auseinandersetzung mit der Ideologie 
des Sozialdemokratismus ein wichti-
ger Beitrag der marxistischen Litera-
tur und unentbehrlich für die Theorie 
der Arbeiterklasse und die politische 
Praxis in der BRD. Fritz Krause

Charakteristisches Merkmal aller die-
ser Kongresse ist, daß sie die weitere 
Verbesserung der Arbeits- und Le-
bensbedingungen der Arbeiterklasse 
und aller Werktätigen in Überein-
stimmung mit den staatlichen lang-
fristigen Wirtschaftsplänen zum Haupt-
gegenstand ihrer Beratungen gemacht 
haben. Ihr dient auch der breite Er-
fahrungsaustausch über den Produk-
tionswettbewerb.

Weitere sozialpolitische Maßnahmen 
zur Entwicklung der Lebensbedingun-
gen der Arbeiterklasse in der DDR 
hat der Erste Sekretär des ZK der 
SED, Erich Honecker, angekündigt. Die 
Maßnahmen, an deren Ausarbeitung 
die Gewerkschaften beteiligt sind, be-
ziehen sich auf eine Erhöhung der 
Mindestrenten, auf die staatliche För-
derung der Ehe, von Mutter und Kind 
und auf die Senkung der Mieten für 
Neubauwohnungen, obwohl diese — 
wie die französische Nachrichtenagen-
tur AFP dazu anmerkte — für westli-
che Verhältnisse ohnehin niedrig" sind. 
Im April werden das ZK der SED 
sowie der Bundesvorstand des FDGB 
die neuen Schritte abschließend be-
handeln.

Eine umfassende Darstellung der Theorie und Politik des 
Sozialdemokratismus enthält das unlängst im Verlag Marxisti-
sche Blätter GmbH., Frankfurt am Main, herausgegebene Buch 
„Ideologie des Sozialdemokratismus in der Gegenwart", 511 
Seiten, DM 14,80, eines Kollektivs sowjetischer Wissenschaftler.

Die über 7 Millionen Mitglieder des 
FDGB verteilen sich nach jüngster sta-
tistischer Feststellung auf 29 062 be-
triebliche Gewerkschaftsorganisatio-
nen. In den Betriebsgewerkschaftslei-
tungen wurden bei den Gewerk-
schaftswahlen 235 778 Mitglieder ge-
wählt, davon sind 109 325 Frauen und 
21 604 Jugendliche. Von den 29 062 
Vorsitzenden der Betriebsgewerk-
schaftsleitungen sind 8416 Frauen. Der 
Anteil der weiblichen BGL-Mitglieder 
erhöhte sich gegenüber den Gewerk-
schaftswahlen 1970 von 46,1 auf 46,4 
Prozent, der der jugendlichen BGL- 
Mitglieder von 8,4 auf 9,2 Prozent.

Die Ideologie des Großkapitals steckt 
in einer tiefen Krise. Sie vermag im-
mer weniger, Antworten auf die 
neuen gesellschaftlichen, menschlichen 
und wissenschaftlich-technischen Pro-
bleme unserer Zeit zu geben. Die 
herrschenden Kreise des Großkapitals 
suchen deshalb fieberhaft nach neuen 
„realen Utopien“ oder „gesellschaft-
lichen Leitbildern“ als Alternativen 
zum Sozialismus. Eine wichtige Rolle 
spielt in diesem Zusammenhang der 
Sozialdemokratismus.

Zweifellos ist das Buch auch in der 
Bundesrepublik eine Waffe in den 
Händen der Arbeiterklasse im Kampf 
für sozialen und gesellschaftlichen 
Fortschritt. Gerade in der Bundes-
republik sind die Theorien der sozial-
demokratischen Führung die wichtig-
ste theoretische und politische Stütze 
des Großkapitals innerhalb der Arbei-
terbewegung. Es ist ein Verdienst die-
ser Arbeit, anhand gängiger Argu-
mente umfassend das Wesen und die 
Rolle der sozialdemokratischen Theo-
rie und Praxis innerhalb der spät-
kapitalistischen Gesellschaft markiert 
zu haben, so im einzelnen in den Ka-
piteln „Die philosophischen Grund-
lagen der reformistischen Ideologie“, 
„Die Sozialphilosophie des gegenwär-
tigen Reformismus“, „Die reformisti-
sche Theorie von der .gemischten 
Wirtschaft'“, „Der Reformismus über 
Klassen und Klassenkampf“, „Die 
Apologie des gegenwärtigen imperia-
listischen Staates und der bürger-
lichen Demokratie durch die Ideolo-
gen des Reformismus“, „Revolutionen 
und Reformen in den Konzeptionen 
der Ideologen des Reformismus“, „Re-
form und Revisionismus“ u. a. m.

„Unumgängliche Notwendigkeiten des 
Betriebsablaufs" können als Verwei-
gerungsgrund bestenfalls geltend ge-
macht werden, wenn das Erscheinen 
der Gewerkschaftsvertreter im Betrieb 
und ihr konkretes Anliegen nur mit 
Produktionsstopp zu realisieren wären. 
„Zwingende" Sicherheitsgründe sind 
nur dann gegeben, wenn der Zutritt 
zu einer Betriebabteilung bzw. be-
stimmten Arbeitsplätzen für alle dort 
nicht beschäftigten Personen aus Grün-
den der Gefahr für Leib und Leben 
generell verboten ist. Auch der 
„Schutz von Betriebsgeheimnissen" 
läßt sich schwerlich gegen das gewerk-
schaftliche Zutrittsrecht mobilisieren. 
Wo mehrere oder gar viele Beschäf-
tigte ständig mit sogenannten „Be-
triebsgeheimnissen" zu tun haben, 
wird man erstens von Geheimhaltung 
kaum noch reden und darum zweitens 
einen Gewerkschaftsvertreter nicht 
fernhalten können. Das Zutrittsrecht 
zum Betrieb muß als Recht der Ge-
werkschaft auf freien und ungehinder-
ten Zugang zum Arbeitsplatz ange-
wendet werden ...
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beweiskräftigen Quellenmaterials 
einen übersichtlichen Einblick in die 
philosophischen Grundlagen des heu-
tigen Sozialdemokratismus, in dessen 
Gesellschafts- und Staatsauffassung 
und auch Ethik. Die Autoren setzen 
sich zugleich mit gängigen sozial-
demokratischen Argumenten ausein-
ander und bestimmen nach einer 
gründlichen Analyse auch ihren klas-
senmäßigen Standort. „Das Autoren-
kollektiv ging davon aus“, so heißt 
es in der Einleitung über die Ziel-
stellung des Buches, „daß eine kriti-
sche Untersuchung der theoretischen 
und sozialpolitischen Vorstellungen 
der Konzeptionen des Sozialdemokra-
tismus eine Hilfe im Kampf für die 
grundlegenden Interessen der inter-
nationalen Arbeiterklasse, für die 
Festigung der Einheit und Geschlos-
senheit ihrer Kampfreihen sein dürf-
te.“

Diese kollektive Arbeit vermittelt aus 
marxistisch-leninistischer Sicht und 
auf der Grundlage reichhaltigen und

Recht, in den Betrieb zu gehen. Die 
Unterrichtung des Unternehmers ist nur 
eine formelle Angelegenheit. Er darf 
auch keinen Einfluß darauf nehmen, 
wer oder wie viele Beauftragte als 
Vertreter der Gewerkschaft in den Be-
trieb kommen. Der Zugang darf nur 
aus den in Abs. 2 genannten Grün-
den verweigert werden. Im allgemei-
nen dürfte es dem Unternehmer 
schwerfallen, diese Gründe geltend 
zu machen. Er muß den Beweis an-
treten, daß sie zutreffen. Für die Gewerkschaften einer Reihe 

sozialistischer Länder ist das Jahr 1972 
das Jahr ihrer Gewerkschaftskon-
gresse. So begann am 20. März im 
Kongreßgebäude des Kremls in Mos-
kau der XV. Kongreß der sowjeti-
schen Gewerkschaften, der über den 
Beitrag der 98-Millionen-Organisation 
zum weiteren Aufbau der kommunisti-
schen Gesellschaft beraten hat. Ihm 
war der Kongreß der bulgarischen 
Gewerkschaften vorausgegangen. In 
der CSSR, in der Volksrepublik Po-
len, in der Demokratischen Republik 
Vietnam und in der DDR sind die 
Kongreßvorbereitungen in vollem 
Gange.



Fast 7 Millionen im DGBTerminkalender
IG Metall bleibt mit 2,3 Millionen größte Gewerkschaft
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800 Verlage im Messehaus
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Zweitgrößter Gewinner war mit ei-
nem Zugang von fast 17 000 Mitglie-
dern die OTV. Sie zählt jetzt 998 000 
Mitglieder. An dritter Stelle folgt die 
IG Chemie - Papier - Keramik mit ei-
nem Gewinn von über 14 000 und ei-
nem Gesamtbestand von 613 000 Mit-
gliedern. Besser als die Industrie-
gewerkschaften stiegen die drei „Be-
amtengewerkschaften" von Post, Ei-
senbahn sowie Erziehung und Wissen-
schaft an. Sie gewannen zusammen 
fast 30 000 neue Mitglieder. In allen 
vier Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes sind damit über 1,9 Millio-
nen Beschäftigte organisiert.

Seit der Rezession im Jahre 1967 ha-
ben die Gewerkschaften in der Bun-
desrepublik kräftig an Mitgliedern zu-
genommen. Obwohl die Beschäfti-
gungszahlen in der Industrie leicht zu-
rückgehen, stiegen die Mitgliederzah-
len der 16 dem DGB angeschlossenen 
Gewerkschaften im ganzen von 6,38 
Millionen 1968 auf 6,85 Millionen 
Ende 1971. Von diesen Mitgliedern 
gehören 34 Prozent zur IG Metall, die 
mit einem Nettozuwachs von 90 000 
Mitgliedern auf 2,31 Millionen anstieg 
und damit nicht nur die weitaus 
größte DGB-Gewerkschaft, sondern die 
größte Einzelgewerkschaft in der Welt 
bleibt.

Verlierer war die Gewerkschaft Tex-
til - Bekleidung, die einen Abgang von 
12 000 Mitgliedern zu verzeichnen 
hatte und noch 287 000 Organisierte in 
ihren Reihen zählt. Hier wirkt sich 
vor allen Dingen der Verlust von mehr 
als 100000 Arbeitsplätzen im Zuge der 
Rationalisierung im Organisationsbe-
reich der Gewerkschaft aus. Mitglie-
derverluste mußten ferner die Ge-
werkschaft Leder sowie die Gewerk-
schaft Gartenbau, Land- und Forst-
wirtschaft hinnehmen. Auch hier ist 
der Verlust auf eine wachsende Kon-
zentration in ihren Wirtschaftsberei-
chen zurückzuführen sr

Im Zeichen des Jahres des internatio-
nalen Buches, zu dem die UNESCO 
das Jahr 1972 erklärt hat, stand die 
internationale Leipziger Buchmesse, 
die im Rahmen der Frühjahrsmesse 
1972 abgehalten wurde. Rund 800 Ver-
lage aus 17 Ländern zeigten in Einzel- 
und Kollektivausstellungen im Messe-
haus am Markt ihre neueste Produk-
tion. Die 80 DDR-Verlage waren an 
der Ausstellung allein mit 8700 Titeln 
aus allen Literaturgebieten vertreten. 
Auch der NACHRICHTEN-Verlag 
zeigte in Leipzig innerhalb einer Kol-
lektivausstellung der WLVG sein Sor-
timent.

■ 27. bis 29. April
8. Bundesjugendkonferenz der Ge-
werkschaft der Eisenbahner 
Deutschlands in Essen.

■ 4. Mai
Eröffnung der Ruhrfestspiele.

■ 7. bis 12. Mai
10. ordentlicher Gewerkschaftstag 
der Gewerkschaft Leder in Böblin-
gen.

■ 12. und 13. Mai
Bundesfrauenkonferenz der IG 
Chemie-Papier-Keramik in Nürn-
berg.

■ 28. Mai bis 3. Juni
7. ordentlicher Gewerkschaftstag 
der Gewerkschaft öffentliche Dien-
ste, Transport und Verkehr in 
Westberlin.

■ 2. und 3. Juni
Bundesjugendkonferenz der IG 
Chemie-Papier-Keramik in Osna-
brück.

■ 25. Juni bis 1. Juli
9. ordentlicher Bundeskongreß des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes 
in Westberlin.

■ 26. bis 30. Juni
8. Bundeskongreß des Freien Deut-
schen Gewerkschaftsbundes der 
DDR in Berlin.

■ 10. bis 14. Juli
10. Weltkongreß des Internationa-
len Bundes Freier Gewerkschaften 
(IGFB) in London.

■ 13. und 14. Juli
XV. Arbeiterkonferenz der Ostsee-
länder, Norwegens und Islands in 
Rostock.

■ 3. bis 10. September 
Herbstmesse in Leipzig.

■ 17. bis 22. September
Gewerkschaftstag der
schäft der Eisenbahner Deutsch-
lands in Nürnberg.

■ 17. bis 23. September
9. ordentlicher Gewerkschaftstag 
der IG Chemie-Papier-Keramik in 
Dortmund.

■ 24. bis 28. September
10. Gewerkschaftskongreß der IG 
Bergbau und Energie in Hannover.

■ 24. bis 30. September
9. ordentlichar Gewerkschaftstag 
der IG Bau-Steine-Erden in Mainz.

■ 1. bis 6. Oktober
8. ordentlicher Gewerkschaftstag 
der Gewerkschaft Handel, Banken 
und Versicherungen in Dortmund.

Josef Ledwohn, Essen; Heinz
...................... Seeger, Fried-

Günstig entwickelten sich auch einige 
kleinere Gewerkschaften. So hatte die 
Gewerkschaft Handel, Banken und 
Versicherungen einen Gewinn von 
über 5 Prozent. Von den mittelgroßen 
Industriegewerkschaften hatte die IG 
Bau - Steine - Erden einen Gewinn von 
1 Prozent und stieg auf 508 000 an. 
Selbst die IG Bergbau nahm ein we-
nig zu und zählt nun 392 000 Mitglie-
der, obwohl im gesamten Bergbau nur 
noch 310 000 Beschäftigte tätig sind. 
Diese Tatsache ergibt sich aus dem 
ungewöhnlich hohen Rentnerbestand 
der Gewerkschaft.

Mit mehr als 50 000 Unterschriften 
rechnet der DGB in Nordhessen bei 
einer Aktion zur moralischen Unter-
stützung der Ostverträge. Zuvor ha-
ben schon innerhalb von vier Tagen 
35 000 Bürger der Bundesrepublik ihre 
Unterschrift für die Ratifizierung ab-
gegeben.

Die Kampagne für Demokratie und 
Abrüstung bemerkt dazu: „Die Be-
völkerung mischt sich in die inneren 
Angelegenheiten der Bundesrepublik 
Deutschland ein.“
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Dieser Ausgabe der NACHRICHTEN 
liegen ein Prospekt zu dem Buch „Be-
triebsverfassungsgesetz 72" und eine 
Doppelbestellkarte für dieses Buch 
und für NACHRICHTEN bei.

Die NACHRICHTEN zur Wirtschafts- i 
iialpolltlk erscheinen monatlich In dei 
RICHTEN-Verlags-GmbH mit viertelt 
Beilage „Informationen zur Wir*- ' 
Wicklung und Lage der Arbeiterklasse* 
'Juni, September, Dezember - nur füi 
penten).
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